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Vorblatt 


Entwurf eines Postverfassungsgesetzes 
(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Nach dem geltenden Postverwaltungsgesetz wird die Deutsche 
Bundespost von dem Bundesminister für das Post- und Fern- 
meldewesen unter Mitwirkung eines Postverwaltungsrates ge- 
leitet; Verwaltungsspitze ist das Bundesministerium für das 
Post- und Fernmeldewesen. Der Bundesminister der Finanzen, 
der Bundesminister des Innern und der Bundesminister für Wirt- 
schaft hat bestimmte Mitwirkungsrechte. Diese Struktur behin- 
dert eine moderne an betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten 
ausgerichtete Unternehmensführung und führt zu einem Über- 
gewicht politischer Einflüsse, 


B. Lösung 

Künftig soll die Deutsche Bundespost von einem fünfköpfigen 
Vorstand unter Mitwirkung eines Aufsichtsrates geleitet wer- 
den, der aus 24 Mitgliedern besteht. Der zuständige Bundes- 
minister hat im Rahmen der Unternehmensführung bestimmte 
einzeln aufgezählte Mitwirkungsrechte, wird aber im übrigen 
auf eine Rechtsaufsicht beschränkt. 


C. Alternativen 

Zwischen Bundesregierung und Bundesrat ist insbesondere um- 
stritten, inwieweit für die Bediensteten der Deutschen Bundes- 
post dienstrechtliche und besoldungsrechtliche Sonderregelun- 
gen getroffen werden sollen. 


D. Kosten 

Es entstehen keine Mehrbelastungen des Bundeshaushalts. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 6. November 1970 

1/4 (III/4) — 96001 — Po 7/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos 
senen 


Entwurf eines Gesetzes 
über die Unternehmensverfassung 
der Deutschen Bundespost (PostVerfG) 

mit Begründung (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages her- 
beizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für das Post- und Fern- 
meldewesen. 

Der Bundesrat hat in seiner 356. Sitzung am 2. Oktober 1970 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Gegenäußerung (Anlage 3) dargelegt. 


Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Unternehmensverfassung der Deutschen Bundespost 

(PostVerfG) 


Inhaltsübersicht 


Erster Abschnitt: Aufgaben und Rechtsstellung 
§ 1 Aufgaben und Rechtsform 
§ 2 Leitung und Aufsicht 
§ 3 Leitungsgrundsätze 
§ 4 Vermögen 
§ 5 Stellung im Rechtsverkehr 
§ 6 Allgemeine Geschäftsordnung 

Zweiter Abschnitt: Vorstand der Deutschen Bun- 
despost 

§ 7 Zusammensetzung und Bestellung 
§ 8 Abberufung 

§ 9 Rechte und Pflichten des Vorstands 

Dritter Abschnitt: Aufsichtsrat 

§10 Zusammensetzung und Pflichten 

§ 1 1 Benennungsrecht für die Mitgliedschaft 

§ 1 2 Ernennung 

§ 13 Dauer der Mitgliedschaft 

§ 14 Vorsitz 

§15 Sitzungen 

§16 Geschäftsordnung 

§ 17 Aufgaben 

§18 Einspruch gegen Beschlüsse des Aufsichtsrats 

Vierter Abschnitt: Zuständiger Bundesminister 
§ 19 Rechts aufs icht 

§ 20 Wahrung der Grundsätze der Politik der 
Bundesregierung 

§ 21 Aufträge im öffentlichen Interesse 
§ 22 Benutzungsverordnungen 
§ 23 Sonstige Befugnisse 


Fünfter Abschnitt: Zwischenstaatliche Beziehungen, 
internationale Organisationen 

§ 24 Zwischenstaatliche Beziehungen, internatio- 
nale Organisationen 

Sechster Abschnitt: Wirtschaftsführung 
§ 25 Grundsätze 

§ 26 Mittel“ und langfristige Unternehmensplanung 
§ 27 Wirtschaftsplan 

§ 28 Rechnungsführung, Geltung von Vorschriften 

§ 29 Kreditermächtigungen, Bürgschaften 

§ 30 Finanzreserve 

§31 Eigenkapitalausstattung 

§ 32 Ablieferung 

§ 33 Jahresabschluß 

§ 34 Prüfung, Entlastung 

Siebenter Abschnitt: Personal- und Sozialwesen 

§ 35 Rechtsverhältnisse des Personals der Deut- 
schen Bundespost 

§ 36 Dienstrechtliche Zuständigkeiten 

§ 37 Vergütungen, Zulagen, sonstige Zuwendungen 
und Belohnungen 

§ 38 Dienstrechtliche Sonderreglungen 

§ 39 Besoldungsrechtliche Ausnahmeregelungen 

§ 40 Tarifverträge 

§ 41 Gesetzliche Sozialaufgaben 

§ 42 Betriebliche Sozialeinrichtungen, Selbsthilfe- 
einrichtungen 

Achter Abschnitt: Sonderbestimmungen 

§ 43 Bedarfsdeckung an Sachgütern und sonstigen 
Fremdleistungen 
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§ 44 Enteignungsrecht 
§ 45 Planfeststellung 
§ 46 Abgaben 

Neunter Abschnitt: Übergangs- und Schlußbestim- 
mungen 

§ 47 Bestimmung des zuständigen Bundesministers 
§ 48 Bildung der Organe 
§ 49 Uberleitungsvorschriften 
§ 50 Änderung von Vorschriften 
§51 Aufhebung von Vorschriften 
§ 52 Berlin-Klausel 
§ 53 Inkrafttreten 
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Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 

Aufgaben und Rechtsstellung 

§ 1 

Aufgaben und Rechtsform 

(1) Die Deutsche Bundespost erfüllt die Aufgaben 
der Bundesrepublik Deutschland auf dem Gebiet des 
Post- und Fernmeldewesens; sie leistet die Post- 
und Fernmeldedienste und nimmt die Rechte des 
Bundes auf dem Gebiet des Post- und Fernmelde- 
wesens wahr, soweit gesetzlich nichts anderes be- 
stimmt ist. 

(2) Die Deutsche Bundespost ist ein öffentliches 
Unternehmen in der Rechtsform einer teilrechts- 
fähigen Anstalt des Bundes. 

§ 2 

Leitung und Aufsicht 

(1) Die Organe der Deutschen Bundespost sind 
der Vorstand und der Aufsichtsrat. Der Vorstand 
leitet die Deutsche Bundespost. Dabei ist der Auf- 
sichtsrat in den in diesem Gesetz genannten Fällen 
zu beteiligen. 

(2) Das Post- und Fernmeldewesen im Land Berlin 
wird von dem Präsidenten der Landespostdirektion 
Berlin nach den Weisungen des Vorstandes geleitet. 
Der Präsident der Landespostdirektion Berlin ist 
Beamter auf Lebenszeit. Er wird vom Senat von 
Berlin auf Vorschlag des Vorstands ernannt und ab- 
berufen. 

(3) Die Aufsicht der Bundesregierung über die 
Organe der Deutschen Bundespost obliegt dem für 
das Post- und Fernmeldewesen zuständigen Bundes- 
minister (zuständiger Bundesminister). 

§ 3 

Leitungsgrundsätze 

(1) Die Deutsche Bundespost ist im Rahmen ihrer 
öffentlichen Aufgabenstellung und der politischen 
Zielsetzungen (§ 20 Abs. 1) nach betriebswirtschaft- 
lichen Grundsätzen zu leiten. Der Bedarf an Dienst- 
leistungen des Post- und Fernmeldewesens ist nach 
Maßgabe der wirtschaftlichen Möglichkeiten der 
Deutschen Bundespost angemessen zu decken. 

(2) Die Anlagen der Deutschen Bundespost sind 
unter Beachtung des Wirtschaftlichkeitsgrundsatzes 
in gutem Zustand zu erhalten und technisch und be- 
trieblich dem Bedarf entsprechend weiterzuentwik- 
keln und zu vervollkommnen. 


§ 4 

Vermögen 

(1) Das dem Post- und Fernmeldewesen gewid- 
mete und bei seiner Verwaltung erworbene Bundes- 
vermögen ist als Sondervermögen des Bundes mit 
eigener Wirtschafts- und Rechnungsführung von dem 
übrigen Vermögen des Bundes, seinen Forderungen 
und Verbindlichkeiten getrennt zu halten. 

(2) Für die Verbindlichkeiten der Deutschen Bun- 
despost haftet nur das Sondervermögen; es haftet 
nicht für die sonstigen Verbindlichkeiten des Bundes. 

(3) Das dem Post- und Fernmeldewesen gewid- 
mete Vermögen im Land Berlin ist als Sonderver- 
mögen von dem übrigen Vermögen des Landes 
Berlin, seinen Forderungen und Verbindlichkeiten 
getrennt zu halten; es wird von der Landespost- 
direktion Berlin verwaltet. Gegen diese sind An- 
sprüche, die sich aus dem Betrieb des Post- und 
Fernmeldewesens im Land Berlin ergeben, geltend 
zu machen. Für die Verbindlichkeiten der Landes- 
postdirektion Berlin haftet auch das Sondervermögen 
der Deutschen Bundespost; für die Verbindlichkeiten 
der Deutschen Bundespost haftet auch das dem Post- 
und Fernmeldewesen gewidmete Sondervermögen 
Berlin; dieses haftet nicht für die sonstigen Verbind- 
lichkeiten des Landes Berlin. 

§ 5 

Stellung im Rechtsverkehr 

Die Deutsche Bundespost kann im Rechtsverkehr 
unter ihrem Namen handeln, klagen und verklagt 
werden. Das gleiche gilt für die Landespostdirektion 
Berlin. 

§ 6 

Allgemeine Geschäftsordnung 

Die gerichtliche und außergerichtliche Vertretung 
sowie die innere Ordnung der Deutschen Bundespost 
werden nach Maßgabe dieses Gesetzes durch eine 
„Allgemeine Geschäftsordnung für die Deutsche 
Bundespost" geregelt. Die Landespostdirektion Ber- 
lin wird durch ihren Präsidenten gerichtlich und 
außergerichtlich vertreten. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Vorstand der Deutschen Bundespost 

§ 7 

Zusammensetzung und Bestellung 

(1) Der Vorstand besteht aus einem Vorsitzenden 
und vier weiteren Mitgliedern. Sie sollen hervor- 
ragende Sachkenner der Unternehmensführung sein. 
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Der Vorsitzende führt die Bezeiclmuag „General- 
direktor". Ein Vorstandsmitglied hat die personellen 
und sozialen Aufgaben wahrzunehmen. Die Vor- 
standsmitglieder dürfen nicht dem Aufsichtsrat an- 
gehören. 

(2) Die Vorstandsmitglieder stehen in einem 
öffentlich-rechtlichen Amtsverhältnis zum Bund, das 
auf längstens sechs Jahre befristet ist; Verlängerung 
ist zulässig. Bei der Berufung der Vorstandsmitglie- 
der ist die Amtsdauer zu staffeln. 

(3) Der Vorsitzende des Vorstands wird von dem 
zuständigen Bundesminister im Einvernehmen mit 
dem Aufsichtsrat, die weiteren Mitglieder des Vor- 
stands werden auch im Benehmen mit dem Vor- 
sitzenden vorgeschlagen. Die Vorstandsmitglieder 
werden vom Bundespräsidenten auf Beschluß der 
Bundesregierung bestellt. 

(4) Die Rechtsverhältnisse der Vorstandsmitglie- 
der gegenüber der Deutschen Bundespost, insbeson- 
dere Gehälter, Ruhegehälter, Hinterbliebenenbezüge 
und Haftung, werden durch Verträge geregelt, die 
der zuständige Bundesminister schließt. Die Ver- 
träge bedürfen der Zustimmung der Bundesregie- 
rung. 

§ 8 

Abberufung 

(1) Vorstandsmitglieder können aus wichtigem 
Grund abberufen werden. Ein solcher Grund ist 
namentlich grobe Pflichtverletzung, Unfähigkeit zur 
ordnungsmäßigen Geschäftsführung oder Vertrau- 
ensentzug durch den zuständigen Bundesminister 
oder durch den Aufsichtsrat, es sei denn, daß der 
Vertrauensentzug sachlich nicht gerechtfertigt ist. 
Die Abberufung erfolgt auf Beschluß der Bundes- 
regierung durch den Bundespräsidenten. 

(2) Der zuständige Bundesminister beantragt die 
Abberufung nach Anhörung des Aufsichtsrats bei 
der Bundesregierung. Verlangt der Aufsichtsrat mit 
einer Mehrheit von zwei Dritteln der Zahl seiner 
Mitglieder die Abberufung, so hat der zuständige 
Bundesminister diesen Beschluß der Bundesregie- 
rung vorzulegen. Vor dem Antrag des zuständigen 
Bundesministers oder dem Beschluß des Aufsichts- 
rats sowie vor der Beschlußfassung der Bundesregie- 
rung ist dem Vorstandsmitglied Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu geben. 

(3) Der Abberufene behält bis zur Beendigung des 
Vertrags die vollen Bezüge, es sei denn, daß er die 
Abberufung zu vertreten hat. Eine Aufwandsent- 
schädigung entfällt. 

§ 9 

Rechte und Pflichten des Vorstands 

(1) Die Vorstandsmitglieder haben die Deutsche 
Bundespost nach Maßgabe dieses Gesetzes mit der 
Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften Ge- 
schäftsführers zu leiten. Sie sind für die Führung der 
Geschäfte gemeinsam verantwortlich. Der Vorstand 


entscheidet mit Stimmenmehrheit, bei Stimmen- 
gleichheit gibt die Stimme des Vorsitzenden den 
Ausschlag. Der Vorstand gibt sich eine Geschäfts- 
ordnung. 

(2) Dem Vorstand obliegt die Ausübung der 
Rechte des Bundes auf dem Gebiet des Post- und 
Fernmeldewesens, soweit gesetzlich nichts anderes 
bestimmt ist. 

(3) Der Vorstand erläßt nach Beschlußfassung 
durch den Aufsichtsrat: 

1. die Allgemeine Geschäftsordnung für die Deut- 
sche Bundespost, 

2. die Bestimmungen über die Wirtschafts- und 
Rechnungsführung der Deutschen Bundespost so- 
wie die Vorschriften über die Aufstellung des 
Jahresabschlusses. 

(4) Der Vorstand vertritt die Deutsche Bundespost 
gerichtlich und außergerichtlich, soweit nicht die All- 
gemeine Geschäftsordnung für die Deutsche Bundes- 
post etwas anderes bestimmt. 

(5) Der Vorstand hat unverzüglich: 

1. dem zuständigen Bundesminister 

a) Vorlagen an den Aufsichtsrat zuzuleiten, 

b) Beschlüsse des Aufsichtsrats vorzulegen, 

2. dem Bundesrechnungshof Vorlagen an den Auf- 
sichtsrat zur Kenntnis zu geben. 


DRITTER ABSCHNITT 
Aufsichtsrat 

§ 10 

Zusammensetzung und Pflichten 

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus vierundzwanzig 
Mitgliedern: 

acht aus dem politischen Leben, 
acht aus der Wirtschaft und 
acht aus dem Personal der Deutschen Bundes- 
post oder den Gewerkschaften. 

Sie sollen hervorragende Sachkenner der Unterneh- 
mensführung, des Nachrichten-, Finanz- oder Per- 
sonalwesens sein. 

(2) Die Mitglieder sind an Aufträge oder Wei- 
sungen nicht gebunden. Sie haben ihr Amt nach 
bestem Wissen und Gewissen auszuüben. Für die 
Sorgfaltspflicht gilt § 9 Abs. 1 Satz 1 entsprechend. 
Die Mitglieder sind zur Verschwiegenheit verpflich- 
tet, wenn der Aufsichtsrat beschließt, daß eine An- 
gelegenheit vertraulich zu behandeln ist. 

§ 11 

ßenennungsrecht für die Mitgliedschaft 

(1) Die Mitglieder aus dem politischen Leben 
werden je zur Hälfte von dem Deutschen Bundestag 
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und dem Bundesrat dem zuständigen Bundesminister 
benannt, 

(2) Fünf Mitglieder aus der Wirtschaft werden 
von den Spitzenverbänden der Wirtschaft dem zu- 
ständigen Bundesminister benannt; drei Mitglieder j 
aus der Wirtschaft benennt der zuständige Bundes- 
minister. Unter den Mitgliedern aus der Wirtschaft 
muß mindestens je ein hervorragender Sachkenner 
des Nachrichten- und des Finanzwesens sein, 

(3) Die Mitglieder aus dem Personal der Deut- 
schen Bundespost oder aus den Gewerkschaften wer- 
den von den Gewerkschaften für das Personal der 
Deutschen Bundespost dem zuständigen Bundes- 
minister benannt. Von den Benannten müssen min- 
destens vier dem Personal der Deutschen Bundes- 
post angehören. Das Benennungsrecht richtet sich 
nach dem Ergebnis der jeweils letzten Haupt- 
personalratswahl. 

(4) Für jedes Mitglied ist nach den gleichen 
Grundsätzen ein Stellvertreter zu benennen. 

§ 12 

Ernennung 

Die Bundesregierung ernennt die Mitglieder und 
stellvertretenden Mitglieder des Aufsichtsrats. 

§ 13 

Dauer der Mitgliedschaft 

(1) Die Mitglieder des Aufsichtsrats werden für 
vier Jahre in den Aufsichtsrat berufen. Wieder- 
berufung ist zulässig. 

(2) Die Mitglieder des Aufsichtsrats können durch 
schriftliche Erklärung gegenüber der Bundesregie- 
rung auf ihre Mitgliedschaft verzichten. 

(3) Die Mitgliedschaft erlischt, wenn die Bundes- 
regierung nach Mitteilung durch den Benennungs- 
berechtigten feststellt, daß die Voraussetzungen für 
die Ernennung entfallen sind. Das bisherige Mitglied 
bleibt jedoch so lange im Amt, bis das neue Mit- 
glied ernannt ist. 

(4) Die Mitgliedschaft erlischt, sofern ein Mitglied 
die Fähigkeit verliert, öffentliche Ämter zu beklei- 
den und Rechte aus öffentlichen Wahlen zu erlangen. 
Sie erlischt ferner, wenn die Bundesregierung nach 
Anhörung des Aufsichtsrats feststellt, daß bei einem 
Mitglied ein wichtiger, in seiner Person liegender 
Grund gegeben ist, der das Ausscheiden rechtfertigt. 
Als solcher gilt insbesondere ein Grund, der bei Be- 
amten zum Verbot der Führung der Dienstgeschäfte 
(§ 60 des Bundesbeamtengesetzes) oder zur vor- 
läufigen Dienstenthebung (§ 91 der Bundesdiszipli- 
narodnung) berechtigen würde. 

5) Scheidet ein Mitglied aus, so ist unverzüglich 
an seiner Stelle ein neues Mitglied zu berufen. Im 
Fall einer nur vorübergehenden Verhinderung wird 
das Mitglied durch seinen Stellvertreter vertreten. 


(6) Bei der erstmaligen Bildung des Aufsichtsrats 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes ist die Mitglied- 
schaft auf längstens fünf Jahre zu bemessen. Nach 
Ablauf des zweiten, dritten, vierten und fünften 
Jahres endet die Mitgliedschaft für jeweils ein Vier- 
tel der Mitglieder jeder Gruppe. Die Reihenfolge in 
jeder Gruppe wird in der ersten Sitzung des Auf- 
sichtsrats durch das Los bestimmt. 

(7) Die Absätze 1 bis 4, Absatz 5 Satz 1 und Ab- 
satz 6 gelten für die stellvertretenden Mitglieder 
entsprechend. 

§ 14 
Vorsitz 

Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte einen Vor- 
sitzenden sowie einen stellvertretenden Vorsitzen- 
den. Für die Wahl des Vorsitzenden ist eine Mehr- 
heit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen, 
für die Wahl des stellvertretenden Vorsitzenden 
einfache Stimmenmehrheit erforderlich. Erhält im 
ersten Wahlgang kein Bewerber die erforderliche 
Stimmenmehrheit, findet ein zweiter Wahlgang statt. 
Kommt auch in diesem Wahlgang die erforderliche 
Stimmenmehrheit nicht zustande, findet in einem 
dritten Wahlgang zwischen den beiden Bewerbern, 
die im zweiten Wahlgang die höchste Stimmenzahl 
erreicht haben, eine Stichwahl statt, bei der die ein- 
fache Mehrheit entscheidet. Ist in diesem Wahlgang 
nur ein Bewerber vorhanden, so ist ebenfalls die 
einfache Mehrheit ausreichend. 

§ 15 

Sitzungen 

(1) Der Aufsichtsrat tritt mindestens einmal im 
Vierteljahr zu einer ordentlichen Sitzung zusammen. 
Zu außerordentlichen Sitzungen ist er einzuberufen, 
wenn der Vorstand oder mindestens neun Mitglie- 
der des Aufsicbtsrats die Sitzung schriftlich bean- 
tragen. Der Vorsitzende oder im Verhinderungsfall 
sein Stellvertreter kann jederzeit den Aufsichtsrat 
zu einer außerordentlichen Sitzung einberufen. 

(2) Zur Beschlußfassung müssen mehr als die 
Hälfte der Mitglieder des Aufsichtsrats anwesend 
sein. Die Beschlüsse werden, soweit dieses Gesetz 
nichts anderes bestimmt, mit einfacher Mehrheit ge- 
faßt. Bei Stimmengleichheit ist ein Antrag abgelehnt. 

(3) Der Aufsichtsrat kann die Anwesenheit aller 
oder einzelner Vorstandsmitglieder verlangen. Die 
Mitglieder und die Beauftragten des Vorstands 
haben das Recht teilzunehmen und jederzeit gehört 
zu werden. In den Fällen des § 17 Abs. 2 kann der 
Aufsichtsrat sie von der Teilnahme ausschließen. 

(4) Der zuständige Bundesminister und die übri- 
gen Mitglieder der Bundesregierung sowie ihre Be- 
auftragten können an den Sitzungen des Aufsichts- 
rats teilnehmen. Sie müssen jederzeit gehört wer- 
den. 

(5) Der Bundesrechnungshof kann zu den Sitzun- 
gen Beauftragte entsenden. Diese haben das Recht, 
zu den einzelnen Punkten der Tagesordnung Stellung 
zu nehmen. 
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(6) Der Vorsitzende soll den zustdiidigen Bundes- 
minister, die übrigen Mitglieder der Bundesregie- 
rung, den Vorstand und den Bundesrechnungshof 
rechtzeitig unter Übersendung der Tagesordnung so- 
wie der erforderlichen sonstigen Unterlagen von 
jeder Sitzung verständigen. 

(7) Die Sitzungen sind nicht öffentlich. 

(8) Die Mitglieder des Aufsichtsrats oder ihre 
Stellvertreter erhalten Ersatz der Reisekosten und 
eine angemessene Vergütung, die der zuständige 
Bundesminister auf Vorschlag des Vorstands fest- 
setzt. Soweit Beamte Mitglieder des Aufsichtsrats 
sind, gilt ihre Tätigkeit nicht als Nebentätigkeit im 
Sinne des Nebentätigkeitsrechts. 

§ 16 

Geschäftsordnung 

(1) Der Aufschtsrat gibt sich eine Geschäftsord- 
nung. Er hat nach Maßgabe dieser Geschäftsordnung 
einen Arbeitsausschuß zu bilden, der aus höchstens 
sieben Mitgliedern besteht. Der Arbeitsausschuß be- 
reitet die Sitzungen des Aufsichtsrats vor. Soweit 
notwendig, können weitere Ausschüsse gebildet 
werden. 

(2) An den Ausschußberatungen können der Vor- 

sitzende des Aufsichtsrats oder sein Stellvertreter 
und der zuständige Bundesminister sowie seine Be- | 
aiiftragten teilnehmen. § 15 Absatz 3 gilt entspre- | 
chend. | 

I 

§ 17 

Aufgaben 

(1) Der Aufsichtsrat hat darüber zu wachen, daß 
der Vorstand die Geschäfte nach den Grundsätzen 
des § 3 führt. 

(2) Der Aufsichtsrat ist bei der Berufung und Ab- 

berufung der Vorstandsmitglieder nach Maßgabe der 
§ 7 Abs. 3 und § 8 Abs. 2 beteiligt und beschließt 
über die Entlastung des Vorstands. j 

I 

(3) Der Aufsichtsrat beschließt nach Vorlage 
durch den Vorstand über 

1. den mittelfristigen Investitions- und Finanzie- 
rungsplan, 

2. die Feststellung des Wirtschaftsplans und 
wesentlicher Änderungen, 

3. die Ermächtigung des Vorstands zur Aufnahme | 
von Krediten und zur Übernahme von Bürg- 
schaften, 

4. die Feststellung des Jahresabschlusses, 

5. die Bedingungen und Gebühren für die Be- 
nutzung der Einrichtungen des Post- und Fern- 
meldewcsens, 

6. die Richtlinien für Vergütungen, Zulagen, son- j 

stige Zuwendungen und Belohnungen, über j 
dienstrechtliche Sonderregelungen oder besol- j 
dungsrechtliche Ausnahmereglungen, | 
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7. die Beteiligung an anderen Unternehmen und 
die Veräußerung einer solchen Beteiligung nach 
näherer Reglung in den Bestimmungen über die 
Wirtschafts- und Rechnungsführung der Deut- 
schen Bundespost, 

8. die Übernahme neuer, die Änderung oder Auf- 
gabe bestehender Dienste, 

9. die Errichtung, Verlegung oder Aufhebung einer 
Mittelbehörde, 

10. die Bestimmungen über die Wirtschafts- und 
Rechnungsführung der Deutschen Bundespost 
sowie die Vorschriften über die Aufstellung 
des Jahresabschlusses, 

11. die Allgemeine Geschäftsordnung für die Deut- 
sche Bundespost und die Geschäftsordnung des 
Vorstands. 

(4) Der Aufsichtsrat ist berechtigt, vor der ab- 
schließenden Entscheidung des Vorstands binnen 
drei Monaten nach Mitteilung zu folgenden Angele- 
genheiten Stellung zu nehmen; 

1. grundlegende Maßnahmen der Organisation, Ra- 
tionalisierung und Automation mit wesentlichen 
Auswirkungen für die Beschäftigten, 

2. Besetzung der Stellen für Führungskräfte in der 
Generaldirektion, soweit sie dem Vorstand un- 
mittelbar nachgeordnet sind, und der Stellen für 
die Leiter der Mittelbehörden, 

3. Grundsätze für die Anlegung der Postscheck- und 
der Postsparguthaben, 

4. jährlicher Geschäftsbericht. 

(5) Der Aufsichtsrat ist berechtigt, in Angelegen- 
heiten von grundsätzlicher Bedeutung für die Deut- 
sche Bundespost an den Vorstand Anträge und An- 
fragen zu richten und die Beschlußfassung oder die 
Stellungnahme des Vorstands herbeizuführen. 

(6) Der Aufsichtsrat vertritt die Deutsche Bundes- 
post gegenüber den Vorstandsmitgliedern. § 7 Abs. 4 
bleibt unberührt 

(7) Der Aufsichtsrat teilt dem Vorstand seine 
Beschlüsse mit. 

§ 18 

Einspruch gegen Beschlüsse des Aufsichtsrats 

(1) Der Vorstand kann gegen einen nach § 17 
Abs. 3 gefaßten Beschluß des A.ufsichtsrats binnen 
einer Woche nach Eingang der Mitteilung Einspruch 
erheben, wenn er der Auffassung ist, daß der Be- 
schluß wichtigen Interessen der Deutschen Bundes- 
post nicht gerecht v/ird. Der Vorstand hat gleichzei- 
tig den zuständigen Bundesminister über den Ein- 
spruch zu unterrichten. 

(2) Der Amfsichtsrat hat binnen eines Monats 
nach Eingang des Einspruchs ne.ch Anhörung des 
Vorstands erneut zu beschließen. 

(3) Beschließt der Aufsichtsrat mit einer Mehrheit 
von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen, den 
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Einspruch des Vorstands zurückzuweisen, entschei- 
det der zuständige Bundesminister nach Anhörung 
des Vorstands und des Aufsichtsrats mit Ausnahme 
der in § 17 Abs. 3 Nr. 1, 2, 3, 5, 6 und 10 genannten 
Fälle endgültig. Kommt die nach Satz 1 erforderliche 
Mehrheit nicht zustande, gilt die Vorlage des Vor- 
stands als beschlossen. 

(4) In den Fällen des § 17 Abs. 3 Nr. 1, 2, 3, 5, 6 
und 10 kann der Aufsichtsrat mit einer Mehrheit von 
zwei Dritteln der Zahl seiner Mitglieder den Ein- 
spruch des Vorstands zurückweisen; Absatz 3 Satz 2 
gilt entsprechend. Die Einlegung des Einspruchs 
durch den Vorstand unterbricht die Frist des § 20 
Abs. 2 Satz 3. Diese Frist beginnt erneut zu laufen, 
sobald dem zuständigen Bundesminister der Be- 
schluß nach Satz 1 zugegangen ist. 


VIERTER ABSCHNITT 
Zuständiger Bundesminister 

§ 19 

Rechtsaufsicht 

Dem zuständigen Bundesminister obliegt die Auf- 
sicht darüber, daß die Organe der Deutschen Bundes- 
post bei der Erfüllung ihrer Aufgaben die Bestim- 
mungen dieses Gesetzes und der allgemeinen 
Rechtsvorschriften beachten. 

§ 20 

Wahrung der Grundsätze der Politik 
der Bundesregierung 

(1) Der zuständige Bundesminister gibt dem Vor- 
stand zur Wahrung der Grundsätze der Politik der 
Bundesregierung die für die mittel- und langfristige 
Unternehmenspolitik bedeutsamen Zielsetzungen 
bekannt und unterrichtet den Aufsichtsrat. Vorstand 
und Aufsichtsrat sind verpflichtet, diesen Zielsetzun- 
gen Rechnung zu tragen. 

(2) Beschlüsse des Aufsichtsrats nach § 17 Abs. 3 
Nr. 1, 2, 3, 5, 6 und 10 bedürfen der Genehmigung 
durch den zuständigen Bundesminister. Der zustän- 
dige Bundesminister kann die Genehmigung außer in 
den Fällen des § 19 nur versagen, wenn der Beschluß 
des Aufsichtsrats mit den Grundsätzen der Politik 
der Bundesregierung nicht in Einklang steht. Die 
Entscheidung des zuständigen Bundesministers hat 
binnen zwei Monaten nach Eingang des Beschlusses 
des Aufsichtsrats zu erfolgen. 

(3) Außer in den Fällen des § 19 bedarf der zu- 
ständige Bundesminister 

1. vor der Bekanntgabe der Zielsetzungen nach Ab- 
satz 1 des Einvernehmens mit den Bundesmini- 
stern, deren Geschäftsbereich berührt wird, 

2. vor der Erteilung oder Versagung der Genehmi- 
gung nach Absatz 2 und der Ausübung der Be- 


fugnisse nach § 40 Abs. 2 bei Beschlüssen des 

Aufsichtsrats 

a) nach § 17 Abs. 3 Nr.l, 2, 3 und 10 des Einver- 
nehmens mit dem Bundesminister der Finan- 
zen, 

b) nach § 17 Abs. 3 Nr. 5 des Einvernehmens mit 
dem Bundesminister für Wirtschaft und 

c) nach § 17 Abs. 3 Nr. 6 und im Fall des § 40 
Abs. 2 des Einvernehmens mit dem Bundes- 
minister des Innern. 

Kommt das Einvernehmen binnen eines Monats 
nicht zustande, entscheidet die Bundesregierung. 

(4) Wird durch die Verwirklichung einer Zielset- 
zung nach Absatz 1 die Wirtschaftsführung in den 
betroffenen Diensten nachhaltig und erheblich be- 
einträchtigt, übernimmt der Bund den Ausgleich für 
die damit verbundenen Mehraufwendungen, Inve- 
stitionsausgaben oder Mindererträge. Das gleiche 
gilt, wenn und soweit der zuständige Bundesminister 
die Genehmigung eines Beschlusses des Aufsichts- 
rats über Bedingungen und Gebühren für die Be- 
nutzung der Einrichtungen des Post- und Fernmelde- 
wesens nach Absatz 2 versagt. 

(5) Bei Meinungsverschiedenheiten darüber, ob 
und in welcher Höhe ein Ausgleich zu gewähren ist, 
entscheidet auf Antrag des zuständigen Bundesmini- 
sters oder des Vorstands eine Einigungsstelle, die 
binnen eines Monats nach Antragstellung zusam- 
menzutreten hat. Sie besteht aus zwei Mitgliedern, 
die der zuständige Bundesminister benennt, zwei 
Mitgliedern, die der Vorstand benennt, sowie einem 
vom zuständigen Bundesminister im Einvernehmen 
mit dem Vorstand zu berufenden unabhängigen 
Wirtschaftssachverständigen (Wirtschaftsprüfer). Die 
Mitglieder der Einigungsstelle wählen einen Vor- 
sitzenden aus ihrer Mitte. Die Einigungsstelle ent- 
scheidet binnen vier Monaten nach Zusammentreten 
endgültig mit Stimmenmehrheit. Sie kann Gutachten 
von wirtschaftserfahrenen und unabhängigen Sach- 
verständigen binholen. 

§ 21 

Aufträge im öffentlichen Interesse 

Der zuständige Bundesminister kann den Vor- 
stand beauftragen, bestimmte im öffentlichen Inter- 
esse liegende Leistungen, die über die Aufgaben 
nach § 1 hinausgehen, zu erbringen, wenn sie im 
Verbund mit den Diensten der Deutschen Bundes- 
post erfüllt werden können. Die Leistungen sind an- 
gemessen abzugelten. 

§ 22 

Benutzungsverordnungen 

(1) Der zuständige Bundesminister wird ermäch- 
tigt, nach Maßgabe der Beschlüsse des Aufsichts- 
rats die Rechtsverordnungen über die Bedingungen 
für die Benutzung der Einrichtungen des Post- und 
Fernmeldewesens einschließlich des Verwaltungs- 
verfahrens und über die Gebühren {Benutzungs- 
verordnungen) zu erlassen. Die Gebühren sind so 


8 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1385 


zu bemessen, udß unter Beachtung der in den §§ 3, 
4 und 25 festgelegten Grundsätze und Verpflich- 
tungen der Deutschen Bundespost zwischen der 
Höhe der Gebühr einerseits und dem wirtschaft- 
lichen Wert, dem Nutzen oder der sonstigen Bedeu- 
tung der Leistung der Deutschen Bundespost an- 
dererseits kein Mißverhältnis besteht. 

(2) Der zuständige Bundesminister kann durch 
Rechtsverordnung diese Ermächtigung auf den Vor- 
stand weiter übertragen. 

(3) Die Benutzungsverordnungen bedürfen nicht 
der Zustimmung des Bundesrats. 

(4) Sehen Benutzungsverordnungen nach Ab- 
satz 1 vor, daß die Deutsche Bundespost berechtigt 
ist, die weitere Benutzung ihrer Einrichtungen 
wegen Nichtzahlung der Gebühren zu verweigern, 
haben Rechtsbehelfe gegen Verwaltungsakte, die 
solche Maßnahmen zum Gegenstand haben, keine 
aufschiebende Wirkung. 

§ 23 

Sonstige Befugnisse 

(1) Der zuständige Bundesminister vertritt die 
Deutsche Bundespost in der Bundesregierung so- 
wie im Deutschen Bundestag und im Bundesrat. Er 
wird hierbei vom Vorstand beraten. 

(2) Der zuständige Bundesminister kann zur 
Wahrnehmung seiner Befugnisse und Pflichten: 

1. vom Vorstand und Aufsichtsrat Auskünfte und 
Unterlagen verlangen, 

2. Wirtschaftlichkeitsprüfungen veranlassen, 

3. Bedienstete der Deutschen Bundespost im Beneh- 
men mit dem Vorstand heranziehen, soweit er 
sich nicht unmittelbar der Generaldirektion der 
Deutschen Bundespost (§ 36 Abs. 2) bedienen 
kann. Das Nähere bestimmt die Allgemeine Ge- 
schäftsordnung für die Deutsche Bundespost. 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Zwischenstaatliche Beziehungen, 
internationale Organisationen 

§ 24 

Zwischenstaatliche Beziehungen, 
internationale Organisationen 

(1) Der zuständige Bundesminister kann den 
Vorstand allgemein oder im Einzelfall ermächtigem 
für die Bundesrepublik Deutschland über Angele- 
genheiten des Post- und Fernmeldewesens mit an- 
deren Staaten und Regierungen sowie internatio- 
nalen Organisationen Verhandlungen zu führen 
und Vereinbarungen zu treffen. 

(2) Der Vorstand ist ermächtigt, für die Deutsche 
Bundespost über Angelegenheiten des Post- und 
Fernmeldewesens mit fremden Verwaltungen, Be- 


triebsgesellschaften und internationalen Organi- 
sationen Verhandlungen zu führen und Verein- 
barungen zu treffen, soweit sich der zuständige 
Bundesminister dies nicht im Einzelfall Vorbehalten 
hat. 

(3) Für die Wahrnehmung der Rechte und Pflich- 
ten, die sich aus der Mitgliedschaft der Bundes- 
republik Deutschland oder der Deutschen Bundes- 
post in den internationalen Organisationen des 
Post- und Fernmeldewesens ergeben, gelten die Ab- 
sätze 1 und 2 entsprechend. 


SECHSTER ABSCHNITT 

Wirtschaftsführung 

§ 25 

Grundsätze 

(1) Die Deutsche Bundespost ist so zu leiten, 
daß die Erträge die Aufwendungen einschließlich 
der Ablieferung an den Bund (§ 32) decken; dar- 
über hinaus ist im Hinblick auf den Eigenkapital- 
bedarf (§ 31 Abs. 1) ein angemessener Gewinn als 
Selbstfinanzierungsbeitrag erforderlich. 

(2) In Anwendung der Vorschriften des Absat- 
zes 1 sollen für die einzelnen Dienste die Kosten 
und ein Selbstfinanzierungsbeitrag erwirtschaftet 
werden; ein Ausgleich zwischen den Diensten ist 
zulässig. 

§ 26 

Mittel- und langfristige Unternehmensplanung 

(1) Die Deutsche Bundespost hat ihre Unter- 
nehmenstätigkeit mittel- und langfristig zu planen. 

(2) Der Investitions- und Finanzierungsplan als 
Teil der mittelfristigen Unternehmensplanung ist 
jährlich der Entwicklung anzupassen und fortzu- 
führen. Er ist jährlich dem Aufsichtsrat zur Beschluß- 
fassung vorzulegen. 

§ 27 

Wirtschaftsplan 

(1) Der Vorstand stellt für jedes Geschäftsjahr 
einen Wirtschaftsplan auf. Geschäftsjahr ist das 
Kalenderjahr. Der Wirtschaftsplan erstreckt sich 
auch auf die Landespostdirektion Berlin. 

(2) Der Wirtschaftsplan ist die Grundlage für die 
Wirtschaftsführung. Er ermächtigt den Vorstand, 
Ausgaben zu leisten und Verpflichtungen einzu- 
gehen. Durch den Wirtschaftsplan werden Ansprü- 
che oder Verbindlichkeiten weder begründet noch 
aufgehoben. 

(3) Der Wirtschaftsplan enthält die im Geschäfts- 
jahr 

1 . zu erwartenden Einnahmen, 

2. voraussichtlich zu leistenden Ausgaben, ein- 
schließlich der für die Finanzreserve (§ 30) er- 
forderlichen Beträge, 
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3. voraussichtlich benötigten Verpflichtungsermäch- 
tigungen, insbesondere diejenigen zur Durch- 
führung des mittelfristigen Investitions- und 
Finanzierungsplans. 

(4) Der Stellenplan ist Bestandteil des Wirt- 
schaftsplans. Die Deutsche Bundespost ist an die im 
Stellenplan ausgewiesenen Planstellen gebunden, 

(5) Der Wirtschaftsplan ist nach betriebswirt- 
schaftlichen Grundsätzen zu gliedern. Der Umfang 
der Innen- und Außenfinanzierung ist darzustellen. 

(6) Der Wirtschaftsplan ist Haushaltsplan im 
Sinne des Steuerrechts. 

(7) Ist bis zum Schluß eines Geschäftsjahres der 
Wirtschaftsplan für das folgende Jahr durch den 
Aufsichtsrat nicht festgestellt oder hat der zustän- 
dige Bundesminister nach § 20 Abs. 2 die Genehmi- 
gung versagt, so ist bis zum Inkrafttreten des Wirt- 
schaftsplans der Vorstand ermächtigt, alle Ausgaben 
zu leisten, die notig sind, um: 

1. die Aufgaben zu erfüllen, die sich aus den 
Grundsätzen des § 3 ergeben, 

2. rechtlich begründete Verpflichtungen der Deut- 
schen Bundespost zu erfüllen, 

3. Investitionen nach Maßgabe des geltenden Inve- 
stitions- und Finanzierungsplans durchzuführen. 

Soweit die Einnahmen der Deutschen Bundespost 
nicht ausreichen, diese Ausgaben zu decken, darf 
der Vorstand die erforderlichen Mittel durch Kre- 
dite beschaffen. 

(8) Die Deutsche Bundespost stellt für jedes 
Geschäftsjahr eine Rechnung über die Abwicklung 
des Wirtschaftsplans auf. 

§ 28 

Rechnungsführung, Geltung von Vorschriften 

(1) Das Rechnungswesen der Deutschen Bundes- 
post ist nach betriebswirtschaftlichen Grundsätzen 
zu führen. 

(2) Die Bestimmungen über die Wirtschafts- und 
Rechnungsführung der Deutschen Bundespost sowie 
die Vorschriften über die Aufstellung des Jahres- 
abschlusses sind im Benehmen mit dem Bundes- 
rechnungshof aufzustellen. Der Vorlage an den Auf- 
sichtsrat nach § 17 Abs. 3 Nr. 10 ist die Stellung- 
nahme des Bundesrechnungshofs beizufügen. 

(3) Auf die Deutsche Bundespost ist Teil V der 
Bundeshaushaltsordnung vom 19. August 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 1284) entsprechend anzuwen- 
den. Teil I des Haushaltsgrundsätzegesetzes vom 
19. August 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1273)r die 
Teile I bis IV, VIII und IX der Bundeshaushalts- 
ordnung und die sonstigen Vorschriften des Bundes 
über die Haushalts- und Wirtschaftsführung finden 
keine Anwendung. 


§ 29 

Kreditermächtigungen, Bürgschaften 

(1) Die Deutsche Bundespost ist berechtigt, selb- 
ständig Kredite aufzunehmen und Bürgschaften zu 
übernehmen. 

(2) Der Aufsichtsrat bestimmt mit der Feststel- 
lung des Wirtschaftsplans durch Beschluß, bis zu 
welcher Höhe die Deutsche Bundespost 

1. Kredite zur Deckung von Ausgaben und Kredite 

zur Aufrechterhaltung einer ordnungsmäßigen 

Kassenwirtschaft (Kassenverstärkungskredite) 

aufnehmen und 

2. Bürgschaften übernehmen darf. 

(3) Die Einnahmen aus Krediten zur Deckung 
von Ausgaben dürfen die Summe der Ausgaben für 
Investitionen, für die Bildung der Finanzreserve 
(§ 30) sowie für die Tilgungsverpflichtungen nicht 
überschreiten. 

(4) Soweit Kassenverstärkungskredite zurück- 
gezahlt sind, kann die Ermächtigung wiederholt in 
Anspruch genommen werden. Kassenverstärkungs- 
kredite dürfen nicht später als sechs Monate nach 
Ablauf des Geschäftsjahres, für das sie aufgenom- 
men worden sind, fällig werden. 

(5) Die Ermächtigungen, Kredite zur Deckung 
von Ausgaben aufzunehmen, gelten bis zum Ende 
des nächsten Geschäftsjahres. Die Ermächtigungen 
zur Aufnahme von Kassenverstärkungskrediten gel- 
ten bis zum Ende des laufenden Geschäftsjahres und, 
wenn der Wirtschaftsplan für das nächste Geschäfts- 
jahr nicht rechtzeitig festgestellt wird, bis zum 
Zeitpunkt der Feststellung dieses Wirtschaftsplans. 

(6) Geldmittel werden im Wege des Kredits 
durch Ausgabe von Schuldverschreibungen oder 
Schatzanweisungen, Einräumung von Schuldbuch- 
forderungen, Eingehen von Wechselverbindlichkei- 
ten, Aufnahme von Darlehen gegen Schuldscheine 
und Inanspruchnahme des Kassenkredits der Deut- 
schen Bundesbank beschafft. Verwendet der Bund 
darüber hinaus andere Schuldformen, sind diese 
auch für die Deutsche Bundespost zulässig. 

(7) Die Schuldurkunden der Deutschen Bundes- 
post stehen den Schuldurkunden des Bundes gleich. 
§ 4 Abs. 2 bleibt unberührt. Die Schuldurkunden 
werden durch die Bundesschuldenverwaltung aus- 
gefertigt. 

(8) Die Schulden der Deutschen Bundespost wer- 
den durch die Bundesschuldenverwaltung verwaltet. 
Einzelheiten regelt der Vorstand der Deutschen 
Bundespost mit der Bundesschuldenverwaltung nach 
den für die Verwaltung der allgemeinen Bundes- 
schuld geltenden Grundsätzen. 

(9) Bürgschaftserklärungen der Deutschen Bun- 
despost werden von dieser ausgefertigt. 
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§ dU 

Finanzreserve 

(1) Die Deutsche Bundespost soll zur Sicherung 
der erforderlichen Investitionen eine angemessene 
Finanzreserve bilden und unterhalten. Ihre Höhe 
soll ein Drittel der für das jeweilige Geschäftsjahr 
veranschlagten Investitionsausgaben nicht über- 
schreiten. 

(2) Die Finanzreserve ist zweckentsprechend und 
wirtschaftlich anzulegen. 

§ 31 

Eigenkapitalausstattung 

(1) Das Eigenkapital der Deutschen Bundespost 
soll mindestens ein Drittel des im Jahresabschluß 
ausgewiesenen Gesamtkapitals betragen. Das dieser 
Rechnung zugrunde zu legende Gesamtkapital ergibt 
sich aus der Bilanzsumme nach Abzug der Verpflich- 
tungen aus den Einlagen der Postscheckteilnehmer, 
den Guthaben der Postsparer und den sonstigen 
durchlaufenden Geldern, soweit diese Einlagen, Gut- 
haben und Gelder nicht im Unternehmen selbst an- 
gelegt sind. 

(2) Soweit die Deutsche Bundespost das nach Ab- 
satz 1 erforderliche Eigenkapital nicht selbst erwirt- 
schaften kann, beläßt der Bund ihr die nach § 32 
Abs. 1 geschuldete Ablieferung als Eigenkapital- 
einlage. 

(3) Der Bund kann Eigenkapital über die nach 
§ 32 Abs. 1 geschuldete Ablieferung hinaus ein- 
legen oder Darlehen gewähren, wenn der Kapital- 
bedarf der Deutschen Bundespost dies erfordert. 

§ 32 

Ablieferung 

(1) Die Deutsche Bundespost liefert GVa vom 
Hundert ihrer jährlichen Betriebseinnahmen an den 
Bund ab. 

(2) Bei der Feststellung der Betriebseinnahmen 
sind vorweg abzuziehen: 

1. an fremde Verwaltungen gezahlte Vergütungen 
und Gebührenanteile- 

2. im Auslandsverkehr an Verkehrsunternehmen 
gezahlte Vergütungen und Gebührenanteile, 

3. im Inlandsdienst an Eisenbahnen; Luftfahrtunter- 
nehmen und sonstige Verkehrsunternehmen wei- 
tergegebene Gebührenanteile, 

4. Einnahmen, die der Umsatzsteuer unterliegen. 

(3) Auf die Ablieferung sind monatlich Zahlun- 
gen in Höhe eines Zwölftels des im Wirtschaftsplan 
der Deutschen Bundespost veranschlagten Jahres- 
betrags zu leisten. Nach Abschluß der Rechnung 


nach § 27 Abs. 8 ist ein Ausgleich mit den geleiste- 
ten Vorauszahlungen vorzunehmen. 

(4) Die Deutsche Bundespost kann den nach Ab- 
satz 3 zu zahlenden Betrag einbehalten, soweit ihr 
eine Eigenkapitaleinlage nach § 31 Abs. 2 zusteht. 

(5) Der zuständige Bundesminister kann die Ab- 
führung eines im Jahresabschluß ausgewiesenen 
Gewinns an den Bund insoweit anordnen, als das 
Eigenkapital (§ 31 Abs. 1) 50 vom Hundert über- 
steigen würde. 

§ 33 

Jahresabschluß 

(1) Die Deutsche Bundespost stellt für jedes 
Geschäftsjahr eine Bilanz und eine Gewinn- und 
Verlustrechnung (Jahresabschluß) nach betriebs- 
wirtschaftlichen Grundsätzen auf. Der Jahres- 
abschluß enthält auch das dem Post- und Fern- 
meldewesen im Land Berlin gewidmete Vermögen 
sowie die dort erzielten Rechnungsergebnisse. 

(2) Der Jahresabschluß ist durch einen Geschäfts- 
bericht zu erläutern, der auch die Lage des Unter- 
nehmens darstellt. 

(3) Der zuständige Bundesminister legt dem 
Deutschen Bundestag und dem Bundesrat den vom 
Aufsichtsrat festgestellten Jahresabschluß mit dem 
Geschäftsbericht vor der Veröffentlichung zur 
Kenntnisnahme vor. 

(4) Der Jahresabschluß und der Geschäftsbericht 
sind zu veröffentlichen. 

§ 34 

Prüfung, Entlastung 

(1) Der Bundesrechnungshof prüft die Wirt- 
schafts- und Rechnungsführung der Deutschen Bun- 
despost sowie den Jahresabschluß. Die Bemerkun- 
gen über das Ergebnis seiner Prüfung leitet er dem 
Vorstand und dem Aufsichtsrat zu. § 96 Abs. 2 der 
Bundeshaushaltsordnung ist nicht, § 97 Abs. 1 und 
2 der Bundeshaushaltsordnung ist nur hinsichtlich 
der Prüfungsfeststellungen anzuwenden, die für die 
Entlastung der Bundesregierung von Bedeutung sein 
können. Die Regelung nach § 100 Abs. 8 der Bundes- 
haushaltsordnung trifft der Vorstand. 

(2) Der Aufsichtsrat beschließt unter Berücksich- 
tigung der Bemerkungen des Bundesrechnungshofs 
über die Entlastung des Vorstands. Durch die Ent- 
lastung erkennt der Aufsichtsrat an, daß der Vor- 
stand die Geschäfte nach Maßgabe dieses Gesetzes 
geführt hat. Die Entlastung enthält keinen Verzicht 
auf Ersatzansprüche. 

(3) Der Aufsichtsrat unterrichtet den zuständigen 
Bundesminister über seine Beschlußfassung nach 
Absatz 2 unter Beifügung der Bemerkungen des 
Bundesrechnungshofs. 


11 



Drucksache VI/1385 


Deutscher Bundestag - — 6. Wahlpe r i o de 


SIEBENTER ABSCHNITT 
Personal- und Sozialwesen 

§ 35 

Rechtsverhältnisse des Personals 
der Deutschen Bundespost 

(1) Die Beamten, Angestellten und Arbeiter der 
Deutschen Bundespost stehen im Dienst des Bundes. 
Die Beamten der Deutschen Bundespost sind un- 
mittelbare Bundesbeamte. 

(2) Für die Rechtsverhältnisse des Personals der 
Landespostdirektion Berlin gelten besondere Vor- 
schriften. 

(3) Soweit die Haftung der Deutschen Bundes- 
post ausgeschlossen oder beschränkt ist, stehen dem 
Benutzer ihrer Einrichtungen oder anderen Per- 
sonen Schadenersatzansprüche gegen die beteiligten 
Bediensteten der Deutschen Bundespost nur zu, 
wenn diese die ihnen den Geschädigten gegenüber 
obliegenden Amtspflichten vorsätzlich verletzt 
haben. 

§ 36 

Dienstrechtliche Zuständigkeiten 

(1) Oberster Dienstvorgesetzter der Beamten 
und oberster Vorgesetzter der Beamten, Angestell- 
ten und Arbeiter der Deutschen Bundespost ist der 
Vorstand. 

(2) Die Generaldirektion der Deutschen Bundes- 
post ist oberste Dienstbehörde und dienstrechtlich 
oberste Bundesbehörde. Beamtenrechtliche Entschei- 
dungen über Beamte der Deutschen Bundespost mit 
festen Gehältern trifft der Vorstand. 

§ 37 

Vergütungen, Zulagen, sonstige Zuwendungen 
und Belohnungen 

Der Vorstand erläßt nach Maßgabe der Beschlüsse 
des Aufsichtsrats, soweit es die Eigenart des jewei- 
ligen Dienstes oder die Aufrechterhaltung des Post- 
und Fernmeldebetriebs erfordert, Richtlinien 

1. für die Gewährung von Vergütungen und Zu- 
lagen abweichend von § 72 des Bundesbeamten- 
gesetzes und § 21 Abs. 2 des Bundesbesoldungs- 
gesetzes, 

2. für die Gewährung sonstiger Zuwendungen und 
von Belohnungen in besonderen Fällen und für 
besondere Leistungen. 

§ 38 

Dienstrechtliche Sonderregelungen 

(1) Der zuständige Bundesminister wird ermäch- 
tigt, nach Maßgabe der Beschlüsse des Aufsichtsrats 


durch Rechtsverordnung für die Deutsche Bundes- 
post 

1. nach Maßgabe des § 72 Abs. 4 des Bundes- 
Beamtengesetzes besondere Arbeitszeitvorschrif- 
ten für Beamte zu erlassen und 

2. nach Maßgabe des § 15 des Bundesbeamten- 
gesetzes für einzelne Laufbahnen, insbesondere 
auch hinsichtlich der Ausbildungs- und Prüfungs- 
ordnungen, besondere Regelungen zu treffen. 

(2) Der zuständige Bundesminister kann durch 
Rechtsverordnung diese Ermächtigung auf den Vor- 
stand der Deutschen Bundespost weiter übertragen. 

§ 39 

Besoldungsrechtliche Ausnahmeregelungen 

Der Vorstand trifft nach Maßgabe der Beschlüsse 
des Aufsichtsrats, soweit dies wegen der Eigenart 
des jeweiligen Dienstes bei der Deutschen Bundes- 
post zur Einhaltung des Grundsatzes sachgerechter 
Bewertung notwendig ist, Regelungen, die von § 5 
Abs. 6 des Bundesbesoldungsgesetzes abweichen. 

§ 40 

Tarifverträge 

(1) Die Vergütungen, Löhne und Arbeitsbedin- 
gungen der Angestellten, Arbeiter, Auszubildenden 
und Postjungboten der Deutschen Bundespost wer- 
den durch Tarifverträge geregelt, die der Vorstand 
mit den zuständigen Gewerkschaften schließt. 

(2) Tarifverträge, die wegen ihrer grundsätz- 
lichen Bedeutung geeignet sind, die Gestaltung der 
Lohn- und Arbeitsbedingungen in vergleichbaren 
Tätigkeitsbereichen anderer Bundesverwaltungen zu 
beeinflussen, sind im Einvernehmen mit dem zu- 
ständigen Bundesminister zu schließen. 

§ 41 

Gesetzliche Sozialaufgaben 

Die Deutsche Bundespost nimmt für ihren Bereich 
die gesetzlichen Aufgaben der Kranken- und Unfall- 
versicherung sowie die ihr durch Gesetz oder 
Rechtsverordnung zugewiesenen Aufgaben des 
Arbeitsschutzes wahr. 

§ 42 

Betriebliche Sozialeinrichtungen, 
Selbsthilfeeinrichtungen 

Die betrieblichen Sozialeinrichtungen und die an- 
erkannten Selbsthilfeeinrichtungen werden aufrecht- 
erhalten, nach den bisherigen Grundsätzen weiter- 
geführt und der Entwicklung angepaßt. Hierfür 
werden im Wirtschaftsplan angemessene Beträge 
bereitgestellt. Die im Teil VI der Bundeshaushalts- 
ordnung enthaltenen Vorschriften über die Beteili- 
gungsrechte des Bundesministers der Finanzen fin- 
den keine Anwendung. 
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ACHTER ABSCHNITT 
Sonderbestimmungen 

§ 43 

Bedarfsdeckung an Sachgütern 
und sonstigen Fremdleistungen 

Die Deutsche Bundespost deckt ihren Bedarf an 
Sachgütern und sonstigen Fremdleistungen im Rah- 
men der Bestimmungen des öffentlichen Auftrags- 
wesens nach den Grundsätzen der §§ 3 und 25. Sie 
berücksichtigt dabei angemessen Industrie, Hand- 
werk, Handel, Dienstleistungsunternehmen und 
freie Berufe. 

§ 44 

Enteignungsrecht 

Für Zwecke der Deutschen Bundespost ist die Ent- 
eignung zulässig. Einleitung und Durchführung des 
Enteignungsverfahrens regeln sich nach den Ent- 
eignungsgesetzen. 

§ 45 

Planfeststellung 

(1) Für ein Vorhaben zur Errichtung von Fern- 
meldelinien für den Fernverkehr außerhalb von 
Öffentlichen Verkehrswegen oder zur Errichtung 
von ortsfesten Funksendeanlagen kann die Deutsche 
Bundespost ein Planfeststellungsgverfahren durch- 
führen. Die Planfeststellung umfaßt die Entschei- 
dung über alle von der Planfeststellung berührten 
Interessen. 

(2) Die Deutsche Bundespost hat die Pläne für 
das Vorhaben der nach Landesrecht zuständigen Be- 
hörde des Landes, in dem die Anlagen errichtet wer- 
den sollen, zur Durchführung des Anhörungsver- 
fahrens einzureichen. Die Anhörungsbehörde holt 
die Stellungnahme derjenigen Behörden ein, deren 
Aufgabenbereich durch das Vorhaben berührt wird. 

(3) Die Anhörungsbehörde gibt zum Ergebnis des 
Anhörungsverfahrens eine Stellungnahme ab und 
leitet diese mit dem Plan, den Stellungnahmen der 
Behörden und den nicht erledigten Einwendungen 
alsbald der Planfeststellungsbehörde zu. 

(4) Soweit zwischen einer beteiligten Behörde 
und der Deutschen Bundespost Meinungsverschie- 
denheiten bestehen, werden die Pläne von dem zu- 
ständigen Bundesminister festgestellt; im übrigen 
werden sie durch den Vorstand oder durch eine von 
ihm ermächtigte Dienststelle der Deutschen Bundes- 
post festgestellt. 

§ 46 

Abgaben 

Auf die Verpflichtungen der Deutschen Bundes- 
post, Abgaben an den Bund und die auf Bundesrecht 
beruhenden Körperschaften des öffentlichen Rechts 
zu entrichten, finden die allgemein für Bundes- 
behörden geltenden Vorschriften Anwendung. 


NEUNTER ABSCHNITT 
Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 47 

Bestimmung des zuständigen Bundesministers 

Der für das Post- und Fernmeldewesen zuständige 
Bundesminister ist binnen eines Monats nach In- 
krafttreten dieses Gesetzes zu bestimmen. Bis zur 
Bestimmung des zuständigen Bundesministers wer- 
den die diesem und dem Vorstand obliegenden 
Rechte und Pflichten vom Bundesminister für Ver- 
kehr wahrgenommen. Nach der Bestimmung des zu- 
ständigen Bundesministers werden bis zur Bildung 
des Vorstands die dem Vorstand obliegenden 
Rechte und Pflichten vom zuständigen Bundesmini- 
ster wahrgenommen. 

§ 48 

Bildung der Organe 

(1) Der Aufsichtsrat ist binnen drei Monaten 
nach der Bestimmung des zuständigen Bundesmini- 
sters zu bilden. Bis zur Bildung des Aufsichtsrats 
werden die diesem obliegenden Rechte und Pflich- 
ten vom Verwaltungsrat der Deutschen Bundespost 
wahrgenommen. Sobald der Aufsichtsrat gebildet 
ist, wird er von dem zuständigen Bundesminister 
zu seiner ersten Sitzung einberufen. 

(2) Der zuständige Bundesminister veranlaßt die 
Bildung des Vorstands. Die Bundesregierung faßt 
die nach § 7 Abs. 3 erforderlichen Beschlüsse binnen 
eines Monats nach Einreichen der Vorschläge durch 
den zuständigen Bundesminister. 

§ 49 

Überleitungsvorschriften 

(1) Die Rechte, Befugnisse oder Zuständigkeiten 
des Bundesministers für das Post- und Fernmelde- 
wesen, die in Rechtsvorschriften enthalten sind, 
gehen auf den Vorstand der Deutschen Bundespost 
über. Das gleiche gilt für Rechte, Befugnisse oder 
Zuständigkeiten, die dem zuständigen Minister, 
Fachminister oder der obersten Bundesbehörde zu- 
stehen und den Bereich der Deutschen Bundespost 
betreffen. 

(2) Von dem Übergang nach Absatz 1 sind die 
Rechte, Befugnisse oder Zuständigkeiten nach den 
folgenden Vorschriften ausgenommen; sie gehen auf 
den zuständigen Bundesminister (§ 2 Abs. 3) über: 

1. § 18 des Telegraphenwegegesetzes vom 18. De- 
zember 1899 (Reichsgesetzbl. S. 705), 

2. § 132 Abs. 3 des Angestelltenversicherungs- 
gesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 28. Mai 1924 (Reichsgesetzbl. I S. 563), zu- 
letzt geändert durch das Kostenermächtigungs- 
Änderungsgesetz vom 23. Juni 1970 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 805), 
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3. § 1410 Abs. 3 der Reichsversicherungsordnung 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 
15. Dezember 1924 (Reichsgesetzbl. I S. 779), zu- 
letzt geändert durch das Kostenermächtigungs- 
Änderungsgesetz vom 23. Juni 1970 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 805), 

4. § 3 des Gesetzes zur Vereinfachung des Plan- 
verfahrens für Fernmeldelinien vom 24. Sep- 
tember 1935 (Reichsgesetzbl. I S. 1177), 

5. §§ 1 und 2 des Gesetzes über Postkleiderkassen 
vom 27. Mai 1937 (Reichsgesetzbl. I S. 601), 

6. §§ 5 und 7 des Gesetzes über den Amateurfunk 
vom 14. März 1949 (WiGBl. S. 20), 

7. § 3 Abs. 1 Nr. 4 und § 3 b des Gesetzes über die 
Aufgaben des Bundes auf dem Gebiet der 
Binnenschiffahrt vom 15. Februar 1956 (Bundes- 
gesetzbl. II S. 317), zuletzt geändert durch das 
Kostenermächtigungs-Änderungsgesetz vom 
23. Juni 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 805), 

8. § 142 des Seemannsgesetzes vom 26. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. II S. 713), zuletzt geändert 
durch das Kostenermächtigungs-Änderungs- 
qesetz vom 23. Juni 1970 (Bundesgesetzbl. I 
S. 805), 

9. § 9 Abs. 3 und § 12 Abs. 2 des Gesetzes über 
die Aufgaben des Bundes auf dem Gebiet der 
Seeschiffahrt vom 24. Mai 1965 (Bundesgesetz- 
blatt II S. 833), zuletzt geändert durch das Ge- 
setz zur Änderung von Kostenermächtigungen 
und zur Überleitung gebührenrechtlicher Vor- 
schriften vom 22. Juli 1969 (Bundesgesetzbl, I 
S. 901), 

10. § 32 Abs. 4 des Luftverkehrsgesetzes in der 
Fassung vom 4. November 1968 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1113), geändert durch das Kosten- 
ermächtigungs-Änderungsgesetz vom 23. Juni 
1970 (Bundesgesetzbl. I S. 805), 

11. §§ 21, 25 Abs. 1, § 28 Abs. 3, § 29 Abs. 1, § 40 
Abs. 3, §§ 43, 46 Abs. 2, § 47 Abs. 3 und § 97 
des Berufsbildungsgesetzes vom 14. August 
1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1112), 

12. § 9 des Gesetzes über die Statistik für Bundes- 
zwecke vom 3. September 1953 (Bundes- 
desgesetzbl. I S. 1314), zuletzt geändert durch 
das Einführungsgesetz zum Gesetz über Ord- 
nungswidrigkeiten vom 24. Mai 1968 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 503), 

13. § 15 des Gesetzes über die Erweiterung des 
Katastrophenschutzes vom 9. Juli 1968 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 776). 

Der zuständige Bundesminister (§ 2 Abs. 3) kann die 
Ermächtigungen zum Erlaß von Rechtsverordnungen 
und die Mitwirkungsrechte, die in den unter den 
Nummern 1 bis 11 aufgeführten Gesetzen enthalten 
sind, durch Rechtsverordnung auf den Vorstand der 
Deutschen Bundespost übertragen. 

(3) Für das Jahr 1971 wird der Deutschen Bundes- 
post die nach § 32 Abs. 1 geschuldete Ablieferung, 
soweit sie über eine Verzinsung des Eigenkapitals 
mit sieben vom Hundert jährlich zuzüglich eines 


Betrags von 300 Millionen DM hinausgeht, mit der 
Maßgabe belassen, daß die Deutsche Bundespost 
den belassenen Betrag zur Verstärkung ihres Eigen- 
kapitals verwendet. Das gleiche gilt für die Jahre 
1972 bis 1974, jedoch ohne Zurechnung des Betrags 
von 300 Millionen DM. Die Ubergangsregelung der 
Sätze 1 und 2 gilt nicht, wenn der Eigenkapitalanteil 
ein Drittel des Gesamtkapitals beträgt. 

§ 50 

Änderung von Vorschriften 

Die nachstehenden Vorschriften werden wie folgt 
geändert: 

1. § 4 Abs. 2 Nr. 2 des Gesetzes über die Statistik 
für Bundeszwecke vom 3. September 1953 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1314), zuletzt geändert durch das 
Einführungsgesetz zum Gesetz über Ordnungs- 
widrigkeiten vom 24. Mai 1968 (Bundesgesetzbl. I 
S. 503), wird wie folgt gefaßt: 

„2. je einem Vertreter der Bundesministerien, 
des Bundesrechnungshofes, der Deutschen 
Bundesbank, der Deutschen Bundesbahn und 
der Deutschen Bundespost,". 

2. Das Gesetz zur Regelung der Rechtsverhältnisse 
der in einzelnen Verwaltungszweigen des Landes 
Berlin beschäftigten Personen vom 26. April 1957 
(Bundesgesetzbl. I S, 397), zuletzt geändert durch 
das Gesetz zur Neuordnung des Bundesdiszipli- 
narrechts vom 20. Juli 1967 (Bundesgesetzbl. I 
S. 725), wird wie folgt geändert: 

a) § 5 Abs. 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. aus dem Dienstbereich der Deutschen 
Bundespost in den Dienstbereich der Lan- 
despostdirektion Berlin,". 

b) § 6 Abs. 1 Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 
„Dienstherr ist der Bund; oberste Dienstbe- 
hörde ist der für die entsprechende Bundes- 
verwaltung zuständige Bundesminister, für 
den Bereich der Deutschen Bundespost die 
Generaldirektion. " 

3. Die Absätze 1 und 2 des § 5 des Ersten Gesetzes 
über Maßnahmen zum Schutz der Zivilbevölke- 
rung vom 9. Oktober 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1696), zuletzt geändert durch das Gesetz über 
die Erweiterung des Katastrophenschutzes vom 
9. Juli 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 776), erhalten 
folgende Fassung: 

„(1) Der Bundesminister für Verkehr und der 
Bundesminister für Verteidigung führen die Luft- 
schutzmaßnahmen innerhalb ihres Geschäftsbe- 
reichs durch. 

(2) Die gleiche Aufgabe obliegt für ihren Be- 
reich der Deutschen Bundesbahn und der Deut- 
schen Bundespost, den nicht bundeseigenen 
Eisenbahnen und den sonstigen Schienenbahnen 
des öffentlichen Verkehrs. Allgemeine Richt- 
linien erlassen für die Deutsche Bundesbahn der 
Bundesminister für Verkehr und für die Deut- 
sche Bundespost der zuständige Bundesminister, 
für die nicht bundeseigenen Eisenbahnlinien und 
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die sonstigen ISchienenbahnen des öffentlichen 
Verkehrs die zuständigen obersten Landesbehör- 
den." 

4. In § 13 Abs. 2 des Gesetzes zur Förderung der 
Stabilität und des Wachstums der Wirtschaft vom 
8. Juni 1967 (Bundesgesetzbl. I S. 582) werden die 
Worte „Bundesminister für das Post- und Fern- 
meldewesen" durch die Worte „zuständige Bun- 
desminister" ersetzt. 

5. Das Gesetz über das Postwesen vom 28. Juli 1969 
(Bundesgesetzbl. I S. 1006) wird wie folgt geän- 
dert: 

a) In § 7 treten an Stelle der Worte „§ 14 des 
Postverwaltungsgesetzes vom 24. Juli 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 676) vom Bundesminister 
für das Post- und Fernmeldewesen" die Worte 
„§ 22 des Gesetzes über die Unternehmens- 
verfassung der Deutschen Bundespost vom 
. . . 1970 (Bundesgesetzbl. IS....)". 

b) In § 25 Abs. 1 Nr. 6 und § 27 treten jeweils 
an Stelle der Worte „§ 14 des Postver- 
waltungsgesetzes" die Worte „§ 22 des Ge- 
setzes über die Unternehmensverfassung der 
Deutschen Bundespost". 

Die Rechtswirksamkeit der vor Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes aufgrund des § 14 des Postverwal- 
tungsgesetzes erlassenen Benutzungsverordnun- 
gen bleibt von den vorgenannten Änderungen 
zu a) und b) unberührt. 

6. Das Fahrlehrergesetz vom 25. August 1969 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1336), geändert durch das Ko- 
stenermächtigungs-Änderungsgesetz vom 23. Juni 
1970 (Bundesgesetzbl. I S. 805), wird wie folgt 
geändert: 

a) In § 30 Abs. 2 Satz 1 werden das Komma 
hinter den Worten „Bundesminister für Ver- 
kehr" und die. Worte „der Bundesminister für 
das Post- und Fernmeldewesen" gestrichen. 

b) § 30 Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Das gleiche gilt nach Weisung des Bundes- 
ministers für Verkehr für den Vorstand der 
Deutschen Bundesbahn und nach Weisung des 
zuständigen Bundesministers für den Vor- 
stand der Deutschen Bundespost." 

7. § 23 Abs. 2 des Bundesbesoldungsgesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Dezember 
1969 (Bundesgesetzbl. I S. 2201), geändert durch 
das Siebente Gesetz zur Änderung des Bundes- 
besoldungsgesetzes vom 15. April 1970 (Bundes- 


gesetzbl. I S. 339), wird durch folgenden Satz 
ergänzt: 

„Für den Bereich der Deutschen Bundespost 
erläßt der Vorstand der Deutschen Bundespost 
die Verwaltungsvorschriften zu Absatz 1 im 
Benehmen mit dem für das Post- und Fernmelde- 
wesen zuständigen Bundesminister." 

§51 

Aufhebung von Vorschriften 

Folgende Vorschriften werden aufgehoben: 

1. das Gesetz über die Verwaltung der Deutschen 
Bundespost (Postverwaltungsgesetz) vom 24. Juli 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 676)f geändert durch 
das Selbstverwaltungs- und Krankenversiche- 
rungsangleichungsgesetz Berlin vom 26. Dezem- 
ber 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1883); 

2. die Verordnung über die Vertretung der Deut- 
schen Bundespost vom 1. August 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 715), zuletzt geändert durch die 
Verordnung zur Änderung der Verordnung über 
die Vertretung der Deutschen Bundespost vom 
24. Oktober 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 1133); 

3. Artikel 15 des Finanzänderungsgesetzes 1967 
vom 21. Dezember 1967 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1259), geändert durch das Sechste Gesetz zur 
Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes vom 
28. Juli 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1004). 

§ 52 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die aufgrund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Uberleitungsgesetzes. 

§ 53 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme der in Ab- 
satz 2 genannten Vorschriften am 1. Januar 1971 
in Kraft. 

(2) Es treten in Kraft: 

1. § 51 Nr. 2 am 1. August 1971, 

2. § 31 Abs. 2 sowie § 32 Abs. 4 am 1. Januar 1975. 
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Begründung 


Allgemeiner Teil 

Die gesetzliche Grundlage für die Verwaltung des 
Post- und Fernmeldewesens bildet gegenwärtig das 
Postverwaltungsgesetz vom 24. Juli 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 676), das an die Reglung des Reichs- 
postfinanzgesetzes vom 28. März 1924 (Bundesge- 
setzbl. I S. 287) angeknüpft hat. Zweck des vorlie- 
genden Gesetzes ist es, der Deutschen Bundespost 
angesichts der stürmischen technischen Weiterent- 
wicklung auf allen Gebieten des Post- und Fern- 
meldewesens eine neue Verfassung zu geben, die es 
ihr ermöglicht, die ihr obliegenden öffentlichen Auf- 
gaben mit einem Höchstmaß an Wirtschaftlichkeit 
bestmöglich zu erfüllen. 

Im politischen Raum haben Zweifel, daß die Deut- 
sche Bundespost in ihrer jetzigen Organisationsform 
den Anforderungen einer hochtechnisierten Wirt- 
schaft in optimaler Weise genügen kann, erstmals 
mit einem Beschluß des Vierten Deutschen Bundes- 
tages vom 16. April 1964 (Drucksachen IV/1700 An- 
lage, IV/2062, Umdruck 428) Gestalt angenommen. 
Darin wurde die Bundesregierung aufgefordert, eine 
Kommission von Sachverständigen mit der Unter- 
suchung zu beauftragen, „wie die Deutsche Bundes- 
post ihre Aufgabe auf die Dauer in optimaler Weise 
ohne Defizit erfüllen kann". Es sollte insbesondere 
geprüft werden, „wie die rechtlichen und organisato- 
rischen Grundlagen der Deutschen Bundespost den 
veränderten Verhältnissen angepaßt werden sol- 
len". Die durch Beschluß der Bundesregierung vom 
15. Juli 1964 gebildete Sachverständigen-Kommis- 
sion hat im November 1965 ihre Arbeiten mit einem 
umfangreichen Gutachten abgeschlossen (Drucksache 
V/203). 

Eine Vielzahl von Anregungen und Empfehlungen 
der Sachverständigen-Kommission wurde inzwischen 
verwirklicht (vgl. Stellungnahme der Bundesregie- 
rung zum Gutachten vom 10. März 1966 — ^ Druck- 
sache V/203 — sowie abschließende Stellungnahme 
der Bundesregierung vom 20. Februar 1969 — Druck- 
sache V/3875). Wichtige Vorschläge der Sachver- 
ständigen-Kommission, insbesondere hinsichtlich der 
Organisationsform der Deutschen Bundespost, blie- 
ben indessen offen. Die Gutachter kamen zu dem 
Ergebnis, daß die derzeitige Organisationsform der 
Deutschen Bundespost für eine bestmögliche Erfül- 
lung der ihr übertragenen Aufgaben nicht geeignet 
sei; vor allem sei die Trennung der jetzt in der Per- 
son des Bundesministers für das Post- und Fern- 
meldewesen vereinigten Aufsicht und unternehme- 
rischen Leitung der Deutschen Bundespost in eine 
Aufsicht durch einen Minister und eine Unterneh- 
mensführung durch einen Vorstand geboten. 

Diese Auffassung wird von der Bundesregierung ge- 
teilt. In der Regierungserklärung vom 28. Oktober 
1969 ist hierzu ausgeführt: 

„Das Post- und Fernmeldewesen kann seine Auf- 
gaben für unsere Gesellschaft besser erfüllen, wenn 


die ministerielle Aufsicht sich auf das politisch Not- 
wendige beschränkt. Dadurch wird die Eigenständig- 
keit der Bundespost gestärkt und eine wirtschaftliche 
Unternehmensführung erleichtert. Die Bundesregie- 
rung beabsichtigt daher, der Bundespost eine neue 
Rechtsform zu geben. Diese Veränderungen, zu deren 
Vorbereitung eine Kommission eingesetzt wird, wer- 
den den Rechten der Postbediensteten ebenso wie 
den Interessen der Postkunden gerecht werden." 

Der vorliegende Entwurf, dem das von der am 
17. Dezember 1969 gebildeten „Kommission Deut- 
sche Bundespost" erarbeitete Modell zugrunde liegt, 
geht vor allem von folgenden Überlegungen aus: 

Nach dem Postverwaltungsgesetz wird die Deutsche 
Bundespost unter Mitwirkung eines Verwaltungs- 
rats vom Bundesminister für das Post- und Fern- 
meldewesen geleitet, dem neben der Unternehmens- 
leitung zugleich — als Kabinettsmitglied — die 
Wahrung der Interessen der Politik der Bundes- 
regierung obliegt. Die Erfahrung hat gelehrt, daß 
diese Konstruktion der Verfassung der Deutschen 
Bundespost geeignet ist, ein Übergewicht politischer 
Einflüsse zu ermöglichen. Ein weiterer Gesichtspunkt 
ist in diesem Zusammenhang bedeutsam. Nach dem 
Postverwaltungsgesetz ist die Deutsche Bundespost 
als Ministerialverwaltung zu führen; der streng 
hierarchische Aufbau ist ein typisches Kennzeichen 
einer solchen Verwaltung, Von Aufgabenstellung 
und Aufgabenvollzug her ist die Deutsche Bundes- 
post aber weit mehr ein Dienstleistungsunterneh- 
men, das öffentliche Aufgaben zu erfüllen hat, als 
eine staatliche Verwaltung im herkömmlichen 
Sinne. Daraus und aus der schnell fortschreitenden 
technischen Weiterentwicklung auf allen Gebieten 
des Post- und Fernmeldewesens folgt, daß für die 
Deutsche Bundespost in der Zukunft eine Unterneh- 
mensverfassung erforderlich ist, die die Anwendung 
der Grundsätze und Methoden moderner Unterneh- 
mensführung zuläßt und damit für den Aufgaben- 
vollzug ein Höchstmaß an Wirtschaftlichkeit und für 
die Unternehmenspolitik die Berücksichtigung wich- 
tiger öffentlicher Interessen im Rahmen der wirt- 
schaftlichen Möglichkeiten des Unternehmens ge- 
währleistet. Eine Leitung der Deutschen Bundespost 
nach Maßstäben der klassischen Verwaltung wird 
dem Unternehmenscharakter nicht mehr gerecht. 

Unter Zugrundelegung dieser Ausgangsdaten ist es 
erforderlich, die gesetzlichen Vorschriften für die 
Bereiche Unternehmensverfassung im engeren Sinne, 
Wirtschafts- und Finanzverfassung sowie Personal- 
verfassung neu zu regeln. 

Den unternehmerischen Notwendigkeiten für die 
Deutsche Bundespost trägt der Entwurf dadurch 
Rechnung, daß die Zuständigkeiten für die Leitung 
des Unternehmens und für die Aufsicht über das 
Unternehmen voneinander getrennt werden. Die Lei- 
tungsfunktion wird auf einen Vorstand übertragen, 
der in bestimmten, im Gesetz erschöpfend aufgeführ- 
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ten Fällen einen Aufsichtsrat zu beteiligen hat, der 
Aufsichtsrat wacht zugleich darüber, daß der Vor- 
stand die Geschäfte nach den im Gesetz festgelegten 
Leitungsgrundsätzen führt. Die Aufsicht obliegt 
einem Bundesminister. Auf diese Weise wird er- 
reicht, daß die politisch-parlamentarische Verant- 
wortlichkeit für das Unternehmen und die Leitung 
des Unternehmens sachbezogen und eindeutig ge- 
geneinander abgegrenzt werden, so daß eine klare 
Artikulierung der unternehmerischen Notwendigkei- 
ten ermöglicht wird. Zudem bedeutet die Übertra- 
gung der Leitungsfunktion auf ein Organ, das außer- 
halb der Bundesregierung steht, eine erhebliche 
Stärkung der Unabhängigkeit der Unternehmens- 
führung von politischen Alltagseinflüssen. 

Der Entwurf berücksichtigt dabei, daß dem verfas- 
sungsrechtlichen Erfordernis des Artikels 87 Abs. 1 
GG entsprechend der Wille des Bundes als Eigen- 
tümer für das Unternehmen verbindlich sein muß. 
Dieser soll aber nicht von vornherein mit dem Un- 
ternehmenswillen vermischt werden, damit zunächst 
die Unternehmensinteressen voll zur Geltung kom- 
men können und eine von politischen Einflüssen 
freie Unternehmensführung nach betriebswirtschaft- 
lichen Grundsätzen möglich ist. Zur Verwirklichung 
dieser Ziele beschränkt das Gesetz die ministerielle 
Aufsicht durch enumerative Festlegung der Einfluß- 
möglichkeiten des Bundes auf das politisch Notwen- 
dige und schließt daher die unmittelbaren Mitwir- 
kungsrechte anderer Bundesminister insofern aus, 
als die zur Wahrung der Belange des Bundes unab- 
dingbar notwendigen Mitwirkungsrechte allein über 
den für das Post- und Fernmeldewesen zuständigen 
Bundesminister zur Geltung zu bringen sind. 

Durch diese Konstruktion der Unternehmensverfas- 
sung können Konfliktfälle zwischen dem zuständi- 
gen Bundesminister und der Leitung des Unterneh- 
mens entstehen. Da nach Artikel 87 Abs. 1 GG die 
Deutsche Bundespost als bundeseigene Verwaltung 
zu führen ist, stellt der Entwurf sicher, daß durch 
politische Zielvorgaben und ein Genehmigungsrecht 
des zuständigen Bundesministers letztlich der „Bun- 
deswille" zum Tragen kommt. Der Entwurf ermög- 
licht aber auch eine Polarisierung und Transparenz 
der unterschiedlichen Interessen. Das Unternehmen 
wird vor nicht sachbezogenen Einflüssen geschützt, 
aber auch der Bund wird vor unangemessenen Maß- 
nahmen oder finanziellen Forderungen des Unter- 
nehmens gesichert. 

Im Interesse einer Stärkung der Position des Auf- 
sichtsrats als Organ des Unternehmens vermeidet 
der Entwurf im Gegensatz zum Postverwaltungsge- 
setz bei Konfliktfällen zwischen Vorstand und Auf- 
sichtsrat die unmittelbare Kassation eines Aufsichts- 
ratsbeschlusses. 

In Übereinstimmung mit den Zielvorstellungen stellt 
der Entwurf im Gegensatz zum Postverwaltungsge- 
setz, das die Deutsche Bundespost als „Verwaltung" 
gekennzeichnet hat, den Charakter der Deutschen 
Bundespost als öffentliches Unternehmen besonders 
heraus. Die weitere Bestimmung, daß die Deutsche 
Bundespost ein öffentliches Unternehmen des Bun- 
des in der Rechtsform einer teilrechtsfähigen Anstalt 
ist, steht im Einklang mit der Forderung des Arti- 


kels 87 Abs. 1 GG, daß die Deutsche Bundespost als 
bundesunmittelbare Verwaltung zu führen ist. Sie 
entspricht der Organisationsstruktur des Unterneh- 
mens, das, wenn auch nicht als juristische Person des 
öffentlichen Rechts, so doch als Sondervermögen des 
Bundes mit eigener Wirtschafts- und Rechnungsfüh- 
rung durch seine (Organe ein selbständiges Subjekt 
der staatlichen Verwaltung mit eigener Verord- 
nungsgewalt und eigener Leitungsbefugnis sein soll 
das nur in beschränktem Umfang Eingriffen des Bun- 
des ausgesetzt ist. 

Hinsichtlich der Regelung der Wirtschafts- und Fi- 
nanzverfassung geht der Entwurf davon aus, daß 
jede nur organisatorisch wirkende Veränderung den 
künftigen Aufgaben der Deutschen Bundespost nicht 
gerecht wird, wenn nicht zugleich auch die Grund- 
sätze der Wirtschaftsführung und der finanziellen 
Beziehungen zum Bund als Eigentümer des Unter- 
nehmens neu gestaltet werden. Damit die Deutsche 
Bundespost im Rahmen ihrer Aufgabenstellung als öf- 
fentliches Unternehmen den Erfordernissen einer mo- 
dernen Wirtschaftsführung gerecht werden kann, 
nimmt der Entwurf darauf Bedacht, daß dem Grund- 
satz „Stärkung der Unternehmensfinanzierung aus 
eigener Kraft" mehr als bisher Rechnung getragen 
wird. In den Grundsätzen für die Wirtschaftsführung 
wird daher gefordert, die Deutsche Bundespost so zu 
leiten, daß die Erträge die Aufwendungen decken. 
Darüber hinaus ist ein dem Kapitalbedarf angemes- 
sener Gewinn als Selbstfinanzierungsbeitrag not- 
wendig. Die Wirtschaftsführung soll im allgemeinen 
vom Grundsatz der Kostendeckung der einzelnen 
Dienste getragen sein; der Ausgleich zwischen den 
verschiedenen Diensten ist jedoch zulässig. Eine 
wirkungsvolle Verbesserung der Unternehmenslei- 
tung soll nach dem Entwurf durch eine stärkere Be- 
tonung der lang- und mittelfristigen Unternehmens- 
planung erreicht werden. Zur Sicherung der Finan- 
zierung, insbesondere für Investitionen, ist eine aus- 
reichende Finanzreserve zu bilden. Mit der vorgese- 
henen Reglung der finanziellen Beziehungen zwi- 
schen dem Unternehmen und dem Bund sollen die 
Voraussetzungen für die Verwirklichung einer ge- 
sunden Finanzstruktur geschaffen werden. Der Bei- 
behaltung der Ablieferungspflicht, gemessen am 
Umsatz, als pauschalierte Abgabe steht nunmehr die 
Verpflichtung des Bundes gegenüber, der Deutschen 
Bundespost ein Eigenkapital in angemessener Höhe 
zu sichern. Für bestimmte Fälle von Eingriffen in die 
Unternehmensleitung ist hinsichtlich der finanziellen 
Auswirkungen eine Ausgleichspflicht des Bundes 
vorgesehen. 

Für den Bereich des Personal- und Sozialwesens der 
Deutschen Bundespost geht der Entwurf davon aus, 
daß die zunehmende Technisierung und die Eigenart 
einer Reihe von Diensten Sonderreglungen erfor- 
dern. Die Erfahrung hat gezeigt, daß die allgemei- 
nen, auch für die Deutsche Bundespost verbindlichen 
Vorschriften nicht ausreichend sind, weil sie über- 
wiegend auf die Bedürfnisse einer Verwaltung, nicht 
aber auf die eines Dienstleistungsunternehmens zu- 
geschnitten sind. Der Vorstand als verantwortlicher 
Leiter des Unternehmens soll die notwendigen Son- 
derreglungen nach Maßgabe der Beschlüsse des Auf- 
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Sichtsrats und nach Genehmigung des zuständigen 
Bundesministers treffen können. 

Bei der Ausführung des Gesetzes können dem Bund 
Kosten entstehen: 

1. durch die beim zuständigen Bundesminister ein- 
zurichtenden Dienststellen für die Bearbeitung 
postalischer Angelegenheiten (personelle und 
sächliche Kosten), 

2. nach Maßgabe von § 20 Abs. 4 (Ausgleich für 
Mehraufwendungen oder Mindererträge auf- 
grund politischer Zielvorgaben, Mindereinnah- 
men infolge Ablehnung von Gebührenerhöhun- 
gen) und § 31 Abs. 2 sowie gegebenenfalls Ab- 
satz 3 (Kapitalausstattung der Deutschen Bundes- 
post) des Gesetzentwurfs. 

Die Höhe der Kosten zu 1. kann erst nach Vorliegen 
eines entsprechenden Stellenplans abgeschützt, die 
Höhe eventueller Verpflichtungen des Bundes zu 2. 
kann nur aus der jeweiligen konkreten Sachlage 
heraus beurteilt werden. 

Länder und Gemeinden werden durch die Ausfüh- 
rung des Gesetzes nicht mit Kosten belastet. 

Das Gesetz gliedert sich in folgende neun Abschnitte: 
Erster Abschnitt; Aufgaben und Rechtsstellung 

Zweiter Abschnitt: Vorstand der Deutschen Bun- 

despost 

Dritter Abschnitt: Aufsichtsrat 

Vierter Abschnitt: Zuständiger Bundesminister 

Fünfter Abschnitt: Zwischenstaatliche Beziehun- 

gen, internationale Orga- 
nisationen 

Sechster Abschnitt: Wirtschaftsführung 

Siebenter Abschnitt; Personal- und Sozialwesen 

Achter Abschnitt: Sonderbestimmungen 

Neunter Abschnitt: Übergangs- und Schlußbe- 

stimmungen 

Besonderer Teil 

Zu § 1 

Nach Artikel 87 GG wird die Deutsche Bundespost in 
bundeseigener Verwaltung mit eigenem Verwal- 
tungsimterbau geführt. Die Vorschrift teilt die Deut- 
sche Bundespost der unmittelbaren Bundesverwal- 
tung zu. ln welcher Organisationsform das Post- und 
Fernmeldewesen zu führen ist, läßt das Grundgesetz 
offen, d. h. es überläßt die Entscheidung hierüber 
dem Organisationsstatut. Zweck des vorliegenden 
Entwurfs ist es daher, die Organisationsform des Un- 
ternehmens Deutsche Bundespost im einzelnen fest- 
zulegen. 

Unter Berücksichtigung der Artikel 73, 87 GG er- 
wähnt § 1 ausdrücklich, daß die Deutsche Bundespost 
die Aufgaben der Bundesrepublik Deutschland auf 
dem Gebiet des Post- und Fernmeldewesens erfüllt. 
Auf eine Aufzählung der Aufgaben im einzelnen ist 
verzichtet worden, da aufgrund der Erfahrung und 
des Fortschritts der Technik auch künftig mit Verän- 


derungen in der Aufgabenstellung gerechnet werden 
muß. Zu den Aufgaben der Deutschen Bundespost 
auf dem Gebiet des Postwesens rechnen z. Z. im we- 
sentlichen: der Briefdienst, der Paketdienst, der Post- 
anweisungsdienst, der Postauftragsdienst, der Post- 
zeitungsdienst, der Postreisedienst, der Postscheck- 
dienst und der Postsparkassendienst. Zu den Auf- 
gaben des Fernmoldewesens zählen z. Z. namentlich: 
der Fernsprechdienst, die Telegrafendiensto, der Da- 
tenübertragungsdienst, die Überlassung von Über- 
tragungswegen und fernmeldehoheitsrechtliche Auf- 
gaben, wie Genehmigungen von privaten Fernmelde- 
anlagen, Funkfrequenzverwaltung und Funkmeß- 
dienst. 

Des weiteren sieht § 1 vor, daß die Deutsche Bundes- 
post als öffentliches Unternehmen in der Rechtsform 
einer teilrechtsfähigen Anstalt des Bundes geführt 
wird, die dadurch gekennzeichnet ist, daß sie nur 
vermögensrechtlich und nur Dritten gegenüber selb- 
ständig ist. Das Grundgesetz kennt den Begriff der 
teilrechtsfähigen Anstalt nicht. Auch der Gesetzes- 
sprache ist er bisher fremd; er ist vielmehr nur im 
wissenschaftlichen Schrifttum gebraucht worden 
(vgl. Wolff, Verwaltiingsrecht If, 2. Auflage, § 98 
11 b) 2.). Seiner Anwendung in der Gesetzessprache 
könnte das verfassungspolitische Bedenken ent- 
gegengehalten werden, daß dadurch die Unterschei- 
dung verwischt wird, die das Grundgesetz zwischen 
bundeseigener Verwaltung und Verwaltung durch 
bundesunmittelhare Körperschaften oder Anstalten 
des öffentlichen Rechts macht (Artikel 86 GG). Wenn 
der Entwurf auf den Ausdruck gleichwohl nicht ver- 
zichtet, geschieht das in der Überlegung, daß die be- 
sondere Stellung der Deutschen Bundespost im Rah- 
men der Bundeseigenverwaltung (Artikel 87 Abs. 1 
GG) sowohl Dritten gegenüber wie im Verhältnis 
zu anderen Bereichen der Bundesverwaltung beson- 
ders hervorgehoben werden soll. 

Durch die Charakterisierung der Deutschen Bundes- 
post als „öffentliches Unternehmen" soll einerseits 
herausgestellt werden, daß die Dienstleistungen der 
Deutschen Bundespost als öffentliche Aufgaben 
wahrzunehmen sind. Andererseits soll damit — im 
Gegensatz zum Postverwaltungsgesetz, das von 
„Verwaltung" spricht — deutlich gemacht werden, 
daß die Deutsche Bundespost nur dann einen optima- 
len Beitrag zum Sozialprodukt leisten und den rasch 
wachsenden Ansprüchen einer hochindustrialisierten 
Leistungsgesellschaft bestmöglich gerecht werden 
kann, wenn sie so weit wie möglich das Gebot der 
Wirtschaftlichkeit beachtet und sich „unternehme- 
risch" verhält. 

Die Bezeichnung „Deutsche Bundespost" ist in An- 
lehnung an Artikel 87 GG und die bisher geltende 
Reglung in § 1 aufgenommen worden. Eine beson- 
dere Bezeichnung ist notwendig, weil die Deutsche 
Bundespost aufgrund ihrer vielfältigen Rechtsbezie- 
hungen die Möglichkeit haben muß, mit einer be- 
sonderen, im Verkehr geläufigen Bezeichnung aufzu- 
treten. 

Zu § 2 

Da die Deutsche Bundespost eine betrieblich organi- 
sierte Einrichtung staatlicher Daseinsvorsorge mit 
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vorwiegend wirtschaftlicher Problematik darstellt, 
die in erster Linie Dienstleistungsfunktionen und nur 
in zweiter Linie staatliche Ordnungsfunktionen 
wahrzunehmen hat, soll die Unternehmensleitung 
nicht einem Mitglied der Bundesregierung, sondern 
einem Organ außerhalb der Regierung übertragen 
werden. Durch die Herauslösung der Deutschen Bun- 
despost aus dem unmittelbaren Regierungsbereich 
wird die Unabhängigkeit der unternehmerischen 
Leitung der Deutschen Bundespost gestärkt. Die 
Grundsätze, nach denen die Deutsche Bundespost an- 
gesichts der sprunghaften technischen und wirt- 
schaftlichen Entwicklung künftig zu führen ist, müs- 
sen mehr denen eines tiefgegliederten Industrie- 
unternehmens als denen einer staatlichen Hoheits- 
verwaltung entsprechen. DiesemErfordernis wird die 
vorgesehene Organisationsstruktur besser gerecht 
als der heutige Zustand. 

Wirtschaftliche Unternehmensführung setzt jedoch 
eine sachbezogene und klare Abgrenzung der Zu- 
ständigkeiten voraus. Deshalb verteilen sich nach 
§ 2 die Funktionen der Leitung des Unternehmens, 
der wirtschaftlichen Aufsicht über das Unternehmen, 
der politischen Einflußnahme auf das Unternehmen 
sowie der politischen Verantwortlichkeit für das Un- 
ternehmen auf Vorstand, Aufsichtsrat und zuständi- 
gen Bundesminister. Nach dem Postverwaltungsge- 
setz ist der Bundesminister für das Post- und Fern- 
meldewescn nicht nur politischer Minister mit parla- 
mentarischer Verantwortung, sondern gleichzeitig 
Leiter des Unternehmens Deutsche Bundespost. Durch 
diese Doppelfunktion befindet er sich im Spannungs- 
feld zwischen Politik und Unternehmensleitung. Der 
Entwurf geht indessen davon aus, daß der Bereich 
unternehmerischer Leitungserfordernisse und poli- 
tischer Interessen, in dem die Deutsche Bundespost 
agiert, zwar nicht auflösbar ist, daß aber doch durch 
die Trennung der Verantwortungsbereiche von Vor- 
stand und Aufsichtsrat einerseits und Minister ande- 
rerseits unter den vorhandenen Bedingungen ein 
Höchstmaß an Gewähr dafür gegeben ist, daß die 
Unternehmensinteressen in gebührendem Maße zur 
Geltung kommen und transparent werden. Durch die 
Einrichtung des Vorstands soll im übrigen ein nicht 
unbedenkliches Merkmal der gegenwärtigen Verfas- 
sung der Deutschen Bundespost ausgeräumt werden, 
indem die Leitung des Unternehmens nicht mehr auf 
eine einzige Person abgestellt wird. Sachgerechte 
Entscheidungen der Leitung eines Großunterneh- 
mens, wie es die Deutsche Bundespost darstellt, kön- 
nen heute angesichts der Vielschichtigkeit der von 
ihr zu bewältigenden Aufgaben nicht im Rahmen 
einer monokratischen Organisationsstruktur getrof- 
fen werden. Auch die Großunternehmen der gewerb- 
lichen Wirtschaft werden deshalb von kollegialen 
Vorständen geleitet. 

Absatz 2 trägt in Anlehnung an die frühere Reglung 
den besonderen Verhältnissen des Landes Berlin 
Rechnung. 

Zu § 3 

Diese Bestimmung, die letztlich im Hinblick auf die 
öffentliche Aufgabenstellung der Deutschen Bun- 
despost davon ausgeht, daß diese dem Wohl der 


Allgemeinheit dient, enthält die Richtlinien für die 
Unternehmenspolitik. Die Deutsche Bundespost, 
deren Tätigkeit hauptsächlich dadurch gekennzeich- 
net ist, daß sie unter Berücksichtigung der Belange 
der Daseinsvorsorge Post- und Fernmeldedienstlei- 
stungen für den Staat selbst und die vielfältigen 
sozialen Gebilde in ihm bis hin zum einzelnen Bür- 
ger erbringt, kann ihren Aufgaben im Rahmen der 
notwendigen politischen Zielsetzungen nur gerecht 
werden, wenn sie ihre Dienstleistungen mit einem 
Minimum an Aufwand produziert. Die Leitungs- 
grundsätze verpflichten deshalb die Deutsche Bun- 
despost im besonderen auf die Verwirklichung des 
Rationalitätsprinzips im Aufgabenvollzug. Dadurch 
soll erreicht werden, daß die Nachfrage nach Post- 
und Fernmeldedienstleistungen nach Maßgabe der 
wirtschaftlichen Möglichkeiten der Deutschen Bun- 
despost in für die Benutzer angemessener Weise 
gedeckt wird. 

Die Erfordernisse eines modernen Dienstleistungs- 
unternehmens berücksichtigt auch Absatz 2. Die 
Deutsche Bundespost kann den Anforderungen des 
Verkehrs nur dann genügen, wenn sie nach den 
Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit ihre Anlagen 
nicht nur in gebrauchsfähigem Zustand erhält, son- 
dern auch die jeweils modernsten technischen Ent- 
wicklungen berücksichtigt und für sich auswertet. 
Eine entsprechende Verpflichtung ist daher in den 
Entwurf ausdrücklich aufgenommen worden. 

Zu § 4 

§ 4 befaßt sich mit dem Bundesvermögen, das dem 
Post- und Fernmeldewesen dient. Dieses Vermögen 
bleibt wie bisher Sondervermögen mit eigener Wirt- 
schafts- und Rechnungsführung. Die Beibehaltung 
dieser bereits seit 1924 bestehenden Regelung ist 
weiterhin erforderlich, um der Deutschen Bundes- 
post eine angemessene Bewegungsfreiheit zu ge- 
ben. Die Sicherung einer raschen Anpassungsfähig- 
keit an ständig wechselnde wirtschaftliche Daten- 
konstellationen spricht nach wie vor zwingend da- 
für, das dem Post- und Fernmeldewesen gewid- 
mete Vermögen des Bundes als Sondervermögen 
von dem übrigen Bundesvermögen abzutrennen und 
die Deutsche Bundespost aus dem Haushaltswesen 
des Bundes herauszunehmen. Aus der Abtrennung 
des Sondervermögens „Deutsche Bundespost" von 
dem übrigen Bundesvermögen ergibt sich, daß jede 
Inanspruchnahme der Deutschen Bundespost durch 
den Bund abzugelten ist. 

Was zum Sondervermögen der Deutschen Bundes- 
post gehört, ist durch das „Gesetz über die vermö- 
gensrechtlichen Verhältnisse der Deutschen Bundes- 
post" vom 21. Mai 1953 festgelegt (Bundes- 
gesetzbl. I S. 225). 

Die Schaffung eines Sondervermögens macht wie 
früher eine Beschränkung der Haftung des Bundes 
für die Verbindlichkeiten der Deutschen Bundespost 
auf das Sondervermögen und eine Beschränkung der 
Haftung des Sondervermögens für die Verbindlich- 
keiten der Deutschen Bundespost erforderlich (Ab- 
satz 2). 

Für das Land Berlin gelten wie bisher Sonderrege- 
lungen, die in Absatz 3 enthalten sind. 
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Zu § 5 

Da die Deutsche Bundespost nach § 1 Abs. 2 eine 
teilrechtsfähige Anstalt des Bundes ist und das dem 
Post- und Fernmeldewesen gewidmete und bei sei- 
ner Verwaltung erworbene Bundesvermögen ein 
Sondervermögen des Bundes darstellt, ist es zweck- 
mäßig, ihr im Rechtsverkehr eine gewisse Selbstän- 
digkeit zu verleihen. Wenn diese Selbständigkeit 
auch nicht so weit gehen kann, daß die Deutsche 
Bundespost zu einer eigenen Rechtspersönlichkeit 
erhoben wird, so soll sie doch die Möglichkeit 
haben, im Rechtsverkehr unter ihrem Namen zu 
handeln, zu klagen und verklagt zu werden. 

Satz 2 bringt ebenfalls — wie § 4 Abs. 3 — eine 
Berlin-Bestimmung. Für die Landespostdirektion 
Berlin muß die Möglichkeit geschaffen werden, im 
Rechtsverkehr unter ihrem Namen auftreten zu 
können. 

Zu § 6 

Der Entwurf des Postverfassungsgesetzes beschränkt 
sich für den Bereich der Unternehmensverfassung 
im engeren Sinne auf Vorschriften über die Ein- 
gliederung der Deutschen Bundespost in die Bun- 
desverwaltung {Sondervermögen, Verhältnis zum 
Bund usw.) und über die Organe des Unterneh- 
mens. Die innere Organisation soll „nach Maßgabe 
dieses Gesetzes" einer „Allgemeinen Geschäfts- 
ordnung für die Deutsche Bundespost" überlassen 
werden. Diese hat vor allem Aufbau, Aufgaben und 
Aufgabenvollzug der Generaldirektion der Deut- 
schen Bundespost und der ihr nachgeordneten Stel- 
len zu bestimmen. Auf ihr sollen die von der Deut- 
schen Bundespost selbständig zu erlassenen Ge- 
schäftsanweisungen, Geschäftspläne usw. beruhen. 
Nicht zuletzt soll in der Allgemeinen Geschäftsord- 
nung auch die gerichtliche und außergerichtliche 
Vertretung der Deutschen Bundespost geregelt wer- 
den. Die Regelung für die Landespostdirektion Ber- 
lin ist in Satz 2 enthalten. 

Aufgestellt wird die Allgemeine Geschäftsordnung 
vom Vorstand (§ 9 Abs. 3 Nr. 1), der aufgrund sei- 
ner Leitungsaufgaben am besten übersieht, welche 
Regelungen für die innere Organisation im einzel- 
nen erforderlich sind. Zu beschließen ist die vom 
Vorstand aufgestellte Allgemeine Geschäftsordnung 
vom Aufsichtsrat (§ 17 Abs. 3 Nr, 10), dem es da- 
durch ermöglicht wird, auch insoweit seine Organ- 
kompetenz zur Wirkung zu bringen. 

Zu § 7 

Der Entwurf sieht vor, daß der Vorstand der Deut- 
schen Bundespost aus einem Vorsitzenden und vier 
weiteren Mitgliedern besteht, die hervorragende 
Sachkenner der Unternehmensführung sein sollen. 
Der Vorsitzende führt wegen seiner hervorgehobe- 
nen Stellung die Bezeichnung „Generaldirektor", 
die auch den Gepflogenheiten im internationalen 
Bereich entspricht. 

Die Leitung eines so großen Unternehmens, wie es 
die Deutsche Bundespost darstellt, bringt derart 
vielgestaltige und umfangreiche Anforderungen mit 


sich, daß sie ein Einzelner nicht bewältigen kann. 
Schon aus diesem Grund erscheint die Bildung eines 
Vorstands der Deutschen Bundespost nach den 
Grundsätzen des Kollegialsystems notwendig. Auch 
strahlt ein mehrköpfiger Vorstand stärkere Auto- 
rität aus, kann verschiedene Fach- und Blickrichtun- 
gen verschmelzen und Fehlentscheidungen leichter 
vermeiden, als dies bei einer monokratischen Unter- 
nehmensspitze der Fall wäre. Schließlich ist noch zu 
vermerken, daß sich das Kollegialsystem bei der 
Leitung großer Privatunternehmen bewährt hat. 

Seinen mannigfaltigen und verantwortungsvollen 
Aufgaben kann der Vorstand nur gerecht werden, 
wenn er sich aus Persönlichkeiten zusammensetzt, 
die hervorragende Sachkenner der modernen Unter- 
nehmensführung sind. Der Entwurf verzichtet be- 
wußt darauf, für den Vorstand Spezialisten für ein- 
zelne Sparten des Post- und Fernmeldewesens zu 
verlangen. Die Notwendigkeit des modernen Mana- 
gements wird dadurch betont. Im Hinblick auf die 
Personalintensität des Unternehmens Deutsche Bun- 
despost ist im Gesetz hervorgehoben, daß sich ein 
Vorstandsmitglied besonders den personellen und 
sozialen Aufgaben zu widmen hat. Um die Abgren- 
zung zwischen Unternehmensaufsicht und vollver- 
antwortlicher Unternehmensleitung sicherzustellen, 
wird durch Absatz 1 Satz 5 klargestellt, daß die 
Mitgliedschaft im Vorstand eine solche im Aufsichts- 
rat ausschließt. 

Dadurch, daß die Vorstandsmitglieder in einem 
öffentlich-rechtlichen Amtsverhältnis zum Bund ste- 
hen, soll einerseits den berechtigten Interessen des 
Unternehmensträgers Rechnung getragen, anderer- 
seits aber auch eine LTnabhängigkeit der Führungs- 
spitze der Deutschen Bundespost vom Unternehmen 
selbst gewährleistet werden. Der Sechsjahreszeit- 
raum, für den das Vertragsverhältnis längstens gel- 
ten soll, reicht aus, eine zusammenhängende, auf 
den notwendigen Erfahrungen basierende Unterneh- 
menspolitik treiben zu können; demselben Ziel 
dient auch die Zulässigkeit einer Vertragsverlänge- 
rung. Die Vorschrift, bei der Berufung der Vor- 
standsmitglieder die Amtsdauer zu staffeln, will die 
Kontinuität der Leitung der Deutschen Bundespost 
einerseits und die Möglichkeit der schrittweisen 
Erneuerung des Vorstands andererseits bewirken. 
Danach kann nach Erstberufung des Vorstands, z. B. 
nach Ablauf etwa von drei Jahren beginnend, in 
möglichst gleichmäßigem zeitlichen Abstand — etwa 
jährlich — die Amtsdauer je eines Vorstandsmit- 
glieds enden. Wenn auch eine Verlängerung der 
Amtsdauer zulässig ist, so ist gleichwohl die Mög- 
lichkeit der Erneuerung gegeben, ohne daß die Kon- 
tinuität der Leitung der Deutschen Bundespost in 
Frage gestellt wäre. Hat sich die Staffelung einge- 
spielt, so können die Vorstandsmitglieder fortan auf 
jeweils sechs Jahre bestellt werden, wie es das Ge- 
setz als Höchstgrenze vorsieht, solange die Staffe- 
lung nicht durch außerplanmäßiges Ausscheiden von 
Vorstandsmitgliedern gestört wird. 

Die Bestellung der Vorstandsmitglieder durch den 
Bundespräsidenten auf Beschluß der Bundesregie- 
rung erscheint bei der Bedeutung der Deutschen 
Bundespost für den Staat und seine Bürger und den 
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Befugnissen, die dem Vorstand der Deutschen Bun- 
despost zustehen, angemessen und erforderlich. Da- 
durch, daß der für die Aufsicht zuständige Minister 
seine Vorschläge über die Berufung der Vorstands- 
mitglieder nur im Einvernehmen mit dem Aufsichts- 
rat - — der weiteren Vorstandsmitglieder auch im 
Benehmen mit dem Vorsitzenden — • machen kann, 
soll gewährleistet werden, daß die Organe der 
Deutschen Bundespost vertrauensvoll Zusammen- 
arbeiten. Durch das Berufungsrecht der Bundes- 
regierung soll überdies auch den Interessen des 
Bundes als Anstaltsträger Rechnung getragen wer- 
den. 

Die Rechtsverhältnisse der Vorstandsmitglieder 
gegenüber der Deutschen Bundespost werden durch 
Verträge geregelt, die der zuständige Bundesmini- 
ster mit Zustimmung der Bundesregierung schließt. 
Auf diese Weise wird die Möglichkeit geschaffen, 
die Vertragsverhältnisse der Vorstandsmitglieder 
den jeweiligen Gegebenheiten anzupassen und da- 
bei vor allem die Interessen der Deutschen Bundes- 
post zu berücksichtigen. 

Zu § 8 

Diese Vorschrift beinhaltet die Möglichkeit der Ab- 
berufung eines Vorstandsmitglieds aus wichtigem 
Grund, die im Interesse einer gedeihlichen Zusam- 
menarbeit von zuständigem Bundesminister, Vor- 
stand und Aufsichtsrat gegeben sein muß. Was als 
wichtiger Grund im Sinne dieser Bestimmung anzu- 
sehen ist, ist im Gesetz in Anlehnung an § 84 Abs. 3 
des Aktiengesetzes vom 6. September 1965 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1098) beispielhaft aufgeführt. Ein wich- 
tiger Grund liegt jedoch nicht vor, wenn der Ver- 
trauensentzug bei ausschließlich sachlicher Beurtei- 
lung nicht zu rechtfertigen ist. Hierdurch soll die 
Stellung des Vorstands im Interesse einer weit- 
gehend unabhängigen Unternehmensführung ge- 
stärkt werden. Dabei wird bewußt in Kauf genom- 
men, daß damit die Frage der Zulässigkeit der Ab- 
berufung von Vorstandsmitgliedern gegebenenfalls 
gerichtlich nachgeprüft wird. 

Da die Vorstandsmitglieder aufgrund eines Beschlus- 
ses der Bundesregierung durch den Bundespräsiden- 
ten bestellt werden, muß auch die Abberufung ent- 
sprechend geregelt werden. Voraussetzung der Ab- 
berufung ist ein Antrag des zuständigen Bundes- 
ministers nach Anhörung des Aufsichtsrats, da bei- 
den gleichermaßen an einer vertrauensvollen Zu- 
sammenarbeit mit den Vorstandsmitgliedern gele- 
gen sein muß. Aus demselben Grund ist vorgesehen, 
daß der Aufsichtsrat von sich aus mit qualifizierter 
Mehrheit die Abberufung eines Vorstandsmitglieds 
verlangen kann, so daß der zuständige Bundesmini- 
ster diesen Beschluß der Bundesregierung zur Ent- 
scheidung vorzulegen hat. Bevor der zuständige 
Bundesminister die Abberufung bei der Bundes- 
regierung beantragt oder der Aufsichtsrat im o. a. 
Sinne Beschluß faßt und vor der Entscheidung der 
Bundesregierung hat das betreffende Vorstandsmit- 
glied jeweils Gelegenheit, zu der Angelegenheit 
Stellung zu nehmen. 


Hat der Abberufene die Abberufung schuldhaft her- 
beigeführt, ist es gerechtfertigt, ihm die Weiterzah- 
lung der Bezüge zu versagen. Eine etwaige Auf- 
wandsentschädigung muß naturgemäß nach der Ab- 
berufung entfallen. 

Zu § 9 

Für die Organisation der Führungsspitze der Deut- 
schen Bundespost ist die Bildung eines starken 
handlungsfähigen und für die unternehmerische Lei- 
tung verantwortlichen Vorstands notwendig. Wie 
schon im § 2 zum Ausdruck gebracht worden ist, ob- 
liegt dem Vorstand die gesamte Leitung der Deut- 
schen Bundespost. Dies ist im Absatz 1 nochmals 
besonders hervorgehoben worden. Der Vorstand hat 
alle Anordnungen und Maßnahmen zu treffen, die 
zu einer erfolgreichen Unternehmensführung auf 
dem Gebiet des Post- und Fernmeldewesens erfor- 
derlich sind. 

Die Bestimmung, daß die Vorstandsmitglieder ihre 
Geschäfte mit der Sorgfalt eines ordentlichen und 
gewissenhaften Geschäftsleiters wahrzunehmen 
haben, lehnt sich an § 93 des Aktiengesetzes an und 
steht im Zusammenhang mit § 3 des Entwurfs, wo- 
nach die Deutsche Bundespost nach betriebswirt- 
schaftlichen Grundsätzen zu leiten ist. Ob die Vor- 
standsmitglieder einzeln oder nur gemeinsam Zeich- 
nungsbefugnis haben, wird eine besondere Ge- 
schäftsordnung für den Vorstand regeln, die sich 
der Vorstand selbst gibt und vom Aiifsichtsrat zu 
genehmigen ist (§ 17). Unabhängig hiervon tragen 
alle Mitglieder des Vorstands die Verantwortung 
für die Geschäftsleitung „zur gesamten Hand". Das 
gilt auch bei Mehrheitsentscheidungen und wenn 
die Geschäftsordnung des Vorstands es zuläßt, daß 
in bestimmten Fällen einzelne Mitglieder oder meh- 
rere Mitglieder gemeinschaftlich handeln. Seine Ent- 
scheidungen trifft der Vorstand mit Stimmenmehr- 
heit; bei Stimmengleichheit ist die Stimme des Vor- 
sitzenden ausschlaggebend. 

Durch Absatz 2 wird klargestellt, daß dem Vorstand 
grundsätzlich die Ausübung der Rechte des Bundes 
auf dem Gebiet des Post- und Fernmeldewesens ob- 
liegt, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist. 
Darüber hinaus ist der Übergang der bisher vom 
Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesens 
wahrgenommenen Rechte des Bundes auf den Vor- 
stand ausdrücklich in den Übergangs- und Schluß- 
bestimmungen des Gesetzes statuiert. 

Im Absatz 3 ist festgelegt, daß der Vorstand ent- 
sprechend seiner Leitungsbefugnis die Allgemeine 
Geschäftsordnung für die Deutsche Bundespost, die 
Bestimmungen über die Wirtschafts- und Rechnungs- 
führung sowie die Vorschriften über die Aufstellung 
des Jahresabschlusses nach Beschlußfassung durch 
den Aufsichtsrat erläßt. 

Die Deutsche Bundespost wird grundsätzlich durch 
ihr leitendes Organ gerichtlich und außergerichtlich 
vertreten (Absatz 4). Einzelheiten über die Vertre- 
tungsbefugnis des Vorstands, insbesondere über 
dessen Vertretung im gerichtlichen und außerge- 
richtlichen Bereich, sind in der allgemeinen Ge- 
schäftsordnung (§ 6) zu bestimmen. 
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Damit eine ordnungsgemäße Abwicklung der Ge- 
schäfte zwischen dem Vorstand und dem zustän- 
digen Bundesminister einerseits und dem Vorstand 
und dem Bundesrechnungshof andererseits von 
vornherein gewährleistet ist, schreibt Absatz 5 vor, 
daß der Vorstand Vorlagen an den Aufsichtsrat 
unverzüglich dem zuständigen Bundesminister zu- 
zuleiten sowie dem Bundesrechnungshof -zur Kennt- 
nis zu geben hat. 

Zu § 10 

Wie für den Verwaltungsrat nach dem Postverwal- 
tungsgesetz ist die Zahl von 24 Mitgliedern auch 
für den Aufsichtsrat den Erfordernissen angemes- 
sen. Bei der Festlegung dieser Zahl ist berücksich- 
tigt, daß der Aufsichtsrat arbeitsfähig gehalten wer- 
den muß, daß aber andererseits die bei seiner Zu- 
sammensetzung zu beteiligenden Kreise die Größe 
beeinflussen. 

Die im Entwurf vorgesehene Gruppierung in acht 
Mitglieder aus dem politischen Leben, acht aus der 
Wirtschaft und acht aus dem Personal der Deutschen 
Bundespost oder den Gewerkschaften bietet sich als 
eine nach allen Seiten ausgewogene Lösung an, die 
die vielschichtige Problematik auf praktikable 
Grundtendenzen reduziert. In der Unternehmens- 
verfassung eines Großunternehmens der gewerb- 
lichen Wirtschaft finden sich zwei dominante Inter- 
essenkreise: das Eigentümerinteresse und das Ar- 
beitnehmerinteresse. Ein dritter bedeutsamer Inter- 
essenkreis ist der der Kunden und Lieferanten. Die- 
ser dritte Kreis ist in der Regel in der privatwirt- 
schaftlichen Unternehmensverfassung nicht angesie- 
delt, da in einer funktionierenden marktwirtschaft- 
lichen Ordnung dieses Interesse an dem Unterneh- 
men über den Wettbewerb auf den Märkten aus- 
reichend zur Geltung kommt. Für die Unternehmens- 
verfassung der Deutschen Bundespost läßt sich dar- 
aus ableiten: Dem Eigentümerinteresse am privaten 
Unternehmen entspricht das öffentliche Interesse am 
öffentlichen Unternehmen Deutsche Bundespost. Die- 
ses Interesse soll durch die Aufsichtsratsmitglieder 
aus dem politischen Leben wahrgenommen werden. 
Der Interessenkreis Kunden und Lieferanten ist in 
die Unternehmensverfassung einzubeziehen, weil er 
wegen der typischerweise gegebenen besonderen 
Marktsituation der Deutschen Bundespost und im 
Hinblick auf deren Bedeutung für die Volkswirt- 
schaft als Produzent von Infrastrukturleistungen und 
Abnehmer von Vorleistungen der Wirtschaft ande- 
renfalls Gefahr liefe, in der Unternehmenspolitik 
nicht genügend berücksichtigt zu werden. Dieser 
Interessenkreis soll einerseits durch die Mitglieder 
aus der Wirtschaft und dem politischen Leben, an- 
dererseits aber auch durch die Mitglieder aus dem 
Personal der Deutschen Bundespost oder den Ge- 
werkschaften im Aufsichtsrat verkörpert werden. 
Das Interesse des Personals am Unternehmen ver- 
langt ohnehin eine angemessene Präsenz im Auf- 
sichtsrat, da die Deutsche Bundespost ein außer- 
ordentlich personalintensives Unternehmen ist. Da- 
bei kann weitgehend auch das Interesse der Arbeit- 
nehmerschaft schlechthin an dem öffentlichen Unter- 
nehmen Deutsche Bundespost zur Geltung gebracht 


werden, zumal da die für die Personalseite in Be- 
tracht kommenden Mitglieder des Aufsichtsrats 
auch aus den Gewerkschaften kommen können, also 
nicht Bedienstete der Deutschen Bundespost sein 
müssen. Die Beteiligung des Personals berührt im 
übrigen nicht die Frage des Mitbestimmungsrechts, 
dessen Regelung der besonderen Gesetzgebung Vor- 
behalten bleiben muß. 

Daß die Mitglieder des Aufsichtsrats hervorragende 
Sachkenner der Unternehmensführung, des Nach- 
richten-, Finanz- oder Personalwesens sein sollen, 
wird durch Absatz 1 Satz 2 im Hinblick auf die 
verantwortungsvollen Aufgaben des Aufsichtsrats 
besonders gefordert. Absatz 2 geht davon aus, daß 
der Aufsichtsrat seine ihm durch das Gesetz zuge- 
wiesenen Aufgaben nur erfüllen kann, wenn ihm, 
obschon seine Mitglieder bestimmten Interessen- 
kreisen zuzurechnen sind, eine freie und unabhän- 
gige Stellung verliehen wird. Für seine Mitglieder 
muß daher das Prinzip des freien Mandats gelten. 
Nur wenn die Aufsichtsratsmitglieder nach ihrer 
Sachkunde und ihrem Gewissen frei entscheiden 
können, wird eine erfolgreiche Mitwirkung dieses 
Organs bei der Unternehmensführung gesichert sein. 
In diesem Zusammenhang ist auch die Vorschrift 
zu sehen, daß die Mitglieder des Aufsichtsrats — 
wie die Vorstandsmitglieder — zur Sorgfalt eines 
gewissenhaften Geschäftsführers verpflichtet sind. 
Der Grundsatz, daß die Mitglieder des Aufsichtsrats 
an keine Aufträge oder Weisungen gebunden sind 
und ihr Amt nach bestem Wissen und Gewissen aus- 
ziiüben haben, schließt nicht aus, diejenigen Stellen, 
von denen sie vorgeschlagen sind, über ihre Tätig- 
keit zu unterrichten. Deshalb werden auch außer- 
halb der Deutschen Bundespost stehende Kreise von 
den inneren Angelegenheiten der Deutschen Bun- 
despost Kenntnis erlangen. Diese Möglichkeit muß 
jedoch dort eine Grenze finden, wo berechtigte Be- 
lange der Deutschen Bundespost dem entgegen- 
stehen. Wann dieser Fall als gegeben anzusehen 
ist, unterliegt der Entscheidung des Aufsichtsrats. 
Dieser kann deshalb im Einzelfall bestimmen, daß 
eine Angelegenheit als vetraulich zu behandeln ist. 

Zu § 11 

Diese Vorschrift enthält die Einzelheiten über das 
Recht auf Benennung der Mitglieder des Aufsichts- 
rats. Die Benennung erfolgt jeweils gegenüber dem 
zuständigen Bundesminister. Das Benennungsrecht 
für die Mitglieder aus dem politischen Leben 
kommt je zur Hälfte dem Deutschen Bundestag und 
dem Bundesrat zu. Die Benannten müssen nicht Mit- 
glieder dieser Körperschaften sein. Entscheidend ist, 
daß sie als unabhängige Persönlichkeiten des politi- 
schen Lebens in besonderer Weise geeignet sind, 
das öffentliche Interesse am Unternehmen Deutsche 
Bundespost wahrzunehmen. Durch das Benennungs- 
recht des Bundesrats soll dem föderativen Gedan- 
ken auch im Bereich der Deutschen Bundespost 
— die in vielfacher Hinsicht die Interessen der Län- 
der berührt Rechnung getragen werden. 

Mitglieder des Aufsichtsrats aus der Wirtschaft wer- 
den im Interesse einer nach allen Seiten hin aus- 
gewogenen Auswahl nicht nur von den Spitzen- 
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verbanden der Wirtschatt, sondern auch vom zu- 
ständigen Bundesminister benannt. Dabei erscheint 
es angesichts der in der Hand der Deutschen Bun- 
despost befindlichen Nachrichtenmittel für die 
Öffentlichkeit und des bei der Deutschen Bundes- 
post zusammengefaßten Kapitals notwendig, minde- 
stens je einen herorragenden Sachkenner des Nach- 
richten- und Finanzwesens in den Aufsichtsrat zu 
berufen. 

Das Benennungsrecht der Mitglieder des Aufsichts- 
rats aus dem Personal oder aus den Gewerkschaften 
steht naturgemäß den Gewerkschaften zu, die für 
das Personal der Deutschen Bundespost zuständig 
sind. Mindestens vier der Benannten müssen dem 
Personal der Deutschen Bundespost angehören. Die 
Vorschrift des Absatz 3 Satz 3 entspricht dem Ver- 
fahren, das sich schon bisher bewährt hat. Danach 
ist eine gerechte und angemessene Verteilung der 
Personalvertreter auf die zuständigen Gewerkschaf- 
ten gewährleistet, wenn sich das Benennungsrecht 
(unter Anwendung des d'Hondtschen Verfahrens) 
nach dem Ergebnis der jeweils letzten Hauptperso- 
nalratswahl richtet. 

Um die ständige Arbeitsfähigkeit des Aufsichtsrats 
zu gewährleisten, ist in Absatz 4 vorgesehen, daß 
für jedes Mitglied nach den in den Absätzen 1 bis 3 
festgelegten Grundsätzen ein Stellvertreter zu be- 
nennen ist. Die Mitglieder sollen sich indessen nur 
in wirklich dringenden Fällen vertreten lassen, um 
die Kontinuität der Arbeit des Aufsichtsrats nicht 
zu gefährden. 

Zu § 12 

Die Ernennung der Mitglieder und stellvertretenden 
Mitglieder des Aufsichtsrats durch die Bundesregie- 
rung erscheint bei der Bedeutung und den Befugnis- 
sen, die dem Aufsichtsrat der Deutschen Bundespost 
zustehen, angemessen und ist wegen der selbstän- 
digen Stellung gegenüber dem zuständigen Bundes- 
minister erforderlich. 

Zu § 13 

Um eine wirkungsvolle Tätigkeit des Aufsichtsrats 
sicherzustellen, erscheint eine Berufung auf vier 
Jahre richtig. Aus demselben Grund ist eine Wie- 
derberufung zuzulassen. 

Die Vorschrift des Absatz 2 entspricht der bisheri- 
gen Regelung. 

Damit die Stellen, die nach § 11 benennungsberech- 
tigt sind, auch wirklich im Aufsichtsrat vertreten 
sind, erlischt nach Absatz 3 die Mitgliedschaft im 
Aufsichtsrats, sofern die Bundesregierung nach Mit- 
teilung der für die Benennung zuständigen Kreise 
aufgrund eigener Beurteilung feststellt, daß die 
Voraussetzungen für die Ernennung nicht mehr ge- 
geben sind. Dies ist der Fall, wenn Aufsichtsratsmit- 
glieder nicht mehr die Kriterien des § 10 Abs. 1 
erfüllen, also z. B. — je nach dem Interessenkreis, 
von dem sie benannt sind — nicht mehr dem poli- 
tischen Leben oder der Wirtschaft zuzurechnen bzw. 
aus dem Personal der Deutschen Bundespost oder 
den Gewerkschaften ausgeschieden sind. Nach der 


Regelung des Absatz 3 Satz 2 bleibt das bisherige 
Mitglied so lange im Amt, bis das neue Mitglied 
ernannt ist. Die Mitgliedschaft im Aufsichtsrat kann 
schlechthin von der Aufgabenstellung her nicht mehr 
in Betracht kommen, wenn ein Mitglied die Fähig- 
keit verliert, öffentliche Ämter zu bekleiden und 
Rechte aus Öffentlichen Wahlen zu erlangen. Dar- 
über hinaus gibt die Vorschrift die Möglichkeit, ein 
Mitglied des Aufsichtsrats auch gegen seinen Wil- 
len alsbald aus seiner Funktion zu entfernen, wenn 
es durch in seiner Person liegende Gründe für den 
Aufsichtsrat untragbar wird. 

Damit stets 24 Aufsichtsratsmitglieder vorhanden 
sind, ist beim Ausscheiden eines Mitglieds gemäß 
den Bestimmungen der §§ 10 bis 12 unverzüglich 
ein Ersatzmann zu berufen. Es tritt also nicht etwa 
der Stellvertreter des ausgeschiedenen Mitglieds an 
dessen Stelle. Die Einrichtung des „Stellvertre- 
ters" soll nur dazu dienen, daß bei einer nur vor- 
übergehenden Verhinderung eines Mitglieds die 
zur Benennung berechtigte Stelle im Aufsichtsrat 
vertreten ist. Auf die stellvertretenden Mitglieder 
müssen selbstredend die Vorschriften der Absätze 1 
bis 4, Absatz 5 Satz 1 und Absatz 6 entsprechend 
angewendet werden. 

Zur Gewährleistung einer kontinuierlichen Arbeit 
und einer schrittweisen Erneuerung sieht der Ent- 
wurf auch für den Aufsichtsrat in Übereinstimmung 
mit der entsprechenden Regelung für den Vorstand 
eine gestaffelte Amtsdauer vor. Um diese Staffe- 
lung in Gang zu setzen, bringt Absatz 6 im Verhält- 
nis zu Absatz 1 eine Sonderregelung. 

Zu § 14 

Um die Unabhängigkeit des Aufsichtsrats sicherzu- 
stellen, soll dieser die Möglichkeit haben, seinen 
Vorsitzenden und dessen Stellvertreter selbst zu 
bestimmen. Die Festlegung des Wahlverfahrens be- 
rücksichtigt die Erfahrungen mit der entsprechenden 
Regelung des Postverwaltungsgesetzes. 

Zu § 15 

Die Vorschriften über die Sitzungen des Aufsichts- 
rats lehnen sich im wesentlichen an die bisherige 
Regelung an. Neben den ordentlichen Sitzungen, 
die einmal im Vierteljahr stattfinden sollen, sind 
außerordentliche Sitzungen anzuberaumen, wenn 
der Vorstand oder mindestens neun Mitglieder des 
Aufsichtsrats es fordern. Außerdem kann der Vor- 
sitzende des Aufsichtsrats oder dessen Stellvertre- 
ter zu einer außenordentlichen Sitzung einberufen. 
Die Beschlußfähigkeit des Aufsichtsrats ist davon 
abhängig gemacht, daß mehr als die Hälfte der Mit- 
glieder anwesend sind. 

Die Bestimmungen der Absätze 3 und 4 beruhen 
auf der Notwendigkeit einer gedeihlichen Zusam- 
menarbeit zwischen Vorstand, Aufsichtsrat und dem 
zuständigen Bundesminister. Im Interesse einer 
sachlichen Behandlung der in § 17 Abs. 2 bezeich- 
neten Angelegenheiten muß jedoch dem Aufsichtsrat 
das Recht eingräumt werden, in diesen Ausnahme- 
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fällen Vorstandsmitglieder von der Teilnahme an 
Aufsichtsratssitzungen auszuschließen. 

Die Regelung in Absatz 4, daß neben dem zuständi- 
gen Bundesminister auch die übrigen Mitglieder der 
Bundesregierung sowie ihre Beauftragten an den 
Sitzungen des Aufsichtsrats teilnehmen können, ent- 
spricht der bewährten Übung. 

Da dem Bundesrechnungshof nach § 34 die Prüfung 
der Wirtschaftsführung der Deutschen Bundespost 
sowie der Jahresabschlüsse obliegt — Gegenstände, 
die für die Erfüllung der Aufgaben des Aufsichtsrats 
von erheblicher Bedeutung sind ■ — und zudem der 
Aufsichtsrat bei der Beschlußfassung über die Ent- 
lastung des Vorstands die Bemerkungen des Bun- 
desrechnungshofs zu berücksichtigen hat, ist es sinn- 
voll, dem Bundesrechnungshof die Möglichkeit ein- 
zuräumen, zu den Aufsichtsratssitzungen Beauf- 
tragte zu entsenden, die zu den einzelnen Tages- 
ordnungspunkten Stellung nehmen können. 

Absatz 8 entspricht der bisherigen Regelung. Zwei- 
felsfragen, die sich bei ihrer Anwendung ergeben 
haben, werden durch Satz 2 beseitigt. 

Zu § 16 

Zur Beschleunigung und Vertiefung der Arbeit des 
Aufsichtsrats sollen die zur Beratung anstehenden 
Fragen, wenn es ihrer Natur nach erforderlich ist, 
in einem Arbeitsausschuß vorab beraten und geklärt 
werden. Um eine unnötige Zersplitterung des Auf- 
sichtsrats in zahlreiche Einzelausschüsse tunlichst zu 
verhindern und gleichzeitig einen kleinen mit der 
Tagesarbeit der Deutschen Bundespost besonders 
vertrauten Kreis von Personen zu schaffen, sieht 
das Gesetz grundsätzlich einen Arbeitsausschuß vor, 
der die Aufsichtsratssitzungen vorbereitet, und läßt 
die Bildung weiterer Ausschüsse nur zu, soweit dies 
notwendig ist. Die Möglichkeit, weitere Ausschüsse 
zu bilden, soll im Gegensatz zum Postverwaltungs- 
gesetz deshalb eingräumt werden, weil es sich, wie 
die Erfahrung gelehrt hat, von Fall zu Fall als not- 
wendig erweisen kann, Sonderausschüsse einzuset- 
zen, um die gesamte im Aufsichtsrat vorhandene 
Sachkenntnis bereits bei der Erarbeitung der Mei- 
nungsbildung dieses Gremiums zu aktivieren. 

Zu § 17 

Die Vorschrift umreißt die Aufgabenstellung des 
Aufsichtsrats, dem neben den Funktionen der Über- 
wachung und der Beratung auch die Stellung eines 
in den wesentlichen Fragen der unternenhmerischen 
Leistungsfunktionen beschließenden Organs zuge- 
dacht ist. 

Die in Absatz 1 normierte Überwachungsfunktion 
ist eine reine Sachaufsicht, die die Leitungsgrund- 
sätze des § 3 zum Gegenstand hat. 

Absatz 2 berücksichtigt die Stellung des Aufsichts- 
rats als Organ, das den Wirtschaftsplan feststellt, 
und überträgt ihm deshalb folgerichtig die Beschluß- 
fassung über die Entlastung des Vorstands, auf des- 
sen Zusammensetzung der Aufsichtsrat nach Maß- 
gabe des § 7 Abs. 3 und § 8 Abs. 2 Einfluß nehmen 
kann. 


Absatz 3 behandelt im einzelnen die Materien, über 
die der Aufsichtsrat nach Vorlage durch den Vor- 
stand zu entscheiden hat. Dabei ergeben sich die in 
den Nummern 1, 2, 4, 7 und 10 normierten Aufgaben 
aus der Stellung der Deutschen Bundespost als Son- 
dervermögen mit eigener Wirtschafts- und Rech- 
nungsführung, die nach Artikel 110 Abs. 1 GG zur 
Folge hat, daß in den Bundeshaushalt nur die Ab- 
lieferungen der Deutschen Bundespost an den Bund 
und -die Zuführungen des Bundes an das Sonderver- 
mögen einzustellen sind. Aus der Natur der Sache 
ergibt sich, daß die Zielsetzungen der Unterneh- 
mensführung, d. h. des Vorstands, die in einem 
mittelfristigen Investitions- und Finanzierungsplan 
und in Realisierung dieser Planung in einem Wirt- 
schaftsplan zum Ausdruck kommen, der Billigung 
eines Aufsichtsorgans bedürfen. Diese Aufgabe wird 
dem Aufsichtsrat übertragen, der demzufolge über 
den mittelfristigen Investitions- und Finanzierungs- 
plan (Absatz 3 Nr. 1) beschließt, den Wirtschafts- 
plan feststellt und über wesentliche Änderungen 
des Wirtschaftsplans zu entscheiden hat (Absatz 3 
Nr. 2). Aus dieser Aufgabenstellung ergeben sich 
dann zwangsläufig die in den Nummern 4, 7 und 10 
geregelten Aufgaben. 

Im Hinblick auf Artikel 115 Abs. 2 GG betraut das 
Gesetz den Aufsichtsrat jetzt ausdrücklich mit der 
Aufgabe, über die Ermächtigung zur Aufnahme von 
Krediten, d. h. über die Höhe der aufzunehmenden 
Kredite, und über die Ermächtigung zur Übernahme 
von Bürgschaften zu entscheiden. Während der Ver- 
waltungsrat der Deutschen Bundespost diese Ent- 
scheidungen im Rahmen der Feststellung des Post- 
haushalts nach § 12 Abs. 1 Nr. 1 Postverwaltungs- 
gesetz getroffen hat, sieht § 17 Abs. 3 Nr. 3 hierzu 
einen ausdrücklichen Beschluß vor, um so der Be- 
deutung einer solchen Entscheidung gerecht zu wer- 
den. 

Neben der Feststellung des Wirtschaftsplans ist 
eine der wichtigsten und verantwortlichsten Aufga- 
ben dem Aufsichtsrat durch Absatz 3 Nr. 5 zugewie- 
sen. Danach beschließt er nach Maßgabe der in § 22 
Abs. 1 Satz 2 aufgeführten Grundsätze über die Be- 
dingungen und Gebühren für die Benutzung der Ein- 
richtungen des Post- und Fernmeldewesens; mit die- 
sem Instrument kann er entscheidenden Einfluß neh- 
men auf die gesamte Wirtschaftsführung der Deut- 
schen Bundespost. Von nicht minderer Bedeutung ist 
ferner das Beschlußrecht des Aufsichtsrats gemäß 
Absatz 3 Nr. 6 über Vorlagen des Vorstands, die 
Richtlinien für Vergütungen, Zulagen, sonstige Zu- 
wendungen und Belohnungen oder dienstrechtliche 
Sonderregelungen bzw. besoldungsrechtliche Aus- 
nahmeregelungen zum Gegenstand haben. 

Für die Fortentwicklung des Unternehmens können 
die Übernahme, die Änderung oder die Aufgabe 
bestehender Dienste und nicht zuletzt auch organi- 
satorische Maßnahmen im Bereich der Mittelbehör- 
den von großer Bedeutung sein. Maßnahmen dieser 
Art werden daher ebenfalls der Beschlußfassung 
des Aufsichtsrats unterstellt (Absatz 3 Nr. 8 und 9). 

Um sicherzustellen, daß der Aufsichtsrat in allen 
wichtigen Angelegenheiten beteiligt wird, sieht 
Absatz 4 vor, daß der Vorstand in den im Gesetz 
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aufgeführten Angelegenheiten nicht entscheiden 
kann, bevor er nicht die Stellungnahme des Auf- 
sichtsrats eingeholt hat. Hiernach ist der Vorstand 
verpflichtet, vor der abschließenden Entscheidung 
in den genannten Fällen den Aufsichtsrat rechtzeitig 
zu unterrichten. Eine Stellungnahme des Aufsichts- 
rats hat zwar keine unmittelbare rechtliche Wirkung 
für die Entscheidung des Vorstands. Der Aufsichts- 
rat kann jedoch u. U. eine Entscheidung des Vor- 
stands, die seinen Vorstellungen nicht gerecht wird, 
als Anlaß für einen Vertrauensentzug nehmen und 
ein Verfahren nach § 8 fordern. 

Neben dem Recht zur Stellungnahme in den im 
Absatz 4 bezeichneten Fällen gibt Absatz 5 dem 
Aufsichtsrat die Möglichkeit, in allen Angelegen- 
heiten von grundsätzlicher Bedeutung initiativ zu 
werden. Dies muß insbesondere auch gelten, wenn 
es um Fragen des Benutzungsrechts einschließlich 
der Gebührenbemessung oder um Personalange- 
legenheiten von grundsätzlicher Bedeutung geht. 

Absatz 6 regelt die Vertretung der Deutschen Bun- 
despost gegenüber den Mitgliedern des Vorstands, 
soweit hierfür nicht gemäß § 7 Abs. 4 der zuständige 
Bundesminister in Betracht kommt. Danach wird die 
Deutsche Bundespost den Vorstandsmitgliedern ge- 
genüber außer in den in § 7 Abs. 4 aufgeführten 
Fällen stets durch den Aufsichtsrat vertreten. 

Durch Absatz 7 wird sichergestellt, daß der Vor- 
stand jeweils unverzüglich über die Beschlüsse des 
Aufsichtsrats unterrichtet wird. 

Zu § 18 

Der Bund delegiert nach dem Gesetzentwurf die Zu- 
ständigkeit für unternehmenspolitische Entscheidun- 
gen weitgehend auf die Organe der Deutschen Bun- 
despost. Mit der Beteiligung des Aufsichtsrats an 
der Unternehmensleitung durch den Vorstand in Ge- 
schäften von besonderer Bedeutung ist ausreichend 
Gewähr geboten, daß die Entscheidungen auf einer 
breiten Basis Zustandekommen und genügend ob- 
jektiviert sind. Das Beschlußrecht des Aufsichtsrats 
muß aber da eine Grenze finden, wo wichtige Inter- 
essen der Deutschen Bundespost gefährdet werden. 
Da der Vorstand für die sach- und ordnungsmäßige 
Leitung der Deutschen Bundespost allein verant- 
wortlich ist, muß er auch die Möglichkeit haben, 
gegen Beschlüsse des Aufsichtsrats, die nach seiner 
Auffassung mit wichtigen Interessen der Deutschen 
Bundespost nicht in Einklang gebracht werden kön- 
nen, Einspruch einzulegen mit der Maßgabe, daß der 
Aufsichtsrat binnen eines Monats erneut über diese 
Angelegenheit zu beraten und zu beschließen hat. 

Der Stellung des Aufsichtsrats als Organ entspricht 
es andererseits aber, daß er den angefochtenen Be- 
schluß mit einer ‘Vs-Mehrheit der abgegebenen Stim- 
men aufrechterhalten kann, wobei die endgültige 
Entscheidung nach Anhörung aller Beteiligten durch 
den zuständigen Bundesminister getroffen wird. 
Kommt also auf den Einspruch hin keine Einigung 
der Organe zustande, wird die Delegation der Zu- 
ständigkeit für die betreffende unternehmenspoli- 
tische Entscheidung gewissermaßen zurückgenom- 


men, indem der zuständige Bundesminister abschlie- 
ßend entscheidet. Dieses Verfahren gilt jedoch 
nicht in den Fällen, in denen der zuständige Bundes- 
minister ohnehin nach § 20 ein Genehmigungsrecht 
in bezug auf die Willensbildung der Unternehmens- 
organe hat. In diesen Fällen ist es geboten — mit 
Rücksicht auf die Bedeutung der zur Entscheidung 
anstehenden Angelegenheiten — , den Aufsichtsrat 
mit einer Mehrheit von Vs der gesetzlichen Zahl 
seiner Mitglieder über den Einspruch des Vorstands 
entscheiden zu lassen. 

über diesen Beschluß des Aufsichtsrats entscheidet 
dann der zuständige Bundesminister im Rahmen der 
in § 20 Abs. 2 und 3 getroffenen Regelung. Aus die- 
sem Grund wird die Frist des § 20 Abs. 2 Satz 3 
durch die Einlegung des Einspruchs durch den Vor- 
stand unterbrochen. Sie beginnt erneut zu laufen, 
sobald der mit qualifizierter Mehrheit gefaßte Be- 
schluß des Aufsichtsrats dem zuständigen Bundes- 
minister zugegangen ist. 

Zu § 19 

Da die Deutsche Bundespost nach Artikel 87 Abs. 1 
GG in bundeseigener Verwaltung mit eigenem Ver- 
waltungsunterbau zu führen ist und somit unmittel- 
bare Bundesverwaltung bleiben muß, ist es erfor- 
derlich, die Tätigkeit ihrer Organe durch einen par- 
lamentarisch verantwortlichen Minister beaufsichti- 
gen zu lassen. Das folgt aus dem für die Bundes- 
republik Deutschland geltenden parlamentarischen 
Regierungssystem mit dem Grundsatz der parlamen- 
tarischen Verantwortlichkeit des Bundeskanzlers 
und der Bundesminister (Artikel 65 GG). Danach 
darf der parlamentarischen Verantwortlichkeit kein 
Bereich staatlicher Verwaltung entzogen werden, so 
daß es grundsätzlich keinen minister- oder regie- 
rungsfreien Bereich staatlicher Verwaltung geben 
kann. Wenn auch zu dem Umfang der verfassungs- 
rechtlich erforderlichen Aufsicht im Grundgesetz 
keine spezielle Regelung getroffen ist, greift doch 
der allgemeine Grundsatz ein, daß die Verwaltung 
(vollziehende Gewalt) an Gesetz und Recht gebun- 
den ist (Artikel 20 Abs. 3 GG). Daß diese Bestim- 
mung eingehalten wird, dafür muß der parlamen- 
tarisch verantwortliche Minister einstehen können. 
Dem zuständigen Ressortminister muß deshalb eine 
generelle Rechtsaufsicht über alle Maßnahmen der 
Organe der Deutschen Bundespost, d. h. die Über- 
wachung gesetzmäßigen Handelns der Deutschen 
Bundespost, zustehen. Diesem Grundsatz wird im 
Entwurf Rechnung getragen. 

Zu § 20 

Dem Sinngehalt des Artikels 87 Abs. 1 GG entspre- 
chend und mit Rücksicht auf den Grundsatz der 
parlamentarischen Verantwortlichkeit nach Arti- 
kel 65 GG muß dem Bund die Möglichkeit gegeben 
werden, auch über die Rechtsaufsicht hinaus auf 
sein bundeseigenes Unternehmen Deutsche Bundes- 
post im Wege der politisch notwendigen Fachauf- 
sicht den verfassungsmäßig unabdingbaren Einfluß 
zu nehmen. Nach dem Entwurf gibt daher der zu- 
ständige Bundesminister dem Vorstand zur Wah- 
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rung der Grundsätze der Politik der Bundesregie- 
rung die für die mittel- und langfristige Unterneh- 
menspolitik bedeutsamen Zielsetzungen bekannt 
und unterrichtet gleichzeitig den Aufsichtsrat hier- 
über, damit beide Unternehmensorgane diesen Ziel- 
setzungen Rechnung tragen (z. B. Zielsetzung hin- 
sichtlich der Aufgaben der Landesverteidigung), 
Hiernach kann es sich nur um unternehmensbe- 
zogene politische Zielsetzungen allgemeiner Art 
handeln, die die Unternehmensführung dann unter 
freier Entfaltung unternehmerischer Verantwortung 
und Initiative in die Unternehmenspolitik umzu- 
setzen hat. Aus der Natur der Sache ergibt sich, daß 
solche Zielsetzungen nicht Entscheidungen für Ein- 
zelfälle beinhalten können. Sie müssen der mittel- 
und langfristigen Untemehmenspolitik gelten. 

Der verfassungsmäßig gebotene Einfluß des Bun- 
des auf sein Unternehmen Deutsche Bundespost 
wird, über die Rechtsaufsicht nach § 19 und die 
Möglichkeit politischer Zielsetzungen nach § 20 
Abs. 1 hinaus, auch dadurch sichergestellt, daß dem 
zuständigen Bundesminister die Genehmigung be- 
stimmter Beschlüsse des Aufsichtsrats Vorbehalten 
bleibt. Der Minister kann seiner politischen Ver- 
antwortung insofern gerecht werden, als er einem 
auf Vorlage des Vorstands hin ergangenen Beschluß 
des Aufsichtsrats über den mittelfristigen Investi- 
tions- und Finanzierungsplan, über die Feststellung 
des Wirtschaftsplans und wesentlicher Änderungen, 
über die Ermächtigung des Vorstands zur Aufnahme 
von Krediten und zur Übernahme von Bürgschaften, 
über die Bedingungen und Gebühren für die Be- 
nutzung der Einrichtungen des Post- und Fernmelde- 
wesens, über Richtlinien für Vergütungen, Zulagen, 
sonstige Zuwendungen und Belohnungen, über 
dienstrechtliche Sonderregelungen und besoldungs- 
rechtliche Ausnahmeregelungen oder über die Be- 
stimmungen über die Wirtschafts- und Rechnungs- 
führung der Deutschen Bundespost sowie die Vor- 
schriften über die Aufstellung des Jahresabschlusses 
die Genehmigung ganz oder teilweise versagt. Da 
sich -der zuständige Bundesminister in den bezeich- 
neten Fällen mit einer abgeschlossenen Willensbil- 
dung der Organe auseinandersetzen muß, über die 
er gegebenenfalls zu entscheiden hat, wird im übri- 
gen die Gegenüberstellung von Eigentümerinter- 
esse und Unternehmenswillen erreicht, die die best- 
mögliche Gewähr für ausgewogene Entscheidungen 
bildet. 

Durch Absatz 3 wird den Belangen der Bundes- 
minister, deren Geschäftsbereich durch die politi- 
schen Zielvorgaben nach Absatz 1 und die Aus- 
übung des Genehmigungsrechts nach Absatz 2 sowie 
der Befugnisse nach § 40 Abs. 2 betroffen wird, 
Rechnung getragen. In den bezeichneten Fällen be- 
darf der zuständige Bundesminister des Einverneh- 
mens der jeweils betroffenen Bundesminister mit 
der Maßgabe, daß die Bundesregierung entscheidet, 
wenn binnen eines Monats ein Einvernehmen nicht 
erzielt wird. Die Entscheidung der Bundesregierung 
kann sowohl der zuständige Bundesminister als 
auch der betroffene Fachminister herbeiführen. Die 
Anrufung der Bundesregierung ist auch dann mög- 
lich, wenn die Herstellung des Einvernehmens dar- 


an scheitert, daß der betroffene Bundesminister aus 
irgendwelchen Gründen sich sachlich nicht äußert. 
Dieses Ziel wird durch die Fristsetzung erreicht. 

Die Deutsche Bundespost soll auch im Falle einer 
nachhaltigen Beeinträchtigung ihrer Wirtschaftsfüh- 
rung durch eine aus politischen Gründen für not- 
wendig gehaltene Zielsetzung der Bundesregierung 
in der Lage sein, ihren vielseitigen Aufgaben in 
vollem Umfang nachzukommen. In Absatz 4 Satz 1 
ist deshalb bestimmt, daß der Bund in diesem Fall 
für die mit der Zielsetzung möglicherweise verbun- 
denen finanziellen Nachteile der Deutschen Bundes- 
post — für die Mehraufwendungen, Investitionsaus- 
gaben oder Minderbeträge — den Ausgleich über- 
nimmt. Aufgrund der Formulierung des Gesetzes 
(nachhaltige und erhebliche Beeinträchtigung der 
Wirtschaftsführung) kann eine Ausgleichspflicht des 
Bundes nur in schwerwiegenden Fällen in Betracht 
kommen. 

Eine Ausgleichspflicht trifft den Bund auch, wenn 
und soweit der zuständige Bundesminister die Ge- 
nehmigung eines Beschlusses des Aufsichtsrats über 
Bedingungen und Gebühren für die Benutzung der 
Einrichtungen des Post- und Fernmeldewesens nach 
Absatz 2 versagt. Dies bedeutet, daß eine Aus- 
gleichspflicht, sofern die vom Aufsichtsrat beschlos- 
sene Maßnahme nicht in vollem Umfang genehmigt 
wird, nur insoweit in Betracht kommt, als der Be- 
schluß abgelehnt wird. 

Vor unangemessenen Forderungen des Unterneh- 
mens ist der Bund im übrigen auch dadurch ge- 
schützt, daß über die Frage, ob und in welcher 
Höhe der Bund zum Ausgleich verpflichtet ist, im 
Streitfall auf Antrag des zuständigen Ministers oder 
des Vorstands eine Einigungsstelle (Absatz 5) bin- 
nen vier Monaten nach ihrem Zusammentreten ent- 
scheidet, die Gutachten von wirtschaftserfahrenen 
und unabhängigen Sachverständigen einholen kann. 
Bei der Bildung der Einigungsstelle wird den Belan- 
gen des Bundesministers der Finanzen, dessen Ge- 
schäftsbereich durch eine Ausgleichsforderung der 
Deutschen Bundespost unmittelbar berührt werden 
kann, dadurch Rechnung zu tragen sein, daß der zu- 
ständige Bundesminister, dem das unmittelbare Be- 
nennungsrecht für zwei Mitglieder der Einigungs- 
stelle zusteht, einen Vertreter des Bundesministers 
der Finanzen benennt. 

Durch die Forderung des Einvernehmens zwischen 
dem zuständigen Bundesminister und dem Vorstand 
für die Berufung eines unabhängigen Wirtschafts- 
sachverständigen (Wirtschaftsprüfer) soll eine nach 
allen Seiten hin abgewogene sachliche Entscheidung 
gewährleistet werden. 

Zu § 21 

Diese Vorschrift gibt dem zuständigen Bundes- 
minister das Recht, den Vorstand der Deutschen 
Bundespost auf Übernahme bestimmter öffentlicher 
Aufträge zu verpflichten, sofern die Unternehmens- 
struktur die Deutsche Bundespost dafür besonders 
geeignet erscheinen läßt. Einen Auftrag im o. a. 
Sinne erfüllt die Deutsche Bundespost z. B., wenn 
sie im Fernmeldewesen bestimmte Aufgaben der 
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zivilen oder militärischen Verteidigung wahrnimmt. 
Leistungen aufgrund von Aufträgen im öffentlichen 
Interesse sind in Fortsetzung der bestehenden Reg- 
lung nach Maßgabe der einschlägigen Gebühren- 
bestimmungen der Deutschen Bundespost bzw., so- 
fern es sich um Leistungen handelt, die nicht durch 
Benutzungsverordnungen geregelt sind, angemes- 
sen abzugelten. 

Zu § 22 

Die Vorschrift ermächtigt gemäß Artikel 80 GG den 
zuständigen Bundesminister nach Maßgabe der Be- 
schlüsse des Aufsichtsrats, Rechtsverordnungen 
über die Bedingungen einschließlich des Verwal- 
tungsverfahrens und die Gebühren für die Benut- 
zung der Einrichtungen des Post- und Fernmelde- 
wesens (Benutzungsverordnungen) zu erlassen. Da- 
bei wird den Erfordernissen des Artikels 80 Abs. 1 
Satz 2 GG namentlich dadurch Rechnung getragen, 
daß die Gebührenbemessung, die für die Benut- 
zungsverordnungen maßgebend sein soll, sich nach 
den in den §§ 3, 4 und 25 des Gesetzes bestimmten 
Grundsätzen und Verpflichtungen der Deutschen 
Rimdespost auszurichten und den Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit zu berücksichtigen hat. Zudem 
wird durch den Hinweis auf das Äquivalenzprinzip 
der einschlägigen Rechtsprechung zum Gebühren- 
recht der Deutschen Bundespost Rechnung getragen. 
Im weiteren wird der zuständige Bundesminister er- 
mächtigt, durch Rechtsverordnung seine Befugnis 
zum Erlaß von Benutzungsverordnungen auf den 
Vorstand der Deutschen Bundespost zu übertragen. 
Diese Subdelegation kann aus Rechtsgründen nur 
durch Rechtsverordnung des zuständigen Bundes- 
ministers geschehen, nicht durch den Gesetzgeber 
unmittelbar (Artikel 80 Abs. 1 Satz 4 GG). Es wird 
davon ausgegangen, daß der zuständige Bundes- 
minister die Subdelegation auf den Vorstand vor- 
nimmt; denn sie ist wesentlicher Bestandteil der 
dem Gesetz zugrunde liegenden Polarisierung von 
politischer Aufsicht einerseits und unternehmeri- 
scher Leitung andererseits. 

Der Entwurf macht von der Möglichkeit nach Arti- 
kel 80 Abs. 2 GG Gebrauch, das Erfordernis der 
Zustimmung des Bundesrats auszuschließen. Könn- 
ten die vom Aufsichtsrat beschlossenen Benutzungs- 
verordnungen nur erlassen werden, wenn der Bun- 
desrat seine Zustimmung geben müßte, so würde 
anstelle der mit der Einrichtung des Aufsichtsrats 
beabsichtigten Beschleunigung und Vereinfachung 
bei der Festsetzung der Benutzungsbedingungen 
und -gebühren das Gegenteil erreicht werden. Damit 
würde ein wesentlicher Zweck des Gesetzentwurfs 
vereitelt werden. Die Deutsche Bundespost wäre 
insoweit nicht mehr imstande, sich der stets wech- 
selnden Wirtschafts- und Verkehrslage schnell an- 
passen zu können. Von wesentlicher Bedeutung ist 
auch, daß der Bundesrat mit der Möglichkeit, das 
Zustandekommen von Benutzungsverordnungen — 
insbesondere Gebührenverordnungen — zu verhin- 
dern, einen entscheidenden Einfluß auf die Gebüh- 
rengestaltung und damit letztlich auf die gesamte 
Wirtschaftsführung der Deutschen Bundespost hätte. 


Eine entsprechende Möglichkeit hat zwar der zu- 
ständige Bundesminister, indem er durch sein Ge- 
nehmigungsrecht Beschlüsse des Aufsichtsrats über 
Bedingungen und Gebühren für die Benutzung der 
Einrichtungen des Post- und Fernmeldewesens ver- 
eiteln kann. Der grundlegende Unterschied besteht 
aber darin, daß die Versagung der Genehmigung 
durch den zuständigen Bundesminister eine Aus- 
gleichspflicht des Bundes auslöst, während eine 
Nichtzustimmung des Bundesrats selbst dann keine 
gleichartigen Folgen hätte, wenn die Versagung der 
Zustimmung nachteilige Auswirkungen auf die 
Finanzlage und Leistungsfähigkeit des Unterneh- 
mens haben würde. 

Im übrigen ist der Bundesrat bereits durch sein 
Benennungsrecht hinsichtlich der Aufsichtsratsmit- 
glieder mittelbar bei dem Zustandekommen der Be- 
nutzungsverordnungen beteiligt. Schließlich darf 
nicht außer Betracht bleiben, daß sich aus der Nicht- 
beteiligung des Bundesrats, die das Grundgesetz in 
Artikel 80 Abs. 2 ausdrücklich zuläßt, während der 
Geltungsdauer des Postverwaltungsgesetzes Schwie- 
rigkeiten nicht ergeben haben. 

Nach Absatz 4 haben Rechtsbehelfe gegen Maß- 
nahmen der Deutschen Bundespost, die wegen Nicht- 
zahlung der Gebühren die Verweigerung der weite- 
ren Benutzung der Einrichtungen der Deutschen 
Bundespost zum Gegenstand haben, keine aufschie- 
bende Wirkung (vgl. § 80 Abs. 2 Nr. 3 der Ver- 
waltungsgerichtsordnung). Diese Vorschrift dient 
der Sicherung der Einziehung von Gebührenforde- 
rungen und soll vor allem — auch ich Interesse der 
gutwilligen Gebührenzahler — ein weiteres An- 
wachsen von Gebührenrückständen verhindern. So 
wird dadurch sichergestellt, daß Rechtsmittel gegen 
die Verweigerung weiterer Vorleistungen durch die 
Deutsche Bundespost bei Gebührenrückständen 
keine aufschiebende Wirkung haben. 

Zu § 23 

Durch Absatz 1 soll ausdrücklich hervorgehoben 
werden, daß der für die Aufsicht zuständige Bun- 
desminister die Deutsche Bundespost im parlamen- 
tarischen und politischen Bereich vertritt. Um sicher- 
zustellen, daß der Minister dieser Aufgabe in Kennt- 
nis der Auffassung des Vorstands nachkommt, wird 
er bei der Vertretung der Deutschen Bundespost 
vom Vorstand beraten. Durch diese Beratung wird 
auch Doppelarbeit im Ministerium des zuständigen 
Bundesministers und in der Generaldirektion der 
Deutschen Bundespost vermieden. 

Absatz 2 enthält Bestimmungen über die sonstigen 
Befugnisse des zuständigen Bundesministers. Zur 
Ausübung seiner ihm nach dem Gesetz zustehenden 
Befugnisse und Pflichten muß der zuständige Mini- 
ster selbstverständlich vom Vorstand und Aufsichts- 
rat jede Auskunft und die erforderlichen Unter- 
lagen verlangen können. Ebenso muß der aufsicht- 
führende Minister — namentlich im Zusammenhang 
mit Gebührenvorlagen — in der Lage sein, Wirt- 
schaftlichkeitsprüfungen durchführen zu lassen. 
Solche Wirtschaftlichkeitsprüfungen können im be- 
sonderen in den Diensten angezeigt sein, in denen 
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die Bundespost keinem Wettbewerb auf dem Markt 
unterliegt. 

Schließlich räumt der Absatz 2 dem zuständigen 
Bundesminister das Recht ein, zur Erfüllung der 
ihm nach diesem Gesetz obliegenden Aufgaben im 
Benehmen mit dem Vorstand Bedienstete der Deut- 
schen Bundespost heranzuziehen. Das wird nach 
näherer Bestimmung in der Allgemeinen Geschäfts- 
ordnung für die Deutsche Bundespost im Wege der 
Abordnung oder Versetzung in sein Ministerium 
geschehen, soweit der zuständige Bundesminister 
sich zur Erfüllung der Aufgaben nicht unmittelbar 
der Generaldirektion üer Deutschen Bundespost be- 
dienen kann. Der letztere Weg hat im Interesse der 
Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung grundsätzlich 
Vorrang. Bei Abordnung oder Versetzung eines Be- 
amten hat der Vorstand mitzuwirken, der Beamte 
ist nach § 26 Abs. 1 Satz 3 des Bundesbeamten- 
gesetzes zu hören. Die Bezüge der Dienstkräfte, die 
der Bundesminister heranzieht, sind der Deutschen 
Bundespost zu erstatten. 

Zu § 24 

§ 24 sieht vor, daß der Vorstand der Deutschen 
Bundespost ermächtigt wird, über Angelegenheiten 
des Post- und Fernmeldewesens mit anderen Staa- 
ten, Regierungen, Verwaltungen, Betriebsgesell- 
schaften und internationalen Organisationen Ver- 
handlungen zu führen und Vereinbarungen zu tref- 
fen. 

Soweit solche Verhandlungen und Vereinbarungen 
im Namen der Bundesrepublik Deutschland geführt 
und getroffen werden sollen, kann der Vorstand der 
Deutschen Bundespost hierzu nach Absatz 1 von 
dem zuständigen Bundesminister allgemein oder im 
Einzefall ermächtigt werden. Die sich aus Artikel 
59 GG ergebenden verfassungsrechtlichen Zustän- 
digkeiten des Bundespräsidenten bleiben unberührt. 
Das gleiche gilt für die Mitwirkungsrechte des Aus- 
wärtigen Amts bei der Führung von Verhandlungen 
und beim Abschluß von Vereinbarungen. 

Soweit die Verhandlungen und Vereinbarungen im 
Namen der Deutschen Bundespost selbst geführt 
und getroffen werden sollen, ergibt sich die Ermäch- 
tigung des Vorstands der Deutschen Bundespost 
hierzu aus Absatz 2. 

Für die Wahrnehmung der Rechte und Pflichten, die 
sich aus der Mitgliedschaft in internationalen Orga- 
nisationen des Post- und Fernmeldewesens ergeben, 
gelten die Absätze 1 und 2 entsprechend (Absatz 3). 
Mithin ist der zuständige Bundesminister befugt, 
die Wahrnehmung der Rechte und Pflichten, die sich 
aus der Mitgliedschaft der Bundesrepublik Deutsch- 
land in internationalen Organisationen des Post- 
und Fernmeldewesens ableiten, auf den Vorstand zu 
übertragen. In Fällen der Mitgliedschaft der Deut- 
schen Bundespost in internationalen Organisationen 
des Post- und Fernmeldewesens — z. B. in der 
„Europäischen Konferenz der Verwaltungen für 
Post und Fernmeldewesen" (CEPT) — ist der Vor- 
stand ermächtigt, Verhandlungen zu führen und 
Vereinbarungen zu treffen, soweit sich der zustän- 


dige Bundesminister dies nicht im Einzelfall Vor- 
behalten hat. 

Zu § 25 

Die Vorschrift enthält die tragenden Grundsätze für 
die Wirtschaftsführung der Deutschen Bundespost. 

Absatz 1 beinhaltet den Grundsatz der Eigenwirt- 
schaftlichkeit. Die geforderte Deckung der Aufwen- 
dungen durch die Erträge ist die grundlegende Vor- 
aussetzung für eine eigenständige Wirtschaftsfüh- 
rung. Die von der Bundesregierung eingesetzte 
Sachverständigen-Kommission hat in ihrem Gut- 
achten (BT-Drucksache V/203 S. 133) festgestellt, daß 
zur Finanzierung der notwendigen Investitionen 
kostendeckende Gebühren, durch die lediglich eine 
Verzinsung des Eigenkapitals gewährleistet würde, 
nicht genügten. Die Innenfinanzierung müsse dazu 
einen angemessenen Beitrag leisten, weil die In- 
vestitionen, die der technischen Weiterentwicklung, 
der Befriedigung der ständig steigenden Nachfrage 
und der Rationalisierung — besonders der Mecha- 
nisierung und Automation — dienen sollten, durch 
den Kapitalmarkt allein weder zum richtigen Zeit- 
punkt noch in der benötigten Höhe sichergestellt 
werden könnten. 

Eigenwirtschaftlichkeit und angemessene Selbst- 
finanzierung liegen nicht nur im Interesse der Deut- 
schen Bundespost, sondern ebenso im Interesse des 
Bundes und der Wirtschaft. Eine wirtschaftlich 
schwache Bundespost würde den Bund vor die Not- 
wendigkeit stellen, ständig erhebliche laufende 
Subventionen aus Steuermitteln und hohe Zuschüsse 
zur Investitionsfinanzierung aufzubringen. Zum an- 
deren ist die Wirtschaft auf eine finanziell ge- 
sicherte Bundespost angewiesen, denn nur sie kann 
den ständig steigenden Kommunikationsbedarf einer 
modernen Industriegesellschaft im benötigten Um- 
fang auf die Dauer decken. Darüber hinaus sichert 
eine kontinuierliche Finanzierung der Deutschen 
Bundespost die gleichmäßige Auftragsvergabe und 
schafft damit die Voraussetzungen für eine stabile 
Beschäftigungslage in wichtigen Bereichen der 
Volkswirtschaft. 

Absatz 2 enthält den auch für die Gebührengestal- 
tung wichtigen Grundsatz, daß alle Dienste die 
Kosten und einen Selbstfinanzierungsbeitrag erwirt- 
schaften sollen. Dieser Grundsatz läßt sich nicht im- 
mer verwirklichen. Ein Ausgleich zwischen den 
Diensten muß daher zulässig sein, um der Deutschen 
Bundespost eine ihrer Aufgabenstellung entspre- 
chende Gebührenpolitik zu ermöglichen. Der Aus- 
gleich darf allerdings nicht dazu benutzt werden, 
Mitbewerber auszuschalten. 

Zu § 26 

Die starke Dynamik unserer Volkswirtschaft macht 
eine weit gespannte Unternehmensplanung not- 
wendig, damit die Deutsche Bundespost die ange- 
messene Versorgung mit Dienstleistungen des Post- 
und Fernmeldewesens auf die Dauer sicherzustellen 
vermag. Aus den langfristigen Planungen ist eine 
mittelfristige Unternehmensplanung abzuleiten. In 
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materieller riinsidit wird zumindest die mittel- 
fristige Planung auch betriebliche, personelle und 
organisatorische Vorstellungen zu umfassen haben. 

Da aufgrund der mittelfristigen Planung Vorent- 
scheidungen von weitreichender Bedeutung durch 
die Unternehmensleitung getroffen werden müssen, 
ist vorgesehen, über den mittelfristigen Investitions- 
und Finanzierungsplan jährlich die Beschlußfassung 
des Aufsichtsrats herbeizuführen (§ 17 Abs. 3 Nr. 1). 
Hinsichtlich dieser Beschlüsse steht dem zuständi- 
gen Bundesminister ein Genehmigungsrecht nach 
§ 20 Abs. 2 zu. Dieses Recht ist in Verbindung mit 
der Befugnis, dem Vorstand nach § 20 Abs. 1 poli- 
tische Zielsetzungen für die mittel- und langfristige 
Unternehmenspolitik vorzugeben, ein Mittel, um 
den Grundsätzen der Politik der Bundesregierung 
gegenüber der Deutschen Bundespost Geltung zu 
verschaffen. 

Zu § 27 

Die Einführung eines Wirtschaftsplans trägt der 
Tatsache Rechnung, daß bei der Deutschen Bundes- 
post ein Wirtschaften nach einem Haushaltsplan 
nicht zweckmäßig ist. Dies folgt insbesondere dar- 
aus, daß die hauptsächliche Aufgabe der Deutschen 
Bundespost die Erzeugung von Dienstleistungen des 
Post- und Fernmeldewesens ist und deshalb ihre 
Tätigkeit weit mehr der eines Wirtschaftsunterneh- 
mens als der einer typischen staatlichen Verwaltung 
entspricht. 

Der Wirtschaftsplan wird gemäß § 17 Abs. 3 Nr. 2 
durch Beschluß des Aufsichtsrats festgestellt. Der 
zuständige Bundesminister kann gemäß § 20 Abs. 2 
seine Genehmigung versagen, wenn er der Auf- 
fassung ist, daß der Beschluß des Aufsichtsrats mit 
den Grundsätzen der Politik der Bundesregierung 
nicht in Einklang steht. 

Absatz 1 überträgt die Aufstellung des Wirtschafts- 
plans der Unternehmensleitung. Die Erstreckung des 
Wirtschaftsplans auf die Landespostdirektion Berlin 
entspricht dem geltenden Recht. 

Absatz 2 stellt in Übereinstimmung mit § 3 der 
Bundeshaushaltsordnung klar, daß der Wirtschafts- 
plan ermächtigt, aber nicht verpflichtet, Ausgaben 
zu leisten und Verpflichtungen einzugehen. 

Absatz 3 regelt, was im einzelnen zu veranschlagen 
ist, und übernimmt damit das in § 11 der Bundes- 
haushaltsordnung zum Ausdruck gekommene Fällig- 
keitsprinzip. Eine besondere Bedeutung kommt da- 
bei dem Institut der Verpflichtungsermächtigung im 
Hinblick auf die längerfristige Absicherung der Be- 
darfsdeckung — vor allem im Investitionsbereich — 
zu. 

Nicht in den Wirtschaftsplan aufzunehmen sind in 
Übereinstimmung mit der bestehenden Rechtslage 
Einlagen und Rückzahlungen im Postscheck- und 
Postsparkassendienst sowie die übrigen durch die 
Zahlungs- und Geldübermittlungsdienste verursach- 
ten Geldbewegungen. 

Die Ausgestaltung im einzelnen wird durch die 
„Bestimmungen für die Wirtschafts- und Rechnungs- 


führung der Deutschen Bundespost" geregelt (vgl. 
§ 28 Abs. 2). 

Absatz 4 stellt klar, daß im Wirtschaftsplan die zur 
Erfüllung der Aufgaben der Deutschen Bundespost 
erforderlichen Planstellen mit bindender Wirkung 
aufzuführen sind. 

Die Vorschrift des Absatzes 5, daß der Wirtschafts- 
plan der Deutschen Bundespost nach betriebswirt- 
schaftlichen Grundsätzen zu gliedern ist, folgt aus 
§ 28 Abs. 1. Der Umfang der Innen- und Außen- 
finanzierung ist im Wirtschaftsplan darzustellen, 
weil das Verhältnis dieser Größen für die Beurtei- 
lung der Finanzierung von erheblicher Bedeutung 
ist. 

Mit der Reglung des Absatzes 6 wird beabsichtigt, 
daß die Entschädigungen (Nachtdienstentschädigun- 
gen, Dienstaufwandsentschädigungen usw.), die den 
Angehörigen der Deutschen Bundespost gezahlt wer- 
den, gemäß § 3 Nr. 12 Satz 1 des Einkommensteuer- 
gesetzes steuerfrei bleiben, und damit die Angehöri- 
gen der Deutschen Bundespost in dieser steuerlichen 
Frage nicht anders behandelt werden als diejenigen 
Bundesbediensteten, deren Entschädigung in einem 
Haushaltsplan aiisgewiesen sind. 

Durch die Vorschrift des Absatzes 6 sollen jedoch 
die Mitglieder des Aufsichtsrats der Deutschen 
Bundespost gegenüber den Mitgliedern des bisheri- 
gen Postverwaltungsrats hinsichtlich der Aufwands- 
entschädigung steuerlich nicht begünstigt werden. 

Absatz 7 trifft die erforderlichen Regelungen für 
den Fall, daß der Wirtschaftsplan nicht rechtzeitig 
festgestellt worden ist. 

Absatz 8 verpflichtet die Deutsche Bundespost zum 
Nachweis über die auf der Grundlage des Wirt- 
schaftsplans vollzogene Wirtschaftsführung. 

Zu § 28 

Da die Deutsche Bundespost gemäß § 3 Abs. 1 nach 
betriebswirtschaftlichen Grundsätzen zu leiten ist, 
muß auch ihr Rechnungswesen nach betriebswirt- 
schaftlichen Grundsätzen geführt werden. 

Absatz 1 gebietet nicht nur die Beachtung anerkann- 
ter betriebswirtschaftlicher Ordnungsregeln, son- 
dern auch eine den betriebswirtschaftlichen Grund- 
sätzen angemessene Ausgestaltung des Rechnungs- 
wesens. Daraus folgt auch die Notwendigkeit einer 
aussagefähigen Kostenrechnung. 

Der Unternehmenscharakter der Deutschen Bundes- 
post, der für den Übergang zu einem Wirtschafts- 
plan maßgebend ist, und die besondere Gestaltung 
des Rechnungswesens der Deutschen Bundespost 
nach betriebswirtschaftlichen Grundsätzen schließen 
— abgesehen von den Bestimmungen über die Rech- 
nungsprüfung im Teil V der Bundeshaushaltsord- 
nung — die Anwendung der für den Bund gültigen 
haushaltsrechtlichen Vorschriften auf das Sonder- 
vepmögen aus. Der Entwurf regelt deshalb die wich- 
tigsten Grundsätze der Wirtschaftsführung in einer 
der Aufgabenstellung der Deutschen Bundespost an- 
gemessenen Form und überträgt in Absatz 2 die 
Einzelausgestaltung der Wirtschafts- und Rech- 
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nungsführung sowie des Jahresabschlusses der 
Deutschen Bundespost dem Vorstand im Benehmen 
mit dem Bundesrechnungshof. Die entsprechenden 
Bestimmungen unterliegen der Beschlußfassung 
durch den Aufsichtsrat nach § 17 Abs. 3 Nr. 10. Ein- 
wirkungsmöglichkeiten des zuständigen Bundes- 
ministers ergeben sich aus § 19 sowie aufgrund des 
Genehmigungsrechts nach § 20 Abs. 2. 

Absatz 3 beinhaltet, daß die Bestimmungen des Tei- 
les V der Bundeshaushaltsordnung über die Rech- 
nungsprüfung auf die Deutsche Bundespost entspre- 
chend anzuwenden sind, und ordnet an, daß die 
Bundeshaushaltsordnung im übrigen für die Deut- 
sche Bundespost nicht gilt. 

Zu § 29 

Entsprechend der Zielsetzung des Entwurfs, der 
Unternehmensführung eine weitgehende Selbstän- 
digkeit einzuräumen, ist die Deutsche Bundespost in 
Zukunft berechtigt, selbständig Kredite aufzuneh- 
men. Um dies sicherzustellen, wird von der Mög- 
lichkeit des Artikels 115 GG Gebrauch gemacht und 
bestimmt, daß für den Bereich der Deutschen Bun- 
despost die Kreditermächtigung durch den Auf- 
.sichtsrat im Wege des Beschlusses erteilt wird (vgl. 
auch § 17 Abs. 3 Nr. 3). Der Beschluß des Aufsichts- 
rats unterliegt jedoch der Entscheidung des zustän- 
digen Bundesministers im Rahmen des Genehmi- 
gungsrechts gemäß § 20 Abs. 2. Wegen der Bedeu- 
tung der Kreditaufnahme der Deutschen Bundespost 
für den Kapitalmarkt und die Kreditfinanzierung 
des Bundeshaushalts hat der zuständige Bundes- 
minister bei Ausübung seines Genehmigungsrechts 
das Einvernehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen; herzustellen; bei Meinungsverschieden- 
heiten entscheidet die Bundesregierung (§ 20 

Abs. 3). Im übrigen bleiben die Bestimmungen des 
Gesetzes zur Förderung der Stabilität und des 
Wachstums der Wirtschaft vom 8. Juni 1967 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 582) unberührt, wie sich aus § 50 
Nr. 4 ergibt. 

Absatz 2, der als gesetzliche Regelung im Sinne des 
Artikels 115 Abs. 2 GG anzusehen ist, stellt klar, 
daß der Beschluß über die Kreditermächtigung in 
Verbindung mit der Feststellung des Wirtschafts- 
plans zu fassen ist. Der Beschluß über die Kredit- 
ermächtigung muß nicht auf den zum Ausgleich des 
Wirtschaftsplans erforderlichen Kreditbedarf be- 
schränkt werden. Um in Fällen rückläufiger Be- 
triebseinnahmen oder zusätzlicher zwangsläufiger 
Ausgaben den Wirtschaftsplan in finanzieller Hin- 
sicht auch dann ausgeglichen abwickeln zu können, 
wenn kein Nachtrag zum Wirtschaftsplan vorgelegt 
und festgestellt werden kann, ist der Aufsichtsrat 
befugt, eine Kreditermächtigung bis in Höhe des 
Gesamtbetrags nach Absatz 3 zu beschließen. 

Die Absätze 4 und 5 enthalten nähere Vorschriften 
über die Inanspruchnahme von Kassenverstärkungs- 
krediten und regeln die Geltungsdauer der Kredit- 
ermächtigungen in Anlehnung an die entsprechen- 
den Bestimmungen in § 18 Abs. 2 Nr. 2 und Ab- 
satz 3 der Bundeshaushaltsordnung. 


Absatz 6 zählt die für die Kreditaufnahmen im ein- 
zelnen möglichen Schuldformen in Anlehnung an 
die entsprechende Regelung in § 22 Abs. 3 des Post- 
verwaltungsgesetzes auf und berücksichtigt dabei 
u. a. die Möglichkeit, Schuldbuchforderungen einzu- 
räumen und Kassenkredite der Deutschen Bundes- 
bank im Sinne des § 20 des Gesetzes über die Deut- 
sche Bundesbank in Anspruch nehmen zu können. 

Absatz 7 übernimmt die Vorschrift des § 22 Abs. 4 
des Postverwaltungsgesetzes, wonach die von der 
Bundesschuldenverwaltung auszufertigenden Schuld- 
urkunden der Deutschen Bundespost den Schuld- 
urkunden des Bundes gleichstehen. Gemeint ist hier- 
mit die Gleichstellung hinsichtlich der rechtlichen 
Ausgestaltung der Schuldurkunden mit dem Ziel, 
die Schuldurkunden der Deutschen Bundespost durch 
Verleihung der Mündelsicherheit und der Dek- 
kungsstockfähigkeit ebenso zu gestalten wie die 
Schuldurkunden des Bundes selbst. 

Absatz 8 hält an der Regelung in § 22 Abs. 5 des 
Postverwaltungsgesetzes fest und beläßt der Bun- 
desschuldenverwaltung die Verwaltung der Schul- 
den der Deutschen Bundespost. Die Einzelheiten 
hierfür sind vom Vorstand der Deutschen Bundes- 
post mit der Bundesschuldenverwaltung nach den 
Grundsätzen festzulegen, die für die Verwaltung 
der allgemeinen Bundesschuld gelten, und zwar in 
einer Form, die das Verhältnis des Bundesministers 
der Finanzen zur Bundesschuldenverwaltung unbe- 
rührt läßt. 

Absatz 9 entspricht der Fassung des § 22 Abs. 6 
des Postverwaltungsgesetzes, nach den Bürgschafts- 
erklärungen der Deutschen Bundespost auch künftig 
von dieser selbst ausgefertigt werden. 

Zu § 30 

Bei der Notwendigkeit zur überwiegenden Finan- 
zierung ihrer Investitionen mit Fremdkapital soll 
die Deutsche Bundespost über eine Finanzreserve 
verfügen. Die im Postverwaltungsgesetz vorgese- 
hene Rücklage ist, wie bereits im Gutachten 
der Sachverständigen-Kommission (BT-Drucksache 
V/203 S. 137, 143 und 154) festgestellt, für diesen 
Zweck unzureichend. Die Höhe der Finanzreserve 
ergibt sich aus dem mit der Fremdfinanzierung ver- 
bundenen Aufbringungsrisiko. 

Zu § 31 

Die Vorschrift legt die für eine geordnete Finanzie- 
rung der Deutschen Bundespost erforderliche Eigen- 
kapitalausstattung fest. Sie folgt damit grundsätz- 
lich der Empfehlung der Sachverständigen-Kommis- 
sion (BT-Drucksache V/203 S. 135 ff.). Ein Anteil 
von mindestens einem Drittel des Gesamtkapitals 
erscheint ausreichend. 

Der Anteil des Eigenkapitals soll wie bisher auf 
der Grundlage des für die Bereitstellung des Be- 
triebsvermögens eingesetzten Gesamtkapitals er- 
mittelt werden. Dieses Gesamtkapital ergibt sich 
aus der sog. Teilbilanz des Post- und Fernmelde- 
wesens, die zur Erläuterung des Jahresabschlusses 
gefertigt wird. Absatz 1 Satz 2 legt fest, was bei 
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der Berechnung des Anteils des Eigeukapitais als 
Gesamtkapital anzusetzen ist. Nicht aufgenommen 
wurde, daß das Gesamtkapital auch noch um die 
Forderungen gegen den Bund zu vermindern ist, die 
infolge der Übernahme des Schuldendienstes für 
Anleihen der Deutschen Bundespost ausgewiesen 
werden. Dies erscheint gerechtfertigt, da es sich um 
einen Posten handelt, der nur vorübergehend in 
der Bilanz geführt wird, nachdem der Gesetzent- 
wurf eine Übernahme weiterer Schulden durch den 
Bund nicht vorsieht und die bestehende Forderung 
im Zuge der Schuldentilgung abgebaut wird. 

Absatz 2 stellt klar, daß die Deutsche Bundespost 
gehalten ist, das benötigte Eigenkapital in erster 
Linie als Selbstfinanzierungsbeitrag zu erwirtschaf- 
ten. Soweit das nicht möglich ist, ist der Bund ver- 
pflichtet, die ihm nach § 32 Abs. 1 zustehende Ab- 
lieferung im erforderlichen Umfang der Deutschen 
Bundespost als Eigenkapitaleinlage zu belassen. Die 
Verpflichtung folgt zwangsläufig daraus, daß das 
Sondervermögen Deutsche Bundespost Teil des Bun- 
desvermögens ist. 

Absatz 3 stellt klar, daß der Bund zusätzliche Kapi- 
talhilfe gewähren kann. 

Zu § 32 

Die Vorschrift über die Ablieferung entspricht be- 
züglich der Bemessungsgrundlage (Absatz 1), der 
nicht zu berücksichtigenden Teile der Betriebsein- 
nahmen (Absatz 2) und der Zahlungsmodalitäten 
(Absatz 3) der bisherigen Regelung in § 21 des 
Postverwaltungsgesetzes. Darüber hinaus werden 
zur Vermeidung einer Doppelbelastung Einnahmen, 
soweit sie der Umsatzsteuer unterliegen, vorweg 
abgezogen. Dies muß insbesondere gelten für die 
Einnahmen im Postreisedienst, soweit sie im öffent- 
lichen Linienverkehr (§§ 42 und 43 des Personen- 
beförderungsgesetzes) erzielt werden. 

Als Betriebseinnahmen sind diejenigen erfolgswirk- 
samen Einnahmen anzusehen, die der Deutschen 
Bundespost als Entgelt für betriebliche Dienstlei- 
stungen zufließen. 

Der Ablieferungspflicht der Deutschen Bundespost 
steht die Verpflichtung des Bundes zur Einlage von 
Eigenkapital nach § 31 Abs. 2 gegenüber. Für den 
Fall, daß diese Verpflichtung des Bundes wirksam 
wird, gibt Absatz 4 der Deutschen Bundespost das 
Recht, die entsprechenden Beträge von der geschul- 
deten Ablieferung einzubehalten. 

Absatz 5 berechtigt den zuständigen Bundesmini- 
ster, eine Gewinnablieferung an den Bund insoweit 
anzuordnen, als das Eigenkapital der Deutschen 
Bundespost einen Anteil von 50 vom Hundert über- 
steigen würde. Damit wird eine obere Grenze für 
die Selbstfinanzierung der Deutschen Bundespost 
gesetzt. 

Zu § 33 

Die Verpflichtung der Deutschen Bundespost, unter 
Änbeziehung des dem Post- und Fernmeldewesen 
im Land Berlin gewidmeten Vermögens einen Jah- 
resabschluß in Form einer Bilanz sowie einer Ge- 


winn- und Verlustrechnung aufzustellen, entspricht 
dem geltenden Recht in § 19 Abs. 1 des Postverwal- 
tungsgesetzes. 

I In Übereinstimmung mit dem geltenden Recht ist 
I der Jahresabschluß durch einen Geschäftsbericht zu 
erläutern (Absatz 2). Der zuständige Bundesmini- 
ster legt den vom Aufsichtsrat festgestellten Jahres- 
abschluß mit Geschäftsbericht dem Bundestag und 
dem Bundesrat zur Kenntnisnahme vor. 

Absatz 4 hält daran fest, daß Jahresabschluß und 
Geschäftsbericht zu veröffentlichen sind. 

Zu § 34 

Absatz 1 hält daran fest, daß die Deutsche Bundes- 
post als Sondervermögen des Bundes vom Bundes- 
rechnungshof unter entsprechender Anwendung des 
Teiles V der Bundeshaushaltsordnung geprüft wird 
(vgl. § 113 Satz 2 der Bundeshaushaltsordnung). 
Empfänger der Prüfungsbemerkungen ist jedoch der 
Aufsichtsrat, der gemäß § 17 Abs. 1 die Geschäfts- 
führung des Vorstands zu überwachen hat. Soweit 
Prüfungsfeststellungen für die Entlastung der Bun- 
desregierung von Bedeutung sein können, greift die 
in § 97 Abs. 1 der Bundeshaushaltsordnung gere- 
gelte Pflicht zur Berichterstattung an Bundestag, 
Bundesrat und Bundesregierung ein. Mit Rücksicht 
auf die Besonderheiten, die sich für das Prüfwesen 
im Bereich der Deutschen Bundespost ergeben kön- 
nen, ist es zweckmäßig, daß die für die Vorprüfung 
zu treffenden näheren Regelungen im Sinne des 
§ 100 Abs. 8 der Bundeshaushaltsordnung vom Vor- 
stand im Einvernehmen mit dem Bundesrechnungs- 
hof erlassen werden. 

Die Übertragung der Prüfung an den Bundesrech- 
nimgshof schließt nicht aus, daß der Aufsichtsrat 
oder der Vorstand besondere Prüfungs- und Bera- 
tungsaufträge auch an andere Prüfer oder Prüfungs- 
gesellschaften sowie an Wirtschaftsberater erteilt. 

Absatz 3 verpflichtet den Aufsichtsrat, den zustän- 
digen Bundesminister über den Beschluß bezüglich 
der Entlastung des Vorstands (s, Absatz 2) unter 
Beifügung der Bemerkungen des Bundesrechnungs- 
hofs zu unterrichten. Die Notwendigkeit dazu er- 
gibt sich aus der Rechtsaufsicht nach § 19. 

Zu § 35 

Da die Deutsche Bundespost nach Artikel 87 Abs. 1 
GG und § 1 dieses Gesetzes Bestandteil der Bun- 
desverwaltung ist, ist die Erfüllung der Aufgaben 
der Deutschen Bundespost öffentlicher Dienst. Die 
Beamten, Angestellten und Arbeiter der Deutschen 
I Bundespost unterliegen daher allen für unmittel- 
1 bare Bundesbedienstete geltenden Vorschriften, so- 
' weit nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist. 

; Die Anfügung einer Berlin-Bestimmung ist erforder- 
lich, weil die Beamten, Angestellten und Arbeiter 
der Landespostdirektion Berlin nicht Bundesbedien- 
stete sind. Für sie gelten mithin besondere Vor- 
schriften, die im „Gesetz zur Regelung der Rechts- 
[ Verhältnisse der in einzelnen Verwaltungszweigen 
j des Landes Berlin beschäftigten Personen“ vom 
! 26. April 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 397) enthalten 
i sind. 
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Absatz 3 bringt in Übereinstimmung mit § 11 Abs. 3 
des Gesetzes über das Postwesen (PostG) vom 
28. Juli 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 1006) eine Rege> 
lung über die persönliche Haftung der Bediensteten 
der Deutschen Bundespost in denjenigen Fällen, in 
denen die Haftung der Deutschen Bundespost aus- 
geschlossen oder beschränkt ist. Die haftungsrecht- 
lichen Sonderregelungen mit ihren Haftungsein- 
schränkungen zugunsten der Deutschen Bundespost 
sollen grundsätzlich auch den dem Massenbetrieb in 
besonderer Weise ausgesetzten Postbediensteten 
zugute kommen, sofern sie nicht den Schaden durch 
eine vorsätzlich begangene Amtspflichtverletzung 
verursacht haben (vgl. auch den Entwurf eines Ge- 
setzes zur Änderung und Ergänzung schadensersatz- 
rechtlicher Vorschriften). Bei dieser Haftungsrege- 
liing handelt es sich um einen allgemeinen Rechts- 
grundsatz, der für sämtliche Bedienstete des Post- 
und Fernmeldewesens gilt. Da sich die Vorschrift 
des § 11 Abs. 3 des Postgesetzes, in der dieser allge- 
meine Rechtsgrundsatz seinen gesetzlichen Nieder- 
schlag gefunden hat, zwangsläufig nur auf Bedien- 
stete des Postwesens bezieht, erscheint es geboten, 
den erwähnten Rechtsgrundsatz in einer für alle 
Bedienstete der Deutschen Bundespost geltenden 
Regelung ausdrücklich gesetzlich festzulegen. Die 
Fassung des Absatzes 3 entspricht wörtlich dem § 11 
Abs. 3 des Postgesetzes. 

Zu § 36 

Nach § 3 Abs. 2 des Bundesbeamtengesetzes ist 
„Dienstvorgesetzter", wer für die beamtenrecht- 
lichen Entscheidungen über die persönlichen Ange- 
legenheiten der ihm nachgeordneten Beamten zu- 
ständig ist, und „Vorgesetzter", wer einem Beam- 
ten für dessen dienstliche Tätigkeit Weisungen er- 
teilen kann. Für den Bereich der Deutschen Bundes- 
post ergibt sich die Zuständigkeit hierfür aus der 
inneren Organisation des Unternehmens. Da der 
Vorstand gemäß § 2 oberstes Leitungsorgan ist, 
kommen ihm die Funktionen des obersten Dienst- 
vorgesetzten und des obersten Vorgesetzten zu. 

Gemäß § 3 Abs. 1 des Bundesbeamtengesetzes ist 
„Oberste Dienstbehörde" des Beamten die oberste 
Behörde seines unmittelbaren Dienstherrn, in deren 
Dienstbereich er ein Amt bekleidet. Oberste Dienst- 
behörde für die Bediensteten der Deutschen Bundes- 
post ist mithin die Generaldirektion. Ihr obliegen 
bestimmte gesetzlich festgelegte Entscheidungen be- 
amtenrechtlicher Art. Beamtenrechtliche Entschei- 
dungen über Beamte der Deutschen Bundespost mit 
festen Gehältern sind wegen ihres besonderen Ge- 
wichts dem Vorstand Vorbehalten. Die General- 
direktion ist auch dienstrechtlich oberste Bundes- 
behörde. Damit liegen wesentliche Zuständigkeiten 
bei der Generaldirektion und geben dieser in dienst- 
rechtlicher Hinsicht die notwendige Bewegungs- 
freiheit. 

Zu § 37 

Der Vorstand kann seiner Verpflichtung zu wirt- 
schaftlicher Unternehmensführung nur nachkommen, 
wenn ihm auch im personellen Bereich, der fast 
60 vom Hundert der Kosten verursacht, eine ge- 


wisse Flexibilität eingeräumt wird. Dies ist darin 
begründet, daß der Post- und Fernmeldebetrieb in 
hohem Maße Dienst unter besonders schwierigen 
Verhältnissen, bei wechselndem oder übermäßigem 
Arbeitsanfall — wie z. B. im Weihnachts- und Neu- 
jahrsverkehr — und zu ungünstigen Zeiten erfor- 
derlich macht. Dem Vorstand muß daher ermöglicht 
werden, soweit es die Eigenart des jeweiligen Dien- 
stes oder die Aufrechterhaltung des Post- und Fern- 
meldebetriebs erfordert, nach Maßgabe der Be- 
schlüsse des Aufsichtsrats gemäß § 17 Abs. 3 Nr. 6, 
die der Entscheidung des zuständigen Bundesmini- 
sters im Rahmen des Genehmigungsrechts nach § 20 
Abs. 2 unterliegen, Stellenzulagen (§ 21 Abs. 2 des 
Bundesbesoldungsgesetzes) und sonstige Zuwendun- 
gen {§ 22 des Bundesbesoldungsgesetzes) auszubrin- 
gen sowie geeignete Regelungen für die Vergü- 
tung von Mehrarbeit der Beamten und für die Ge- 
währung von Belohnungen in besonderen Fällen und 
für besondere Leistungen zu treffen. 

Zu § 38 

Die besondere Gestaltung der Post- und Fernmelde- 
dienste erfordert ferner dienstrechtliche Sonderreg- 
lungen. Namentlich kann die Eigenart des Betriebs 
eine Anpassung der Arbeitszeitreglungen an sich 
verändernde Gegebenheiten notwendig machen. 
Auch zwingen die rasche Fortentwicklung der Tech- 
nik und die zunehmende Automation im Betrieb der 
Deutschen Bundespost zu einer entsprechend schnel- 
len Anpassung der Ausbildung des Personals an 
diese Entwicklung und können die Schaffung von 
besonderen Laufbahnvorschriften begründen. Die 
Vorschrift ermächtigt deshalb den zuständigen Bun- 
desminister zum Erlaß von Rechtsverordnungen nach 
Maßgabe der Beschlüsse des Aufsichtsrats gemäß 
§ 17 Abs. 3 Nr. 6 und räumt ihm das Recht ein, 
diese Ermächtigung im Wege der Subdelegation 
auf den Vorstand der Deutschen Bundespost zu 
übertragen (vgl. im übrigen die Begründung zu § 37). 

Zu § 39 

Aus Gründen der Eigenart des jeweiligen Dienstes 
bei der Deutschen Bundespost sollen dem Vorstand 
nach Maßgabe der Beschlüsse des Aufsichtsrats 
gemäß § 17 Abs. 3 Nr. 6 im Interesse einer sachge- 
rechten Bewertung Abweichungen vom gesetzlichen 
Stellenschlüssel ermöglicht werden, eine Regelung, 
wie sie in § 53 Abs. 4 des Bundesbesoldungsgesetzes 
für die Länder im Hinblick auf die Gemeinden be- 
reits getroffen ist (vgl. im übrigen die Begründung 
zu § 37). 

Zu § 40 

Tarifpartner für die zuständigen Gewerkschaften 
muß in Zukunft der Vorstand der Deutschen Bun- 
despost sein. 

. Die Eigenart der Aufgabenerledigung bei der Deut- 
schen Bundespost macht es notwendig, auch für das 
Tarifpersonal — einschließlich der Auszubildenden 
und Postjungboten — Verträge zu schließen, (fle 

I von denen des Tarifpersonals bei anderen Ver- 

I waltungen abweichen. Es muß möglich sein, die Tä- 
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tigkeitsmerkmale und andere Entlohnungsgrund- 
lagen sowie sonstige tarifrechtiiche Regelungen 
der Entwicklung der Technik im Bereich des Post- 
und Fernmeldewesens anzupassen. Sind Tarifver- 
träge allerdings wegen ihrer grundsätzlichen Be- 
deutung geeignet, die Gestaltung der Lohn- und 
Arbeitsbedingungen in vergleichbaren Tätigkeits- 
bereichen anderer Bundesverwaltungen zu beein- 
flussen, so sind sie im Einvernehmen mit dem zu- 
ständigen Bundesminister zu schließen, der bei 
Ausübung dieser Befugnis gemäß § 20 Abs. 3 Nr. 2 
Buchstabe c verfährt. 

Zu § 41 

Die besonderen Verhältnisse der Deutschen Bundes- 
post machen es notwendig, daß sie für ihren Bereich 
die gesetzlichen Aufgaben der Kranken- und Un- 
fallversicherung sowie des Arbeitsschutzes weiter- 
hin wahrnimmt und die auf diesen Gebieten be- 
stehenden Zuständigkeiten beibehält. Die Aufrecht- 
erhaltung einer ausdrücklichen gesetzlichen Rege- 
lung ist insbesondere auch im Hinblick auf § 766 
Abs. 1 der Reichsversicherungsordnung notwendig. 

Zu § 42 

Damit die betrieblichen Sozialeinrichtungen und die 
anerkannten Selbsthilfeeinrichtungen weitergeführt 
und der Entwicklung jeweils angepaßt werden 
können, läßt die Vorschrift die Bereitstellung ange- 
messener Mittel hierfür im Wirtschaftsplan zu. 

Die Vorschrift soll gewährleisten, daß die bezeich- 
neten Einrichtungen der Deutschen Bundespost 
ihrem Charakter als öffentlichem Dienstleistungs- 
unternehmen entsprechend geführt werden. 

Die Regelung des Satzes 3 entspricht der Systematik 
des § 28 des Gesetzes. 

Zu § 43 

Zur Deckung ihres Bedarfs an Sachgütern und son- 
stigen Fremdleistungen vergibt die Deutsche Bun- 
despost Aufträge von erheblichem wirtschaftlichem 
Wert. Bei der Vergabe dieser Aufträge trägt die 
Deutsche Bundespost den berechtigten Interessen 
von Industrie, Handwerk, Handel, Dienstleistungs- 
unternehmen und freien Berufen angemessen Rech- 
nung. Die Bindung an die Grundsätze des öffent- 
lichen Auftragswesens gewährleistet die Objektivi- 
tät der Vergabeverfahren und die Gleichbehandlung 
der berührten Wirtschaftskreise. Sie sichert ferner 
die Beachtung wirtschaftspolitischer Zielsetzungen, 
wie die Berücksichtigung bevorzugter Bewerber, die 
Beteiligung mittelständischer Unternehmen u. a. m. 

Die ausdrückliche Bezugnahme auf die Grundsätze 
über die Leitung und die Wirtschaftsführung des 
Unternehmens {§§ 3 und 25 des Gesetzes) betont 
die Verpflichtung, die Bedarfsdeckung nach be- 
triebswirtschaftlichen und ökonomischen Gesichts- 
punkten auszurichten. 

Satz 2 dieser Vorschrift behält den Grundgedan- 
ken des § 31 des Postverwaltungsgesetzes bei, wo- 
nach Industrie, Handwerk und Handel angemessen 
zu berücksichtigen sind. Die zusätzliche Aufnahme 


von „DieiibLleisuingsunternehmen'' und „freien 
Berufen" trägt der neuen Entwicklung Rechnung. 

Die im Postverwaltungsgesetz enthaltene Bestim- 
mung, daß die Aufträge möglichst an die betreffen- 
den Interessengruppen aller Länder vergeben wer- 
den sollen, um die Entwicklung der Wirtschaft der 
Länder zu fördern, ist nicht übernommen worden. 
Die Erfahrung hat gezeigt, daß einer solchen For- 
derung für den überwiegenden Bedarf wegen der 
Standortverteilung der Spezialindustrien nur bedingt 
entsprochen werden kann. Bei der Deckung des übri- 
gen Bedarfs ist durch den standortbedingten Vorteil 
der Unternehmen im Einzugsgebiet der Bedarfsträ- 
ger eine gleichmäßige Berücksichtigung der Wirt- 
schaft der Länder sichergestellt. 

Zu § 44 

Die Vorschrift soll sicherstellen, daß für die Deutsche 
Bundespost als öffentliches Unternehmen zur Erfül- 
lung ihrer gesetzlichen Pflichten die Enteignung 
von Grundstücken zulässig ist. Die bisherige Rege- 
lung des Postverwaltungsgesetzes, wonach die Zu- 
lässigkeit der Enteignung in jedem Einzelfall durch 
die Bundesregierung festyestellt werden muß, ist 
entbehrlich, nachdem Bundesbaugesetz und Enteig- 
nungsgesetze der Länder geeignete Grundlagen für 
eine Begrenzung der Enteignungsmöglichkeit ge- 
schaffen haben. Einleitung und Durchführung des 
Enteignungsverfahren richten sich nach den ein- 
schlägigen Enteignungsbestimmungen. 

Zu § 45 

Die Bestimmung ermöglicht es, besonders bedeut- 
same technische Bauvorhaben des Fernmeldewesens 
in einem einheitlichen Planfeststellungsverfahren 
vorzubereiten. Für die Errichtung normaler Gebäude 
reichen die Vorschriften des Bundesbaugesetzes aus. 
Die Benutzung der öffentlichen Verkehrswege für 
Fernmeldelinien ist bereits im Telegraphenwege- 
gesetz geregelt. Der technische Fortschritt und die 
zunehmende Verdichtung des öffentlichen Fern- 
meldenetzes erfordern aber aus Sicherheitsgründen 
auch die Errichtung von Fernmeldelinien für den 
Fernverkehr außerhalb von öffentlichen Verkehrs- 
wegen. Bei der Errichtung von Funksendeanlagen, 
z. B. Erdefunkstellen für den Satellitenverkehr, sind 
die physikalischen und tedmischen Erfordernisse 
und die vielfältigen öffentlichen Belange in Einklang 
zu bringen. Das geeignete Verwaltungsverfahren für 
das Zusammenwirken aller Planungsträger ist wegen 
seiner Konzentrationswirkung das Planfeststellungs- 
vorfahren. 

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes gemäß 
Artikel 73 Nr. 7, Artikel 86 und Artikel 87 Abs. 1 GG 
umfaßt auch die Befugnis, die Planfeststellung für 
den Bau von Fernmeldeanlagen zu regeln. Zum We- 
sen der Planfeststellung gehört die einheitliche Fest- 
stellung der Zulässigkeit des Vorhabens im Hin- 
blick auf alle von ihm berührten öffentlichen Be- 
lange (Absatz 1 Satz 2). Alle nach anderen Vorschrif- 
ten erforderlichen behördlichen Erlaubnisse und Ge- 
nehmigungen werden durch die Planfeststellung er- 
setzt. Im einzelnen lehnt sich der Entwurf an die 
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Bestimmung des § 36 des Bundesbahngesetzes vom 
13. Dezember 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 955) an und 
benutzt teilweise die Terminologie des Entwurfs 
eines Verwaltungsgesetzes. Im Hinblick auf das in 
Vorbereitung befindliche Verwaltungsverfahrensge- 
setz verzichtet der Entwurf auf eine weitergehende 
Verfahrensregelung. 

Zu § 46 

Da die Deutsche Bundespost nach Artikel 87 GG un- 
mittelbare Bundesverwaltung ist, müssen die hin- 
sichtlich der Abgaben allgemein für Bundesbehörden 
geltenden Vorschriften auch für die Deutsche Bun- 
despost Gültigkeit haben. Diese Regelung gilt aller- 
dings nur, soweit die betreffenden Vorschriften Bun- 
desrecht darstellen, da nur insofern dem Bund 
Rechtsetzungskompetenz zusteht. 

Zu § 47 

Um eine möglichst rasche Bildung der Organe der 
Deutschen Bundespost sicherzustellen, ist es not- 
wendig, daß der zuständige Bundesminister, der 
insbesondere auch bei dem Verfahren zur Benen- 
nung der Aufsichtsratsmitglieder und der Bestel- 
lung der Vorstandsmitglieder maßgeblich beteiligt 
ist, innerhalb einer Frist von einem Monat nach In- 
krafttreten des Gesetzes bestimmt wird. Zweckmä- 
ßigerweise sollen bis zur Bestimmung des zuständi- 
gen Bundesministers die diesem und dem Vorstand 
der Deutschen Bundespost obliegenden Rechte und 
Pflichten vom Bundesminister für Verkehr wahr- 
genommen werden, da dieser ohnehin bis zum In- 
krafttreten des Gesetzes zugleich auch Bundesmini- 
ster für das Post- und Fernmeldewesen ist. Dem- 
entsprechend sind nach der Bestimmung des zustän- 
digen Bundesministers bis zur Bildung des Vor- 
stands dessen Geschäfte vom zuständigen Bundes- 
minister zu besorgen. 

Zu § 48 

Mit dieser Bestimmung sollen die unverzügliche 
Bildung und Einberufung des Aufsichtsrats nach dem 
Inkrafttreten des Gesetzes gewährleistet werden. 
Damit der ordnungsgemäße Fortgang der Geschäfte 
nicht behindert wird, ist vorgesehen, daß der Ver- 
waltungsrat der Deutschen Bundespost bis zur Bil- 
dung des Aufsichtsrats dessen Rechte und Pflichten 
wahrnimmt. 

Absatz 2 soll die beschleunigte Bildung des Vor- 
stands sicherstellen. 

Zu § 49 

Nach der Generalklausel des § 49 Abs. 1 gehen die 
Rechte, Befugnisse oder Zuständigkeiten des bis- 
herigen Bundesministers für das Post- und Fern- 
meldewesen, die in Rechtsvorschriften enthalten 
sind, grundsätzlich auf den Vorstand der Deut- 
schen Bundespost über, soweit nicht in § 49 Abs. 2, 
§§ 50 und 51 etwas anderes bestimmt wird. Eine 
Aufzählung der in Betracht kommenden bundes- 


rechtlichen Vorschriften im einzelnen ist deshalb 
nicht erforderlich. 

Soweit es geboten erscheint, Rechte, Befugnisse oder 
Zuständigkeiten des bisherigen Bundesministers für 
das Post- und Fernmeldewesen auf den künftig für 
die Deutsche Bundespost zuständigen Bundesmini- 
ster zu übertragen, werden die betreffenden Vor- 
schriften als Ausnahmen von dem in Absatz 1 fest- 
gelegten Übergang im Absatz 2 einzeln aufgeführt. 
Die dort unter Nr. 1 bis Nr. 11 aufgeführten Gesetze 
enthalten Ermächtigungen zum Erlaß und Mitwir- 
kungsrechte beim Erlaß von Rechtsverordnungen. 
Nach § 49 Abs. 2 können diese Ermächtigungen und 
die Mitwirkungsrechte durch Rechtsverordnung des 
zuständigen Bundesministers auf den Vorstand der 
Deutschen Bundespost übertragen werden. Nach der 
Grundkonzeption des Gesetzes wird davon ausge- 
gangen, daß der zuständige Bundesminister in die- 
sen Fällen von seinem Recht zur Subdelegation Ge- 
brauch macht. 

Durch Absatz 3 wird die Ablieferung der Deutschen 
Bundespost an den Bund für eine Übergangszeit von 
1971 bis Ende 1974 geregelt. Für das Jahr 1971 gilt 
folgendes: Die Deutsche Bundespost liefert 6^/3 vom 
Hundert ihrer Erträge an den Bundeshaushalt ab. 
Der Bund beläßt jedoch der Deutschen Bundespost in 
Anlehnung an die bisherige Regelung des Arti- 
kels 15 des Finanzänderungsgesetzes zur Aufstok- 
kung des Eigenkapitals den Differenzbetrag zwi- 
schen einer 7 Voigen Verzinsung des Eigenkapitals 
und der Ablieferung von 6"/3 vom Hundert der Er- 
träge abzüglich eines Betrages von 300 Millionen 
DM. Für die Jahre 1972 bis 1974 gilt dies mit der 
Maßgabe, daß der Abzug des Betrages von 300 Mil- 
lionen DM entfällt, d. h. der gesamte Differenzbetrag 
der Deutschen Bundespost belassen wird. Der ge- 
nannte Ablieferungsmodus gilt nicht, wenn das 
Eigenkapital ein Drittel des Gesamtkapitals be- 
trägt. 

Zu § 50 

In einer Reihe von Fällen ist es nicht möglich, Vor- 
schriften mit Hilfe der Generalklausel des § 49 
Abs. 1 (Übergang auf den Vorstand der Deutschen 
Bundespost) oder durch § 49 Abs. 2 (Übergang auf 
den zuständigen Bundesminister) der neuen Unter- 
nehmensverfassung der Deutschen Bundespost anzu- 
passen. Durch § 50 werden die in Betracht kommen- 
den Vorschriften geändert. 

Zu § 51 

Mit dem Inkrafttreten des Postverfassungsgeset- 
zes müssen die in § 51 erwähnten Rechtsvorschrif- 
ten außer Kraft gesetzt werden. 

Zu § 52 

Diese Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel, 
damit das Gesetz und die Rechtsverordnungen» die 
aufgrund dieses Gesetzes erlassen werden, auch im 
Land Berlin angewandt werden können. 
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Zu § 53 

Die Verordnung über die Vertretung der Deutschen 
Bundespost vom 1. August 1953 soll erst zum 1. Au- 
gust 1971 aufgehoben werden. Es wird davon aus- 
gegangen, daß bis zu diesem Zeitpunkt die Allge- 
meine Geschäftsordnung (vgl. § 6 dieses Gesetzes), 
durch die die gerichtliche und außergerichtliche Ver- 
tretung der Deutschen Bundespost geregelt wird, 
in Kraft gesetzt werden kann. 

Im Hinblick auf die Ubergangsregelung für die 
Ablieferung der Deutschen Bundespost an den Bund 
(vgl. Begründung zu § 49) muß das Inkrafttreten 
des § 31 Abs. 2 sowie des § 32 Abs. 4 bis znm 
1. Januar 1975 ausgesetzt werden. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1 . §1 

ln Absatz 1 sind nach dem Wort „erfüllt" die Worte 
„als öffentliches Unternehmen" einzufügen; 

Absatz 2 ist zu streichen. 

Begründung 

Es bestehen erhebliche vertassungspolitische Beden- 
ken dagegen, daß durch die Verwendung des Be- 
griffs der „teilrechtsfähigen Anstalt" die im Grund- 
gesetz vorausgesetzte Unterscheidung zwischen un- 
mittelbarer und mittelbarer Bundesverwaltung ver- 
wischt wird. Zur Kennzeichnung der besonderen 
Stellung der Deutschen Bundespost genügt es, daß 
die ihr eingeräumten Selbständigkeiten hinsichtlich 
ihrer Eigenschaft als Sondervermögen und ihrer 
Stellung im Rechtsverkehr irn Gesetz normiert wer- 
den (vgl. §§ 4 und 5). 

2 . § 6 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens dafür Sorge 
zu tragen, daß eine Bestimmung aufgenommen wird, 
wonach die Vorschriften über die gerichtliche und 
außergerichtliche Vertretung der Deutschen Bundes- 
post in einem amtlichen Verkündungsorgan zu ver- 
öffentlichen sind. Eine derartige Veröffentlichung 
ist im Interesse der Rechtssicherheit und des Bür- 
gers erforderlich. 

3. § 7 

An Absatz 1 ist folgender Satz anzufügen: 

„Der Vorstand bedient sich für die Führung seiner 
Geschäfte der Generaldirektion." 

Begründung 

Die Ergänzung verdeutlicht die organisatorische 
Stellung der Generaldirektion, deren Vorhanden- 
sein der Entwurf stillschweigend voraussetzt. 

4. § 10 

Die Zusammensetzung des Aufsichtsrates der Deut- 
schen Bundespost muß im weiteren Gesetzgebungs- 
verfahren noch eingehend erörtert werden. Der Bun- 
desrat weist vorsorglich darauf hin, daß angesichts 
der strukturpolitischen Aufgaben und der Über- 
tragung von Hoheitsaufgaben auf die Organe der 
Deutschen Bundespost die Zahl der Mitglieder des 
Bundesrates im .Aufsichtsrat mindestens fünf betra- 
gen muß. 

Ferner sollte im weiteren Verlauf des Gesetzge- 
bungsverfahrens geprüft werden, ob der Aufsichts- 


I rat anders als in § 10 Abs, 1 vorgesehen ist, zusam- 
mengesetzt sein sollte. Dabei wäre die vorgesehene 
! Neufassung des Personalvertretungsgesetzes ^ im 
Sinne einer stärkeren Repräsentanz der Personal- 
I gruppe — zu berücksichtigen. 

5. § 22 

Absatz 1 Satz 2 ist nach den Worten „Verpflichtun- 
gen der Deutschen Bundespost" wie folgt zu fassen: 

„die Höhe der Gebühr einerseits und der wirtschaft- 
liche Wert, der Nutzen oder die sonstige Bedeu- 
tung der Leistung der Deutschen Bundespost an- 
dererseits in angemessenem Verhältnis zueinander 
stehen." 

Begründung 

Kostendeckung und Äquivalenzprinzip erfordern, 
daß Leistung und Gebühr in einem „angemessenen" 
Verhältnis zueinander stehen. 

6. § 27 

Folgender Absatz 7 a ist einzufügen: 

„(7 a) Der festgestellte Wirtschaftsplan ist dem 
Deutschen Bundestag und dem Bundesrat durch den 
zuständigen Bundesminister zur Kenntnis vorzu- 
legen." 

Begründung 

Die gesetzgebenden Körperschaften haben ein be- 
rechtigtes Interesse, von dem Wirtschaftsplan Kennt- 
nis zu erhalten. 

7. § 36 

Absatz 2 Satz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„Die Generaldirektion der Deutschen Bundespost ist 
oberste Dienstbehörde und hat dienstrechtlich die 
Stellung einer obersten Bundesbehörde." 

Begründung 
! Klarstellung des Gewollten. 

i 

j 8. §§ 37, 38, 39 und 40 

In § 37 Nr. 1 sind die Worte „abweichend von § 72 
des Bundesbeamtengesetzes und § 21 Abs. 2 des 
Bundesbesoldungsgesetzes" , 

in § 38 der Absatz 2 und 
§ 39 zu streichen sowit' 

in § 40 Abs. 2 die Worte „anderer Bundesverwal- 
tungen" durch die Worte „anderer Verwaltungen 
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des Bundes, der Länder oder sonstige Körperschaf- 
ten des öffentlichen Rechts" zu ersetzen. 

Begründung 

Im Mittelpunkt aller Betrachtungen auf dem Gebiet 
der Beamtenbesoldung und des Beamtenrechts muß 
zur Zeit das Bemühen stehen, eine Einheitlichkeit 
zu erreichen und zu sichern. 

Bund und Länder sind bestrebt, durch Rahmenbe- 
stimmungen hinsichtlich des Stellenkegels, der Zu- 
lagen und Zuwendungen eine Bindung zu erreichen, 
die teilweise schon geltendes Recht ist und durch 
die künftige Besoldungsgesetzgebung weiter ausge- 
baut werden soll. 

Diesem Bemühen stehen die zur Streichung empfoh- 
lenen Vorschriften des Gesetzentwurfs entgegen. 

Soweit die Arbeits- und Betriebslage der Deutschen 
Bundespost besondere besoldungsrechtliche Rege- 
lungen erfordert, sollten auch diese im Bundes- 
besoldungsgesetz getroffen werden. 

9. § 41 

a) In § 41 sind die Worte „sowie die ihr durch 
Gesetz oder Rechtsverordnung zugewiesenen 
Aufgaben des Arbeitsschutzes" zu streichen. 

b) Es ist folgender neuer § 41 a einzufügen: 

.§ 41 a 

Arbeitsschutzaufgaben 

(1) Der Vorstand hat dafür zu sorgen, daß 
die Bediensteten der Deutschen Bundespost bei 
der Erfüllung der ihnen obliegenden Dienstpflich- 
ten gegen Gefahren für Leben oder Gesundheit 
geschützt sind. Hierbei sind die §§ 120 a und 
120 b der Gewerbeordnung entsprechend anzu- 
wenden. 

(2) Der Vorstand hat die Vorgesetzten zu be- 
stimmen, die für die Durchführung der Vor- 
schrift des Absatzes 1 verantwortlich sind. Er 
hat ihren Verantwortungsbereich festzulegen 
und ihnen die erforderlichen Befugnisse zu über- 
tragen. 

(3) Sonstige die Deutsche Bundespost einbe- 
ziehende Arbeitsschutzvorschriften bleiben un- 
berührt." 

Begründung 

Im Gesetzentwurf fehlt eine grundsätzliche ma- 
terielle Arbeitsschutznorm. Es sollte daher aus- 
drücklich vorgeschrieben werden, daß der Vor- 
stand für einen ausreichenden Schutz der Be- 
diensteten vor Gefahren bei ihrer Tätigkeit zu 
sorgen hat. Der Hinweis auf §§ 120 a und 120 b 
der Gewerbeordnung soll einheitliche Maßnah- 
men im Anwendungsbereich der öffentlich-recht- 
lichen Arbeitsschutznormen sicherstellen. 

Durch Absatz 2 sollen die organisatorischen 
Maßnahmen festgelegt werden, die der Vorstand 


zumindest zu treffen hat, wenn er seiner Ver- 
pflichtung aus Absatz 1 ordnungsgemäß nach- 
kommen will. 

Durch Absatz 3 soll klargestellt werden, daß die 
sonstigen für die Deutsche Bundespost unmittel- 
bar geltenden Arbeitsschutzvorschriften (z. B. 
3 ugendarbeitsschutzgesetz, Mutterschutzgesetz, 
§ 24 GewO usw.) unberührt bleiben. Diese Be- 
stimmung macht gleichzeitig die Erwähnung des 
Arbeitsschutzes in § 41 überflüssig. Die Ände- 
rung des § 41 ergibt sich aus dem Vorschlag, 
einen neuen § 41 a einzufügen. 

10. Nach § 42 

Folgender § 42 a ist einzufügen; 

„§ 42 a 

Unterrichtungspflicht, 
Organisatorische Änderungen 

(1) Vorstand und zuständige oberste Landesbe- 
hörden unterrichten sich gegenseitig über alle Vor- 
gänge von grundsätzlicher Bedeutung. 

(2) Beabsichtigt die Deutsche Bundespost die Er- 
richtung, Verlegung, Aufhebung oder wesentliche 
Änderung eines zentralen Amtes, einer Oberpost- 
direktion oder eines Postscheckamtes oder die Än- 
derung ihrer Bezirke, gibt sie den zuständigen ober- 
sten Landesbehörden Gelegenheit zur Stellung- 
nahme. Meinungsverschiedenheiten sind dem Auf- 
sichtsrat der Deutschen Bundespost zur Beschluß- 
fassung vorzulegen. Gegen den Beschluß des Auf- 
sichtsrates kann die Bundesregierung angerufen 
werden. 

(3) Die Stellen der Präsidenten der Oberpostdirek- 
tionen werden im Benehmen mit den Regierungen 
der Länder, deren Bereich berührt wird, besetzt." 

Begründung 

Der Änderungsvorschlag stellt darauf ab, daß den 
Ländern Gelegenheit gegeben wird, sich in den ge- 
nannten Fällen zu äußern, weil die hier angespro- 
chenen Entscheidungen der Deutschen Bundespost 
oftmals wichtige wirtschafts- und strukturpolitische 
Interessen der Länder berühren. 

Im übrigen ist die Anrufung der Bundesregierung 
gegen Entscheidungen des Aufsichtsrates deswegen 
geboten, weil dessen Entscheidungen sich gemäß der 
Aufgabenstellung der Deutschen Bundespost vor- 
wiegend auf die eigenwirtschaftlichen Gesichts- 
punkte beschränken. 

11. § 45 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, im wei- 
teren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu prü- 
fen, ob die in § 45 enthaltenen Vorschriften über das 
Planfeststellungsverfahren rechtsstaatlichen Erfor- 
dernissen genügen. Hierbei sollte darauf geachtet 
werden, daß diese Vorschriften mit den entsprechen- 
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den Vorschriften des in Vorbereitung befindlichen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes in Einklang stehen. 

Abgesehen von den verfassungsrechtlichen Beden- 
ken, die gegen eine umfassende Ersetzungswirkung : 
auch für nach Landesrecht zu erlassende Verwal- | 
tungsakte bestehen können, erscheinen die Ver- | 
fahrensvorschriften ungenügend. Solange das Ver- 
waltungsverfahrensgesetz noch nicht erlassen ist, 
sollte ein förmliches Verfahren in Anlehnung an 
entsprechende Vorschriften in anderen Gesetzen 
des Bundes soweit im Gesetz geregelt werden, daß 
rechtsstaatliche Bedenken nicht entstehen können. 
Eines ausreichenden förmlichen Verfahrens bedarf 
es insbesondere dann, wenn Verwaltungsakte der 
Landesbehörden ersetzt werden sollen, die wegen 
der Ausschlußwirkung nur in einem förmlichen 
Verfahren erteilt werden könnten. | 

Die Rechtssicherheit würde auch erhöht, wenn im 1 
Gesetz die mögliche Konkurrenz verschiedener j 
Planfeststellungsverfahren für dieselbe Maßnahme I 
geregelt würde. 

Nach der bisherigen Fassung würde eine verfas- 
sungsrechtlich bedenkliche Form der Mischverwal- 
tung schließlich dadurch entstehen, daß Landesbe- 
hörden zu Anhörungsbehörden im Sinn des § 60 
des Entwurfs eines Verwaltungsverfahrensgesetzes 
bestimmt werden sollen. Diese Behörden wären j 
nicht nur als Sachwalter öffentlicher Belange im | 


Verfahren beteiligt, sondern würden auch Träger 
des Verfahrens und damit neben der entscheiden- 
den Bundesbehörde zu vollziehenden Behörden 
werden. 

Es sollte auch geprüft werden, ob bei allen Funk- 
sendeanlagen ohne Rücksicht auf deren besonderen 
Zweck oder Umfang das umfängliche Planfeststel- 
lungsverfahren gerechtfertigt ist. 

12 . § 52 

Satz 2 ist wie folgt zu fassen: 

„Rechtsverordnungen, die aufgrund des Telegra- 
phenwegegesetzes, des Gesetzes zur Vereinfachung 
des Planverfahrens für Fernmeldelinien, des Ge- 
setzes über Postkleiderkassen oder aufgrund dieses 
Gesetzes erlassen werden, gelten im Land Berlin 
nach § 14 des Dritten Überleitungsgesetzes." 

Begründung 

Der Hinweis in dem Rechtsverordnungszusatz auf 
das Telegraphenwegegesetz, das Gesetz zur Ver- 
einfachung des Planverfahrens für Fernmeldelinien 
und das Gesetz über Postkleiderkassen ermöglicht 
es, Rechtsverordnungen, die aufgrund dieser Ge- 
setze möglicherweise ergehen, künftig in Berlin zu 
veröffentlichen, ohne daß Mantelverordnungen er- 
forderlich sind. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung nimmt zu den Vorschlägen und 
Empfehlungen des Bundesrates wie folgt Stellung: 

Zu 1., 2. und 3. (§§ 1, 6 und 7) 

Den Vorschlägen wird zugestimmt. 

Zu 4. (§ 10) 

Gegen den Vorschlag, die Zusammensetzung des 
Aufsichtsrates der Deutschen Bundespost im weite- 
ren Gesetzgebungsverfahren noch zu erörtern, wer- 
den Bedenken nicht erhoben. Bei den weiteren Er- 
örterungen wird sich auch ergeben, mit welcher Zahl 
an Mitgliedern der Bundesrat im Aufsichtsrat ver- 
treten sein muß. 

Zu 5 . (§ 22) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 6. (§ 27) 

Dem Vorschlag wird mit der Maßgabe zugestimmt, 
daß an Stelle des Wortes „festgestellte" das Wort 
„genehmigte" gesetzt wird. 

Der Wirtschaftsplan kann erst vorgelegt werden, 
wenn er durch den zuständigen Bundesminister nach 
§ 20 Abs. 2 genehmigt worden ist. 

Zu 7. (§ 36) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 8. (§§ 37, 38, 39 und 40) 

Die Bundesregierung stimmt dem Änderungsvor- 
schlag des Bundesrates nicht zu. 

Begründung 

Die §§ 37, 38, 39 und 40 in der Fassung der Regie- 
rungsvorlage stehen dem Bemühen, eine Einheitlich- 
keit der Beamtenbesoldung und des Beamtenrechts 
zu erreichen, nicht entgegen. Es ist nicht beabsich- 
tigt, für die Deutsche Bundespost ein besonderes 
Dienstrecht zu schaffen. Der Deutschen Bundespost 
soll im personellen Bereich lediglich eine gewisse 
Flexibilität eingeräumt werden, die sie benötigt, 
um der Verpflichtung zu wirtschaftlicher Unterneh- 
mensführung nachzukommen. 

Die Richtlinien nach § 37 dürfen nur erlassen wer- 
den, wenn es die Eigenart des jeweiligen Dienstes 
oder die Aufrechterhaltung des Post- und Fernmel- 
debetriebs erfordert. Entsprechendes gilt für die 
Regelungen nach § 39. Eine ausreichende Sicherung 
der Einheitlichkeit des öffentlichen Dienstrechts liegt 
auch darin, daß Beschlüsse des Aufsichtsrats über die 
personellen Sonderregelungen nach § 20 Abs. 2 der 


Genehmigung durch den zuständigen Bimdesmini- 
ster bedürfen. 

Der Streichung des § 38 Abs. 2 wird widersprochen, 
weil die dienstrechtlichen Sonderregelungen — wie 
die übrigen personellen Regelungen — vom Vor- 
stand als Leitungsorgan der Deutschen Bundespost 
erlassen werden müssen. Es ist auch kein Grund 
ersichtlich, im Falle des § 38 von der Systematik 
des Gesetzes abzuweichen, das in den in Betracht 
kommenden anderen Fällen die Möglichkeit der 
Subdelegation auf den Vorstand vorsieht; im übri- 
gen unterliegen auch die dienstrechtlichen Sonder- 
regelungen des § 38 dem Genehmigungsrecht des zu- 
ständigen Bundesministers. 

Dem Änderungsvorschlag zu § 40 Abs. 2 kann nicht 
gefolgt werden. Der Deutschen Bundespost sollten 
bei der Gestaltung des Tarifrechts keine Bedingun- 
gen auferlegt werden, die außerhalb des Bereichs 
des Bundes ihre Begründung finden. Hierdurch 
würde eine Verschlechterung gegenüber dem jetzi- 
gen Rechtszustand eintreten. 

Zu 9. a und b (§ 41) 

Die Bundesregierung behält sich die Prüfung des 
Änderungsvorschlags des Bundesrates für den wei- 
teren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens vor. 

Zu 10. (nach § 42) 

Dem Vorschlag wird, soweit er die Absätze 2 und 3 
des § 42 a betrifft, nicht zugestimmt. 

Begründung 

Der Vorschlag führt zu einer weitgehenden Ein- 
schränkung der Leitungsgewalt der Deutschen Bun- 
despost, die im Widerspruch zu dem erstrebten 
Zweck des Gesetzes steht. Ferner schließt die Fas- 
sung der Sätze 2 und 3 des § 42 a Abs. 2 eine Be- 
teiligung des zuständigen Bundesministers aus. Da- 
durch wird gegen die Systematik des Gesetzes ver- 
stoßen. Im übrigen geht der Vorschlag des Bundes- 
rates weit über die einschlägige Bestimmung des 
Postverwaltungsgesetzes (§ 29) hinaus. Aufgrund 
des vorgeschlagenen § 42 a könnten der Unterneh- 
mensleitung politisch begründete Auflagen gemacht 
werden, die erhebliche nachteilige Folgen für die 
Finanzlage und die Leistungsfähigkeit des Unter- 
nehmens haben könnten, ohne daß hierfür eine Aus- 
gleichspflicht vorgesehen ist. 

Zull.(§ 45) 

Die Bundesregierung wird die Frage im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens prüfen. 

Zu 12. (§ 52) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 
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